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Einleitende Bemerkungen. 



Das Bundesgesetz betreffend die Arbeit 
in den Fabriken, vom 23. März 1877, in Kraft ge- 
treten am l. Januar 1878, schliesst mit dem heutigen 
Tage die erste Dekade seines Bestehens. An diesen 
äussern Anlass anknüpfend, haben wir mit Rücksicht 
darauf, dass zahlreiche in diesen Zeitraum fallende Er- 
lasse der Bundesbehörden gewissermassen einen Kom- 
mentar zu jenem Gesetze bilden, eine Ausgabe des 
letztern veranstaltet, welche dem Zwecke eines offi- 
ziellen Kommentars dienen soll. Sie enthält die 
authentische artikelweise Wiedergabe des Gesetzes, und 
bei jedem Artikel, in chronologischer Reihenfolge die 
Mittheilung derjenigen amtlichen Dokumente oder Theile 
solcher, welche dessen Ausführung zum Gegenstande 
haben. Diese Mittheilung schliesst sich so viel wie mög- 
lich an den Originaltext der betreffenden Schriftstücke 
an ; Aenderungen wurden nur vorgenommen, soweit es 
die Einheitlichkeit der Schreib- und Ausdrucksweise, 
das Hervorheben gewisser Stellen (durch Sperrdruck,etc), 
die Vermeidung von Wiederholungen, und die mit Be- 
seitigung alles Ueberflüssigen verbundene Anordnung 
des Stoffes überhaupt erforderte. 



Wenn desshalb die für Citate gebräuchlichen An- 
führungszeichen überall fehlen, so ist nichtsdestoweniger 
stets der Sinn und meistens auch der Wortlaut der 
Originalschriftstücke getreu wiedergegeben. Es wurde 
für die Arbeit strengste Objektivität zur Richtschnur 
genommen, und auch nichts versäumt, um sie so voll- 
ständig als möglich zu gestalten; sämmtliches vor- 
handene Material wurde, soweit es von irgend welchem 
Belang erschien, berücksichtigt. Es konnten daher, so- 
bald man diesen Gesichtspunkt festhielt, einzelne schein- 
bare Widersprüche nicht vermieden werden, wenn in 
einzelnen Fragen die Verhältnisse und die Ansichten der 
leitenden Behörden sich änderten und demzufolge spätere 
Beschlüsse frühere aufhoben; in solchen Fällen ist je- 
weilen durch entsprechende Anmerkungen für die 
nöthige Orientirung gesorgt. Anmerkungen in Form 
von Hinweisen sind auch überall da angebracht, wo 
der gleiche Gegenstand an verschiedenen Stellen zur 
Behandlung gelangt. Hiedur ch und mit Hülfe des aus- 
führlichen alphabetischenRegistersam Schlüsse 
soll eine leichte, übersichtliche Handhabung des Kom- 
mentars ermöglicht werden. 

Im Anhang wurden die bestehenden drei Bundes- 
gesetze über die Haftpflicht beigefügt, welche 
gerade gegenwärtig ein erhöhtes Interesse beanspruchen. 
Da ihre Anwendung und Auslegung im Wesentlichen 
Sache des Richters ist, so besteht über diesen Gegen- 
stand keine bundesadministrative Praxis, wesshalb wir 
uns mit der einfachen Wiedergabe der Gesetze und 
zweier bezüglicher Kreisschreiben begnügen. 

Zur Orientirung diene noch Folgendes: Die mehr- 
fach erwähnte Botschaft des Bundesrathes vom 



6. Dezember 1875 ist diejenige, mit welcher er der 
Bundesversammlung seinen Entwurf eines Fabrikgesetzes 
unterbreitete; die ebenfalls erwähnten Berichte der 
national- und ständeräthlichen Kommissio- 
nen haben diesen Entwurf zum Gegenstand; die Ex- 
pertenkommission, deren Protokoll citirt ist, wurde 
vom zuständigen Departemente des Bundesrathes über 
die Vollziehung des Gesetzes konsultirt. 

Wo der Bundesrath oder sein zuständiges De- 
partement erwähnt wird, ist zur Vermeidung der 
Wiederholungen das Attribut „schweizerischer", resp. 
„schweizerisches" weggelassen worden; es ist somit stets 
die eidgenössische Behörde gemeint. Unter „Ge- 
setz" ist überall das Bundesgesetz betr. die Arbeit in 
den Fabriken verstanden. Wir erwähnen noch folgende 
Abkürzungen: 

B. R. = Bundesrath. 

D. = Departement. 

Art. = Artikel. 

Abs. = Absatz. 

Ziff. = Ziffer. 

d. G. = des Gesetzes. 

B. B. 1880. I. 10 = Bundesblatt 1880, Band I, Seite 10. 

A, S. I. IO = Amtliche Sammlung, Band I, Seite 10. 

A. S. n. F. I. IO = Amtliche Sammlung, neue Folge, Band I, Seite 10. 
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Wir schliessen mit dem Wunsche, mit gegenwärtiger 
Publikation sowohl den Behörden, als den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, welche sie angeht, einen Dienst 
erwiesen zu haben. 

Bern, den 31. Dezember 1887. 

Schweizerisches 

Handels- & Landwirthschaftsdepartement. 



Bundesgesetz 

betreffend 

die Arbeit in den Fabriken. 

(Vom 23. März 1877.) 

A. 8. n. F. ni. 241. 



Die Bundesversammlung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, 

mit Hinsicht auf Art. 34 der Bundesverfassung*) ; 
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom 
6. Christmonat 1875, 

beschliesst : 

I. Allgemeine Bestimmungen. 
Art, 1, 

Als Fabrik, auf welche gegenwärtiges Gesetz An- 
wendung findet, ist jede industrielle Anstalt zu betrach- 
ten, in welcher gleichzeitig und regelmässig eine Mehr- 
zahl von Arbeitern ausserhalb ihrer Wohnungen in ge- 
schlossenen Räumen beschäftigt wird. 

Wenn Zweifel waltet, ob eine industrielle Anstalt als 
Fabrik zu betrachten sei, so steht darüber, nach Ein- 
holung eines Berichts der Kantonsregierung, der end- 
giltige Entscheid dem Bundesrathe zu. 



*) Art. 34, Abs. 1, der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 
lautet: 

«Der Bund ist befugt, einheitliche Bestimmungen über die Ver- 
wendung von Kindern in den Fabriken und über die Dauer der 
Arbeit erwachsener Personen in denselben aufzustellen. Ebenso 
ist er berechtigt, Vorschriften zum Schutze der Arbeiter gegen 
einen die Gesundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb 
zu erlassen.» 
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1. Protokoll der Experten-Kommission des Eisenbahn- und 
Handelsdepartements, Sitzungen vom 15./16. April 1878. 

Die Kommission stellte folgende Grundsätze*) auf: 

A. Eine bloss von Familiengliedern betriebene 
Industrie, auch wenn dabei mechanische Motoren verwendet 
werden, macht das Geschäft noch nicht zur «Fabrik». Wenn 
noch Arbeiter von aussen hinzugezogen werden, so 
fragt es sich, welches die Zahl der letztern sei. 

B. Geschäfte, welche zwar zum grössten Theil nicht 
in geschlossenen Räumen**) betrieben werden, aber in 
Hinsicht auf die darin behandelten Stoffe oder zur An- 
wendung kommenden Motoren gesundheitsschädlich oder 
gefährlich sind, fallen unter das Gesetz. 

C. Die Frage betreffend die Zahl der Arbeiter***), 
welche für sich allein betrachtet den Begriff « Fabrik » 
konstituiren soll, wird dahin entschieden, dass :' 

a) bei 5 Arbeitern und weniger ein Etablissement 
nicht als Fabrik betrachtet werden solle, wenn die 
anderseitige Natur desselben es auch zu einer solchen 
stemple f ) ; 

b) Etablissemente, die ihrer Natur nach nicht als Fabriken 
zu betrachten sind, als Fabriken im Sinne d. G. 
zu behandeln seien, wenn sie 25 (und mehr) Arbeiter 
in geschlossenen Räumen beschäftigen. 

2. Kreisschreiben des Eisenbahn- und Handelsdepartements 
an die Kantonsregierungen, vom 23. Mai/ 28. Juni 1878. 

Da die Zahl aller vorhandenen industriellen Etablisse- 
mente in zwei Gruppen zerfällt, von denen die eine als 



*) Diese Grundsätze sind im Allgemeinen noch als leitende 
anzusehen; immerhin haben sie durch seitherige Interpretation 
des Gesetzes vielfache Vervollständigung erfahren (s. pag. 11—32). 
**) Betr. den Begriff «geschlossener Raum» s. Ziff. 5, 
16, 17 (pag. 18, 27, 28). 
***) S. Ziff. 12 (pag. 23). 
t) Ausnahmen s. Ziff. 18 und 20 (pag. 29, 32). 
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«Fabriken» den Vorschriften des Gesetzes unterstellt wird, 
während die andere lediglich unter den Bestimmungen der 
kantonalen Gewerbegesetze, soweit solche vorhanden sind, 
stehen bleibt, so stellte der Bundesrath vorläufig folgende 
allgemeine Kriterien auf, welche im Spezialfall die Ent- 
scheidung der Frage bedingen, ob eine industrielle 
Anstalt als «Fabrik» im Sinne des Ar- 
tikels 1 des Gesetzes zu betrachten sei 
oder nicht. 

Der Bundesrath gieng hiebei mit der von den Kantons- 
regierungen ausgesprochenen Ansicht einig, dass Alles das- 
jenige, was als blosser Handwerks- oder Kleinbetrieb 
zu betrachten ist, von dem Begriffe «Fabrik» auszuschliessen 
sei. 

Zunächst fällt in Betracht die Rücksicht auf die Ge- 
fahr für Gesundheit und Leben der Arbeiter, 
zumal schon in demjenigen Artikel*) der Bundesverfassung, 
auf welchem das Fabrikgesetz aufgebaut ist, dieser Gesichts- 
punkt gewissermassen als der dominirende hingestellt wird. 
Wo also die allgemeinen Requisite des Gesetzes (Art. 1) 
zutreffen, da erscheint überall die Bezeichnung als Fabrik 
gerechtfertigt, wo die Natur der Beschäftigung eine beson- 
ders anstrengende, für die Gesundheit der Arbeiter, ins- 
besondere bei Uebermass von Arbeitszeit, bedenkliche ist, 
und es fällt bei Geschäften dieser Art nicht in Betracht, 
ob die Zahl der Arbeiter eine grössere oder ge- 
ringere sei, dagegen ist Rücksicht darauf zu nehmen, ob 
dabei jugendliche Arbeiter zur Verwendung 
kommen oder nicht. Wo es der Fall ist, erscheint es als 
doppelt angezeigt, das Geschäft dem Gesetze zu unterstellen. 

In Anwendung dieses Grundsatzes werden auch Gewerbe, 
wie Rothfärbereien und Cementfabriken 
unter das Gesetz gezogen, die zwar zu einem guten Theil 
im Freien oder doch in nicht völlig geschlossenen Räumen**) 
betrieben werden, bei denen aber für denjenigen Theil der 



*) S. denselben pag. 9. 
**) S. Ziff. 1, 5, 16, 17 (pag. 10, 18, 27, 28). 
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Arbeiter, die an den geschlossenen Raum gebunden sind, 
besondere Schädlichkeiten bestehen. 

Ebenso muss die Strohflechterei unter das Ge- 
setz gezogen werden, obgleich sie häufig als blosser Hand- 
oder Kleinbetrieb sich darstellt, auch wohl nur während 
einer kürzern oder längern Periode des Jahres wirklich 
betrieben und dann ganz eingestellt wird. Der Grund liegt 
hier in der Gefahr, dass, um in der kurzen Periode, wo 
die Saison-Arbeiten geliefert werden sollen, möglichst rasch 
zu Ende zu kommen, die Arbeiter, insbesondere die Kinder 
und jungen Leute in übertriebener und gesundheitsschädlicher 
Weise zur Nachtarbeit verhalten werden. Es ist sehr nöthig, 
sich durch Inspektion und Ueberwachung derartigen Uebel- 
ständen zu widersetzen, und die Möglichkeit besteht nur, 
wenn die betreffenden Geschäfte unter das Gesetz fallen. 

Aehnliche Bewandtniss hat es mit den Tabak- und 
Cigarrenfabriken, wo mancherlei Gesundheitsschäd- 
liches unterläuft und wo viele jugendliche und weibliche 
Arbeiter zur Beschäftigung gelangen, die des Schutzes be- 
dürfen. 

Sodann sind als Fabriken im Sinne des Gesetzes zu be- 
trachten die Appreturen im Gebiete der Weisswaaren- 
Industrie. Die nationalräthliche Kommission, welche s. Z. 
die Bereisung einer Anzahl von industriellen Etablissementen 
vornahm, um sich mit deren Zuständen etwas vertraut zu 
machen, fand gerade in den Anstalten gedachter Art theil- 
weise Verhältnisse vor, die ihr in einleuchtendster Weise den 
Beweis für die Notwendigkeit eines Fabrikgesetzes zu führen 
schienen. 

Auch die sogenannten Zugband- (oder Elas- 
t i q u e - ) Fabriken, selbst wo der Betrieb nur von 
Hand stattfindet, werden unter das Gesetz gestellt, da die 
Arbeit äusserst anstrengend ist und insbesondere bei jugend- 
lichen oder schwächlichen Leuten leicht Veranlassung zu 
eigentlichen körperlichen Missbildungen geben kann. 

Ferner fällt in Betracht die Art und Ausdehnung 
des Betriebes. Bei einer erheblichen Zahl von Geschäfts- 
zweigen, die in früheren Zeiten lediglich in den Rahmen des 
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Handwerks fielen, ist in neuerer Zeit die Aenderung einge- 
treten, dass sie durch bedeutende Erweiterung ihres Um- 
fanges und insbesondere durch Verwendung von durch me- 
chanische Motoren bewegten Maschinen und drgl. den Cha- 
rakter von eigentlichen Fabriken angenommen haben. Soweit 
dies der Fall ist, d. h. soweit solche industrielle 
Anlagen als Grossbetriebe erseheinen, wo 
mit meeh. Motoren gearbeitet und eine grös- 
sere Zahl von Arbeitern an Maschinen be- 
schäftigt wird, da rechtfertigt es sich, den Begriff 
«Fabrik» als zutreffend zu erklären und demgemäss die be- 
treffenden Etablissemente der Herrschaft des Gesetzes zu 
unterstellen. 

Es gehören dahin vorzugsweise die grössern Parque- 
terien, Bauschreinereien, überhaupt, um eine ge- 
nerelle Bezeichnung zu wählen, die Holzbearbeitungs- 
werkstätten*). 

Denselben schliessen sich an die Maschinen- und 
Mechanischen Werkstätten; ferner die An- 
stalten, wo Eisen, Thon und andere R o h s t o ffe 
verarbeitet werden, also z. B. Ziegeleien **), Haf- 
ner e i e n, Spinnereien und solche Bleichereien, 
wo in geschlossenen Räumen mit Maschinenbetrieb und mit 
Hülfe von Chemikalien gebleicht wird. Der umstand, dass 
die Bleichearbeiter gewöhnlich ganz oder zum Theil 
von dem Fabrikinhaber im eigenen Hause Kost und 
Wohnung erhalten, ändert hieran nichts. Die Frage, 
wie in dieser Hinsicht die Lohnverhältnisse geregelt 
seien — denn nur hierum handelt es sich im Wesentlichen 
dabei — , kann die Frage, ob man es mit einer Fabrik zu 
thun habe oder nicht, durchaus nicht ausschliesslich ent- 
scheiden. 

Etwas heikler erschien die Frage in Betreff der grössern 
Mühlen***), Bierbrauereien***) und Gerbereien, 

*) S. Ziff. 4 und 16 (pag. 18, 27). 
**) S. Ziff. 3, litt, b, und 5 (pag. 17, 18). 
***) Betr. Mühlen und Bierbrauereien s. Ziff. 3, litt, a, 
17, 18 und 19 (pag. 16, 28, 29, 31). 
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indessen war in der Expertenkommission die überwiegende 
Meinung dahin gegangen — und der Bundesrath stimmte mit 
derselben überein — , es sollten auch diese Gewerbe, sobald 
sie den Charakter des Grossbetriebs in den vorbezeichneten 
Richtungen an sich tragen, dem Gesetze unterstellt werden. 

Maschinen-Stickerei*). Wenn dieselbe als Haus- 
industrie betrieben wird, d. h. wenn nur Vater, Mutter, Kinder 
und sonstige, regelmässig in gleicher Haushaltung vereinigte 
Familiengenossen die Maschinen bedienen, so findet das 
Gesetz auf dieselben nicht Anwendung. Fraglich ist die Sache 
nur, wo neben den Hausgenossen auch noch gemiethete Arbeits- 
kräfte zur Anwendung kommen, oder wo lediglich die letztern 
bethätigt werden. Hier hat der Bundesrath folgende Grenz- 
linie aufgestellt: 

Wenn nicht ausschliesslich Familien - 
genossen bethätigt sind, so gilt jede Stickerei 
mit 3 oder mehr Stühlen als Fabrik; die- 
jenigen mit 1 oder 2 dagegen fallen als kleinste 
Betriebe ausser Betracht. 

Leuchtgasfabriken**) sind im Sinne des Gesetzes 
als Fabriken zu betrachten, mit Ausnahme solcher Gasanstalten, 
die Accessorien von Gasthöfen oder ähnlichen Anlagen sind, 
welche nicht selbst zu den Fabriken gehören. 

Lebhaft bestritten war die Frage, ob Buchdruckereien 
und Lithographien unter den Begriff « Fabrik » gehören 
oder nicht. Die Kantonsregierungen waren in ihren Ansichten 
hierüber getheilt; die Buchdrucker selbst sträubten sich 
grösstenteils gegen die Subsumtion unter das Gesetz und 
beriefen sich namentlich darauf, dass sie zu den Genossen 
der freien Kunstgewerbe gehören. 

Der vorläufige Entscheid des Bundesrathes gieng dahin, 
Buchdruckereien und Lithographien seien nicht in das Ge- 
setz einzubeziehen.***) 

Die Frage, ob Bergwerke unter das Fabrikgesetz 
fallen, ist vom Bundesrath ebenfalls verneint worden. Es 



*) S. Ziff. 6, litt, c, 7, 9, 10, 14, litt, b (pag. 20, 22, 25). 
**) S. Ziff. 6, litt, b (pag. 20). 
***) Aufgehoben, s. Ziff. 6, litt, a, und 14, litt, c (pag. 19, 26). 
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ist allerdings nicht zu leugnen, dass gerade in Bergwerken 

— deren Zahl freilich in der Schweiz keine sehr erhebliche ist — 
mancherlei sanitarische Schädlichkeiten vorkommen, wo eine 
Ingerenz des Staates sich sachlich wohl rechtfertigen würde. 
Dagegen schien es dem Bundesrathe, dass das Requisit des 
«geschlossenen Raumes», welches das Gesetz aufstellt, hier, 
wenn man nicht zu künstlichen Auslegungen Zuflucht nehmen 
wolle, doch nicht zutreffe. 

Was die Uhrenindustrie anbetrifft, so hat der 
Bundesrath am 25. Juni 1878 den Entscheid gefasst : 

Es seien hier 3 Klassen von Etablissementen auseinander- 
zuhalten und von denselben nicht unter den Begriff «Fabrik» 
im Sinne von Art. 1 des Gesetzes zu ziehen : 

1. Die sogenannten Comptoirs, wo der Herr des Ge- 
schäfts oder sein Stellvertreter die Arbeiten disponirt 
und die eingehenden entgegennimmt. 

2. Die Ateliers, wo eine grössere Anzahl von Uhren - 
machern sich zusammenfinden, aber jeder für sich seine 
besondere Arbeit und zwar ausschliesslich mit seiner 
Hand und mit seinen speziellen kleinen Instrumenten 
verrichtet*). 

Hinwieder sollen dem Gesetze unterstellt werden : 

3. Die eigentlichen Uhrenfabriken, wo entweder das 
Roh werk der Uhr ganz oder theil weise fertig erstellt 
oder einzelne Uhrenbestandtheile im Grossen hergestellt 
werden. 

3. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 21. Mai 1880 (B. B. 1880. HI. 96). 

Art. 1 d. G. ist in Bezug auf einzelne Industriezweige 

— Mühlen, Bierbrauereien, Ziegeleien und 
Ausrüstereien — in ganz verschiedener Weise an- 
gewandt worden. Während dieselben in den einen Kantonen 

*) Die Expertenkommission des Departements hatte sich 
für Unterstellung der Ateliers ausgesprochen, und die admini- 
strative Praxis der letzten Jahre näherte sich ebenfalls mehr 
dieser Auffassung. 
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als Fabriken im Sinne des Gesetzes betrachtet wurden, sind 
sie in andern Kantonen lezterem nicht unterstellt worden. 

Der Bundesrath ordnete diese Verhältnisse in folgender 
Weise : 

a. Betr. die Mühlen und Bierbrauereien. 

Es wird für die Unterstellung der Mehlmühlen und 
Bierbrauereien unter das Fabrikgesetz vielfach auf die Ge- 
fahren hingewiesen, welche der Maschinenbetrieb in diesen 
Etablissementen darbiete, auf die Notwendigkeit, dass die- 
selben der Haftpflicht unterworfen seien. 

Sodann wird hervorgehoben, dass kontinuirliche Arbeit 
bei diesen beiden Industriezweigen vorkomme und schützende 
Bestimmungen schon aus diesem Grunde erforderlich seien. 

Dem gegenüber kommt jedoch Folgendes in Betracht: 

Bei diesem industriellen Betriebe finden weder weibliche 
Arbeiter noch Kinder Verwendung. 

Im Art. 1 d. G. ist die Beschäftigung der Arbeiter ausser- 
halb ihrer Wohnung in geschlossenen Räumen als Kriterium 
einer Fabrik aufgestellt. In Mühlen und Bierbrauereien wird 
dagegen die Arbeit zu einem grossen Theile im Freien ver- 
richtet. 

In der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle haben 
laut Bericht der Fabrikinspektoren die Arbeiter im Arbeits- 
lokal selbst oder in der angrenzenden Wohnung ihres Prin- 
zipals ihre Wohnung, Beköstigung und die ganze übrige 
Verpflegung (vergl. Ziff. 14, litt, a, pag. 24). 

Mit Rücksicht auf diese Verhältnisse beschloss der Bundes- 
rath : *) 

Es seien Mehlmühlen und Bierbrauereien 
nicht' als Fabriken zu betrachten, wenn 
nur erwachsene männliche Arbeiter in 
denselben beschäftigt werden und in der 
Regel beim Arbeitgeber selbst Kost und 
Logis haben. 

*) Dieser Beschluss ist aufgehoben, s. Ziff. 17, 18, 19 
(pag. 28, 29, 31), sowie Ziff. 2 (pag. 13). 
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b. Betr. die Ziegeleien. 

Insofern die Ziegeleien Motoren verwenden und eine 
grössere Anzahl von Arbeitern beschäftigen, sind dieselben 
aus folgenden Gründen dem Gesetz zu unterstellen:*) 

Sie beschäftigen eine Mehrzahl von Arbeitern (Brenner, 
Arbeiter an den Maschinen, etc.) ausserhalb ihrer Wohnungen 
in geschlossenen Räumen. Die von Motoren in Bewegung 
gesetzten Maschinen der Ziegelei gehören zu den gefährlichem, 
und es ist daher einerseits auf möglichste Sicherung der 
Arbeiter und andererseits in Unglücksfällen auf eine an- 
gemessene Entschädigung der Verunglückten, resp. ihrer 
Hinterlassenen, Bedacht zu nehmen. 

Es kommt vor, dass in Ziegeleien zum Schleppen von 
Lasten junge Leute unter 18 Jahren, sowie auch Frauens- 
personen verwendet werden. Diese Arbeit ist aber oft eine ge- 
radezu erschöpfende, und junge Leute unter 18 Jahren — 
eventuell auch Frauenspersonen — müssen daher in Ziege- 
leien vor Ueberarbeiten und Nachtarbeit geschützt, insbeson- 
dere muss auch verhindert werden, dass zu diesen Schlepp - 
arbeiten Kinder unter 14 Jahren verwendet werden können. 

c. Betr. die Ausrüstereien. 

Die Ausrüstereien, in denen das Nachsticken, Ausbessern, 
Ausschneiden, Höhlen, Bügeln und Legen der Stickerei- 
waaren besorgt wird, entsprechen laut Bericht der Fabrik- 
inspektoren fast ausnahmslos den hygieinischen Anforderungen. 

Es finden sich in diesen Etablissementen weder Motoren 
noch Maschinen, die irgend welche Gefährde bedingen. 

Die Zahl der in den Ausrüstereien beschäftigten Arbeiter- 
innen beträgt nach Abzug der Nachstickerinnen, die jedenfalls 
als Hilfsarbeiterinnen zu betrachten, somit allgemeinen Vor- 
schriften über Arbeitszeit nicht unterstellt sind**), höchstens 
2 — 3 °/ der Stickereiarbeiter, und von dieser Zahl sind 
kaum 1 / 10 Arbeiterinnen unter 18 Jahren. 

Die Zahl der Ausrüstereien mit 25 oder mehr Arbeiter- 
innen beträgt jedenfalls nicht mehr als 10°/ der Gesammtzahl. 

*) S. Ziff. 2 und 5, (pag. 13, 18), Art. 12, Ziff. 1, (pag. 80). 
**) S. pag. 79. 

2 
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Die Arbeit der Ausrüsterinnen beansprucht in der Regel 
nicht alle Wochentage, sondern wird sehr häufig durch ein- 
bis mehrtägige Pausen unterbrochen. 

Es ist durchaus unmöglich, die Arbeit an gewisse Zeiten 
zu binden, da, je nach der Art des augenblicklich in Arbeit 
befindlichen Artikels, das Bedürfniss sich ausserordentlich 
mindern oder mehren, ja sogar, wie beim Ausschneiden, 
Höhlen etc., zeitweise ganz wegfallen, zu andern Zeiten in 
ausgedehntem Mass bestehen kann, um so mehr, da die 
Lieferungsfristen für manche dieser in kleinen Quantitäten 
und für sofortigen Konsum angefertigten Modewaaren auf 
wenige Tage begrenzt sind. 

Die Arbeit ist derart, dass sie leicht in Privatlokale ver- 
legt und somit die Arbeiterzahl in dem Masse vermindert 
werden kann, dass ein als Fabrik erklärtes Etablissement 
nachträglich wieder gestrichen werden müsste. 

Desshalb werden Ausrüstereien dem Gesetz nicht 
unterstellt. 

4. Bundesrathsbeschluss vom 26. August 1881 (B. B. 1881. 
III. 724), den Kantonsregierungen durch Kreisschreiben 
des Handels- und Landwirthschaftsdepartements vom 

7. September 1881 mitgetheilt. 

Derselbe bestimmt : 

Sämmtliche Holzbearbeitungswerkstätten, welche 
ganz oder theilweise in geschlossenen Räumen 
betrieben, in welchen Motoren verwendet und mehr 
als 5 Arbeiter beschäftigt werden, sind dem Gesetze 
definitiv zu unterstellen*). 

5. Bundesrathsentscheid, vom 30. August 1881. 

Eine Anzahl von Ziegeleibesitzern richtete an den Bundes- 
rath das Gesuch : 

es seien die Ziegeleien **) als dem Fabrikgesetz nicht 
unterworfen zu erklären, eventuell die Artikel 11 und 16 
desselben auf den Betrieb der Ziegeleien nicht anzuwenden. 

*) S. Ziff. 2 und 16 (pag. 13, 27). 
**) S. Ziff. 2 und 3, litt, b (pag. 13, 17), Art. 12, Ziff. 1 (pag. 80). 
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Der Bundesrath wies das Gesuch ab, sich auf den Be- 
schluss vom 21. Mai 1880 (s. Ziff. 3, litt, b, pag. 17) und 
die den Brennern bereits ertheilte Bewilligung der kontinuir- 
lichen Arbeit (s. Art. 13, pag. 86) berufend. 

In Betreff jenes Beschlusses wies der Bundesrath darauf hin, 
dass er mit Art. 1 d. G. nicht in Widerspruch stehe, indem 
unter « geschlossenen Räumen » *) nach dem 
ganzen Sinn und Geist des Gesetzes nicht nur Räume 
verstanden werden dürfen, welche ausser direkte oder nur 
in künstlich bewerkstelligte Kommunikation mit der Aussen- 
welt gesetzt seien, sondern auch solche, welche inner- 
halb eines bestimmt umgrenzten oder um- 
schlossenen Raumes mindestens einen Bruch- 
theil der Arbeiter im Bereiche von gewissen 
auf sie einwirkenden Schädlichkeiten und Ge- 
fährden festhalten. 

6. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 6. Januar 1882 (B. B. 1882. I. 11). 

a. Buchdruckereien. Mittelst einer Kollektiveingabe 
hatte eine grössere Anzahl schweizerischer Buchdruckerei- 
besitzer sich beim Bundesrath dafür verwendet, dass die 
Buchdruckereien dem Gesetze nicht unterstellt werden. Eine 
grosse Zahl in solchen Etablissementen beschäftigter Arbeiter 
petitionirte dagegen für die Unterstellung. 

Die angestellten nähern Untersuchungen führten zu dem 
Ergebniss, dass die Beschäftigung in den Buchdruckereien 
zu den ungesunden gehört, was bei der Frage, ob diese als 
Fabriken im Sinne des Art. 1 d. G. zu betrachten seien, um 
so mehr ins Gewicht fallen muss, als in den Buchdruckereien 
sehr häufig zur Nachtzeit gearbeitet werden muss und Frauens- 
personen und Kinder angestellt sind. Auch fällt in Betracht, 
dass die grössern Buchdruckereien mit Motoren betrieben 
werden und Unfälle in denselben nicht selten vorkommen. 

Angesichts dieser Verhältnisse hat der Bundesrath be- 
schlossen : **) 

*) S. Ziff. 1, 16, 17 (pag. 10, 27, 28). 
**) S. Ziff. 2 und 14, litt, c (pag. 14, 26); gemäss letzterem 
Citat ist die Unterstellung nicht mehr an das Vorhandensein von 
Motoren gebunden. 
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Buchdruckereien mit Motoren und mehr 
als 5 Arbeitern sind als Fabriken zu be- 
trachten. 

Bei denjenigen Etablissementen, welche sich über die 
Notwendigkeit der Nachtarbeit ausweisen, kann Art. 13,. 
Abs. 4, d. G. in Anwendung gebracht werden. (S. Art. 13 „ 
pag. 89.) 

b. Bei den Gasfabriken ist hinsichtlieh der Frage, ob 
sie dem Gesetze zu unterstellen seien oder nicht, in den 
verschiedenen Kantonen ein einheitliches Verfahren nicht 
durchgeführt. Laut Bericht der Fabrikinspektoren sind die 
Apparate der Gasfabriken vermöge ihrer Explosionsgefähr- 
lichkeit den Dampfkesseln zum Betrieb von Motoren gleich- 
zustellen. 

Der Bundesrath hat demnach beschlossen : 
Gasfabriken*), in denen mehr als 5 Arbeiter 
beschäftigt werden, sind, abgesehen davon, ob Mo- 
toren verwendet werden oder nicht, als Fabriken zu 
betrachten. 

c. Stickereien.**) Es ist häufig vorgekommen, dass 
Besitzer von Stickereien mit drei und mehr Stühlen (s. Kreis- 
schreiben^vom 23. Mai / 28. Juni 1878, Ziff. 2, pag. 14) diese 
in verschiedenen Gebäuden placirten, in der Meinung, dass. 
alsdann die Bedingungen der Einbeziehung in das Gesetz, 
nicht vorhanden seien. Dies hat den Bundesrath veranlasst > 
den Beschluss von 1878 zu ergänzen, und zwar wie folgt: 

Stickereien mit drei und mehr Maschinen, 
mögen diese letzteren in einem oder mehreren Ge- 
bäuden aufgestellt sein, sind als Fabriken zu be- 
trachten. 

7. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Regierungen 

der Kantone Zürich, Appenzell A. -Rh. und I.-Rh., 

St. Gallen und Thurgau, vom 9. Mai 1882 (B. B. 1882. 

IL 821). 

In Stickerei -Etablissementen***) wird vielerorts 

ein Arrangement in dem Sinne getroffen, dass der Eigen- 

*) S. Ziff. 2 (pag. 14). 

**) S. Ziff. 2, 7, 9, 10, 14, litt, b (pag. 14, 20, 22, 25). 
***) S. Ziff. 2, 6, litt, c, 9, 10, 14, litt, b (pag. 14, 20, 22, 25). 



Zu Art. 1. 21 

thümer oder Inhaber der Stickerei alle oder einzelne Stick- 
maschinen an Einzelsticker vermiethet. 

Mit dieser Praxis sind oft Uebelstände verbunden, indem 
in solchen Etablissementen die betreffenden Arbeiter (Miether) 
die Vorschriften des Gesetzes meist gänzlich ausser Acht 
lassen. Keiner der Einzelmiether besorgt z. B. die Auf- 
stellung der Arbeiterliste oder eines Fabrikreglements, wenn 
dies der Eigenthümer oder Inhaber der Fabrik unterlässt; 
die gesetzliche Arbeitszeit wird nicht eingehalten etc.. 

Der Bundesrath beschloss daher: 

In Stickereien, welche von mehreren 
Miethern betrieben werden, ist der jeweilige 
Eigenthümer des Etablissements für die Hand- 
habung des Fabrikgesetzes verantwortlich; 
doch steht es ihm frei, unter seinen Miethern einen ver- 
antwortlichen Stellvertreter zu bezeichnen, welchem im 
Falle eines durch Zuwiderhandlung gegen das Gesetz ent- 
standenen Nachtheils das KückgrifFsrecht auf den Verschulder 
dieses Nachtheils zusteht. Wo nur ein Miether ein Eta- 
blissement übernommen hat, tritt dieser in Bezug auf die Ver- 
antwortlichkeit an die Stelle des Eigenthümers. Für Unter- 
miether ist der Miether in gleicher Weise verantwortlich. 

8. Reglement über die Fabrikation und den Verkauf von 
Zündhölzchen*), vom 17. Okt. 1882 (A. S. n. F. VI. 501). 

Artikel 2 desselben bestimmt: 

Die Fabrikation von Zündhölzchen darf nur 
in solchen Lokalitäten stattfinden, welche ausschliesslich 
für diesen Zweck benutzt werden, und für die Gesundheit 
und Sicherheit der Arbeiter hinreichenden Schutz bieten. 
Dieselben fallen unter die Bestimmungen des 
Bundesgesetzes betreffend die Arbeit in den 
Fabriken. 

Sämmtliche, auch die kleinsten Zündhölzchenfabriken 
fallen somit unter das Gesetz. 



*) S. Art. 3 (pag. 40), Art 5, Ziff. 1 (pag. 49). 
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9. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an die Regierung von Appenzell A.-Rh., vom 

29. Januar 1883. 

Dasselbe enthält folgende Interpretation des Bundesraths- 
beschlusses vom 6. Januar 1882 (s. Ziff. 6, pag. 20) : 

Der Sinn des Beschlusses geht dahin, dass auch solche 
Stickereien*), deren Maschinen in mehrere, nahe 
bei einander liegende Gebäude vertheilt sind, 
unter das Gesetz fallen sollen. Ferner ist verstanden, dass 
solche Geschäfte, wo ausschliesslich Familien- 
glieder in ihren Wohnungen arbeiten, nicht als Fabriken 
zu betrachten seien, wie denn Art. 1 des Gesetzes die Haus- 
industrie überhaupt nicht in sich begreift. 

10. Entscheid des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments, vom 11. Dezember 1883. 

In Bezug auf die Stickereien*) bestanden abwei- 
chende Ansichten darüber, ob eine solche unter das Gesetz 
falle oder nicht, wenn in einem Lokal zwar 3 und mehr 
Stickmaschinen vorhanden sind , aber verschiedenen 
Besitzern angehören, so dass höchstens 2 Maschinen 
auf denselben Besitzer fallen. Da selbstverständlich in sa- 
nitarischer Beziehung die Arbeitsverhältnisse sich gleich 
bleiben, ob die Maschinen Diesem oder Jenem gehören, und 
um eine Anomalie, die darin bestehen würde, dass Lokale 
mit 3 Maschinen, die nur einen Besitzer haben, unter das 
Gesetz fielen (s. Kreisschr. v. 6. Jan. 1882, Ziff. 6, pag. 20), 
solche mit 6 — 8 Maschinen, die verschiedenen Besitzern 
angehören, dagegen nicht, zu vermeiden, wurde der Grund- 
satz adoptirt, 

dass ein Lokal mit 3 und mehr Stick- 
maschinen unter das Gesetz falle, auch wenn 
letztere verschiedenen Besitzern angehören, 
es sei denn, dass dabei ausschliesslich Familien genossen 
beschäftigt werden. 

Man suchte dadurch zu verhindern, dass die Stickereien 
sich theilten, um dem Gesetze zu entgehen. 

*) S. Ziff. 2, 6, litt, c, 7, 9, 10, 14, litt, b (pag. 14, 20, 22, 25). 
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11. Ständerathsbeschluss vom 24., Nationalrathsbeschluss 

vom 27. Juni 1884. 

Gegen einen Beschluss des Bundesrathes, welcher das 
Gesuch eines Arbeiters um Unterstellung eines industriellen 
Etablissements unter das Gesetz abgewiesen hatte, wurde 
an die Bundesversammlung rekurrirt. 

Die Räthe schritten über den Rekurs zur Tagesordnung, 
weil der Gegenstand in die Kompetenz des 
Bundesrathes falle. (S. Botschaft des Bundesrathes 
vom 9. Juni 1884 [B. B. 1884. III. 178]). 

Im gleichen Sinne haben die Räthe am 26. /29. April 
1887 den Rekurs eines Sägereibesitzers gegen die vom 
Bundesrathe beschlossene Unterstellung seines Etablissements 
unter das Gesetz erledigt. 

Es können somit die in Art. 1, Abs. 2, des 
Gesetzes vorgesehenen Entscheide des Bun- 
desrathes nicht weitergezogen werden. 

12. Rekurs-Entscheid des Bundesrathes, vom 25. Nov. 1884. 
Derselbe enthält folgenden Grundsatz: 

Bei der Qualifikation eines Etablissements bezüglich 
dessen Stellung zum Gesetze ist die Regel zu beobachten, 
nicht das Minimum oder Mittel, sondern das Maximum 
der vorkommenden Arbeiterzahl in Betracht 
zu ziehen. 

13. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 29. November 1884 (B. B. 1884. IV. 521). 

Dieses verfügt : 

Jacquard-Webereien*) mit mehr als 5 Ar- 
beitern , welche in einer oder mehreren, demselben Be- 
sitzer gehörigen Räumlichkeiten betrieben werden, sind als 
Fabriken im Sinne von Art. 1 des Gesetzes zu betrachten, 
falls die Webstühle durch Motoren betrieben 
werden oder mit Bleistäbchengewichten ver- 
sehen sind. Trifft keine dieser beiden Bedingungen 

*) S. Art. 2, Ziff. 3 und 5 fpag. 35, 37), Art. 5, Ziff. 2 (pag. 49). 
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zu, so sind sie erst bei einer Arbeiterzahl von mehr als 25 
als Fabriken zu betrachten. 

Betreffend die Veranlassung dieses Beschlusses s. Art. 2, 
Ziff. 3 (pag. 35). 

14. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 7. April 1885 (B. B. 1885. IL 420). 

Der Bundesrath hat darin folgende Verfügungen ge- 
troffen. 

a. Hinsichtlich des Charakters von . Etablissementen, in 
welchen die Arbeiter beim Arbeitgeber Kost und Logis haben : 
Als ausserhalb ihrer Wohnung beschäftigt 
sind die Arbeiter derjenigen industriellen 
Etablissemente zu betrachten, deren Ar- 
beit sich in speziellen A r b e i t s r ä u m e n und 
nicht in den Wohnräumen der Familie 
selbst oder ausschliesslich durch Fami- 
lien genossen vollzieht. 

Bisher hatte stets Meinungsverschiedenheit darüber ge- 
herrscht, wie der in Art. 1 d. G. enthaltene Begriff: Arbeiter 
« ausserhalb ihrer Wohnungen » dann zu verstehen sei, wenn 
die Arbeiter in Kost und Logis bei dem Arbeitgeber stehen. 
Der Bundesrath sah sich daher veranlasst, in dieser Hinsicht 
eine Interpretation zu geben, und erklärte nun mit obiger 
Schlussnahme, dass alle diejenigen als ausserhalb ihrer Woh- 
nung arbeitend anzusehen seien, die nicht in den gleichen 
Räumen arbeiten, in welchen sie wohnen. Denn der Arbeiter, 
der zwar Wohnung und Kost von seinem Arbeit- 
geber erhält, aber ohne weitergehende Verpflichtung des 
letztern und ohne dass der Arbeiter in einer eigentlichen 
Gemeinsamkeit des Lebens mit dem Prinzipale steht, oder 
wo es ihm selbst freigestellt ist, ob er sich letzterm in Pen- 
sion geben oder selbst verpflegen will, kann nicht als zur 
Familie gehörend angesehen werden. Auch kann bei einem 
solchen Arbeiter nicht davon gesprochen werden, dass er 
in seiner Wohnung beschäftigt sei, denn mit dem ersten 
Schritt aus seinem Schlafgemach verlässt er jene und kommt 
in fremden Raum.*) 

*) S. Ziff. 2 und 17 (pag. 13, 28). 
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Den etwaigen Befürchtungen gegenüber, als ob man 
durch obigen Beschluss jede Werkstätte dem Fabrikgesetze 
zu unterstellen beabsichtige, wurde bemerkt, dass dergleichen 
Etablissemente nach bisherigem Usus erst bei mehr als 25 
Arbeitern oder beim Betrieb mit Motoren als Fabriken er- 
klärt werden. 

b. Betreffend ganze oder theil weise Unterstellung eines 
Etablissementes unter das Gesetz : Zu einem dem 
Gesetz unterstellten oder zu unterstellen- 
den Etablissemente gehören alle Theile 
desselben, in welchen Arbeiten behufs 
Herstellung des oder der Fabrikate (in- 
begriffen Nebenprodukte) bis zu ihrer 
Fertigstellung zum Transport vorge- 
nommen werden, wobei nicht in Betracht 
kommt, ob dies in einer oder mehreren 
zu demselben Betriebe gehörenden Räum- 
lichkeiten geschieht. 

Mit dieser Bestimmung wird bezweckt, dass eine Fabrik 
als Ganzes aufgefasst werde ; man will verhindern, dass sich 
die grössten Geschäfte in kleine Theile auflösen, um nicht 
in die Fabrikliste aufgenommen werden zu können. 

Den letzten Theil der Bestimmung fügte der Bundesrath 
bei, weil eine frühere, speziell die Stickereien*) betreffende 
Entscheidung vom 11. Dez. 1883 (s. Ziff. 10, pag. 22) nicht 
genügte, um Umgehungen des Gesetzes zu verhindern, indem 
dem Worte «Lokal» die Bedeutung «Zimmer» gegeben und 
die Ansicht verfochten wurde, dass allerdings Zimmer, wo 
mehr als zwei (Stick-)Maschinen betrieben werden, als Fabrik 
zu betrachten seien, während dagegen Geschäfte mit meh- 
reren, wenn auch nur durch einfache Zwischenwändchen ge- 
trennten Zimmern, wovon jedes nur 1 — 2 Maschinen enthalte, 
nicht unter das Gesetz fallen. Würde man eine solche Inter- 
pretation gestatten, so wäre damit wieder dem alten Zustande 
gerufen, und der Unterstellung unter das Gesetz könnten 
sich die Fabrikanten durch verschiedene Manipulationen ent- 
ziehen. 



*) S. Ziff. 2, 6, litt, c, 7, 9, 10 (pag. 14, 20, 22). 
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c. Behufs Unterstellung der polygraphischen Gewerbe*) 
insgesammt unter das Gesetz : Alle Anstalten für poly- 
graphische Gewerbe mit mehr als 5 Ar- 
beitern sind dem Gesetze zu unterstellen. 

Die verschiedenen Zweige der polygraphischen Betriebe 
finden sich sehr häufig vereinigt (z. B. Lithographie und 
Buchdruckerei). Dabei arbeiten darin oft die nämlichen Ar- 
beiter, bald mit diesem, bald mit jenem Arbeitszweig beschäftigt. 
In solchen Fällen war aber eine richtige Handhabung des 
Fabrikgesetzes in Buchdruckereien (welche bis dahin einzig 
demselben unterstellt waren [s. Ziff. 6, pag. 19], die Litho- 
graphien nicht) entweder unmöglich gemacht, oder anstossig 
wegen ungleicher Behandlung der verschiedenen Arbeiter. 
Die Möglichkeit der Verletzungen und Gesundheitsschädi- 
gungen hingegen ist bei sämmtlichen polygraphischen Berufs- 
zweigen vorhanden. 

In seinem Beschlüsse sah der Bundesrath für die Unter- 
stellung der fraglichen Anstalten vom Vorhandensein 
von Motoren in denselben ganz ab. Hiefür war bei den 
Lithographien der Umstand bestimmend, dass sie Gifte ver- 
wenden und oft Kinder beschäftigen. Der Bundesrath hielt 
dafür, dies motivire genügend seine Verfügung gegenüber den 
Lithographien und verwandten Zweigen. Richtiger schien ihm 
aber noch, dieselbe auf alle polygraphischen Gewerbe aus- 
zudehnen. Denn auch in Buchdruckereien kommen Kinder 
und Frauen vor, die nach bisheriger Uebung oft zur Nacht- 
arbeit verwendet wurden, und die giftige Einwirkung des 
Bleies kann sich dort ebenfalls geltend machen. Zudem war 
es gegenüber den kleinern Buchdruckereien mit Motoren 
unbillig, wenn mehrfach grössere ohne Motor sich dem Fabrik- 
gesetz nicht zu unterziehen hatten. Es mag noch erwähnt 
werden, dass die Zahl der Buchdruckereien ohne Motor, aber 
mit mehr als fünf Arbeitern eine nicht gar grosse ist. 

15. Entscheid des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments, vom 17. Juli 1885. 

Der (ostschweizerische) Verein von Schifflimaschinen- 
besitzern hatte das Gesuch gestellt, es möchten, um der 

*) S. Ziff. 2 und 6, litt, a (pag. 14, 19). 
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Ueber produktion Schranken zu setzen, sämmtliche Schiffli- 
stickmaschinen, selbst wenn bloss eine oder zwei in einem 
Lokale sich befinden, dem Gesetze unterstellt werden. 

Es wurde geantwortet, dass, was Schifflistickereien 
mit zwei Maschinen betreife, solche bereits nach be- 
stehender Praxis unter das genannte Gesetz fallen, weil sie 
mehr als 5 Arbeiter (7 — 8) und einen Motor beschäftigen 
(die frühern, Stickereien betreffenden Entscheide beziehen 
sich nicht auf Schifft 1 istickmaschinen). 

Was jedoch Betriebe mit nur einer Schifflimaschine 
betreffe, so stehen sie, da ihre Arbeiterzahl in der Regel 5 
nicht übersteige, unterhalb der Grenze, welche die Voll- 
ziehung des Gesetzes zwischen Fabrik und Nicht -Fabrik, 
soweit es die Kategorie von Etablissementen mit Motoren - 
betrieb angehe, gezogen habe, und es dürfte schwerlich zu- 
lässig sein, so weit zu gehen, wie die Gesuchsteller es 
wünschen; jedenfalls aber könnte dies nicht aus dem Motive 
der letztern geschehen, da das Gesetz nicht zur R egu- 
lirung der Produktion, sondern gemäss Art. 34 
der Bundesverfassung*) zum Schutze der Arbeiter geschaffen 
worden sei. 

16. Rekurs -Entscheid des Bundesrates, vom 13. Oktober 
1885. 

In Interpretation des Beschlusses vom 26. August 1881 
(s. Ziff. 4, pag. 1 8) wird betr. die Holzbearbeitungs- 
werkstätten **) statuirt : 

Es ist auch dann eine Fabrik im Sinne des Gesetzes 
vorhanden, wenn die Arbeiter theils unter freiem Him- 
mel auf dem Holzplatz, theils unter dem Dach der Säge 
sich aufhalten. 

Der Begriff « geschlossener Raum »***) ist nicht zu 
eng zu nehmen. Es ist nicht nöthig, dass dieser, ausser 
vom Dache, von allen vier Seiten eingeschlossen sei, um 
als solcher zu gelten. Die Arbeit im geschlossenen Raum 

*) S. pag. 9. 
**) S. Ziff. 2 & 4 (pag. 13, 18). 
***) S. Ziff. 1, 5, 17 (pag. 10, 18, 28). 
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ist im Gegensatz zu derjenigen im Freien zu nehmen, und 
kann auch da schon vorhanden sein, wo nur nach ein- 
zelnen Richtungen Schutz gegen die atmo- 
sphärischen Einflüsse besteht. 

17. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 13. April 1886 (B. B. 1886. I. 893). 

Dasselbe enthält die durch einen Rekurs veranlasste Ver- 
fügung : 

es seien Mühlen und Bierbrauereien*) mit 
mehr als 5 Arbeitern dem Gesetze zu unter- 
stellen. 

Bei diesem Entscheid, welcher den im Kreisschreiben 
vom 21. Mai 1880 enthaltenen (s. Ziff. 3, pag. 16) aufhebt, 
leiteten den Bundesrath hauptsächlich folgende Erwägungen: 

Die Müllerei und Brauerei haben in der jüngsten Zeit 
"ihrer Entwicklung immer mehr den Charakter von Gross- 
betrieben angenommen. Allerdings hat hier der Arbeiter 
oft Wohnung und Kost bei seinem Prinzipal, und man hat 
daher anfänglich der Ansicht gehuldigt, dass die betreffenden 
Arbeiter nicht «ausserhalb ihrer Wohnungen» 
beschäftigt würden, wie dies doch Art. 1 des Gesetzes ver- 
langt. Im Verlaufe der praktischen Vollziehung des Ge- 
setzes und der damit verbundenen Erfahrungen hat jedoch 
eine andere Auffassung Platz gegriffen, diejenige, welcher 
der Bundesrath in der litt, a seines Kreisschreibens vom 
7. April 1885 (s. Ziff. 14, pag. 24) Ausdruck gegeben hat. 

Aber auch das fernere im Art. 1 des Gesetzes für die 
Unterstellung eines Etablissements enthaltene Kriterium der 
Arbeit «in geschlossenen Räumen» **) trifft für die 
Mühlen ohne Weiteres, für die Brauereien im Wesentlichen 
zu; für letztere insofern, als ein Haupttheil der Arbeiten 
nicht im Freien, sondern innerhalb der Baulichkeiten des 
Geschäftes sich vollzieht, und jenem Kriterium entsprochen 
ist, wenn, wie es bei den Brauereien der Fall, eine Mehr- 

*) S. Ziff. 2, 3, litt, a, 18, 19 (pag. 13, 16, 29, 31). 
■**) S. Ziff. 1, 5, 16 (pag. 10, 18, 27). 
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zahl von Arbeitern beständig oder mit der Beschäftigung" 
im Freien abwechselnd sich an diesen Arbeiten betheiligt. 
Die Leute in Sägereien, Cementfabriken, Ziegeleien etc., 
welche Kategorien von Etablissementen ebenfalls unter dem 
Gesetze stehen, arbeiten weit weniger in geschlossenen 
Räumen, als die Brauer. 

Es leuchtet ein, dass ein grosser Theil der in der 
Brauerei und Müllerei vorkommenden Arbeiten und chemi- 
schen Vorgänge sich nicht innert des 11-stündigen 
Arbeitstages abwickeln kann, und dass diesen besondern 
Verhältnissen Rücksicht getragen werden muss. Indess hat ja 
das Gesetz selbst für solche Fälle Vorsorge getroffen, indem 
für Prozesse, welche kontinuirlichen Betrieb erfordern, Art. 13 
und für als nothwendig sich erweisende vorübergehende 
Verlängerung der Arbeitszeit Art. 11 desselben die ent- 
sprechenden Bewilligungen vorsieht, so dass sich in dieser 
Beziehung keine Schwierigkeiten und keine Beeinträchtigung 
des rationellen Betriebes der genannten Industrien ergeben 
(s, Art. 13, pag. 87). 

Die Unterstellung wurde nur an die übliche Bedingung 
des Vorhandenseins einer Arbeiterzahl von über 5, nicht auch 
desjenigen von Motoren geknüpft, weil einerseits weitaus 
die meisten in Frage kommenden Etablissemente ohnehin mit 
solchen betrieben werden, andererseits aber, abgesehen von 
den Motoren, beide Industriezweige Gesundheit und Leben 
der Arbeiter erwiesenermassen noch auf andere Weise in 
bedeutendem Grade gefährden. 

18. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 2. September 1886 (B. B. 1886. III. 77). 

Das Kreisschreiben vom 13. April 1886 (s. Ziff. 17, 
pag. 28) hatte eine Kollektiveingabe schweizerischer Müller 
zur Folge, welche eindringlich empfahl, die Unterstellung 
unter das Fabrikgesetz auf alle Mühlen*) mit mehr 
als 2 Arbeitern auszudehnen. 



*) S. Ziff. 2, 3, litt, a, 17, 19 (pag. 13, 16, 28, 31). 
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Die Eingabe wies nacb, 

a) dass von dem im erwähnten Kreisschreiben enthaltenen 
Beschlüsse nur eine Minderzahl von Arbeitgebern und 
Arbeitern betroffen würde, nämlich von circa 290 für 
Handelsmüllerei eingerichteten schweizerischen Mühlen 
mit circa 1288 Arbeitern nur 32 mit circa 256 Arbeitern 
(Mühlen mit nur 1 — 2 Arbeitern fielen für diese Be- 
rechnung weg) •, 

b) dass die Arbeiter der unterstellten grössern Mühlen 
ohnedies besser gehalten werden, als die der meisten 
— nicht unterstellten — kleinen, indem sich für 
Mühlen mit 3 Arbeitern per Mann und während 7 
Tagen in der Woche eine tägliche Nettoarbeitszeit von 
14 Stunden, solche mit 6 Arbeitern von 11,47, und 
solche mit 8 Arbeitern von 11,07 Std. ergebe, abgesehen 
von den sanitarischen Uebelständen und der grössern 
Gefahr in kleinen Geschäften; 

c) dass Lehrlinge fast nur in Mühlen mit weniger als 5 
Arbeitern vorkommen und dort Gefahren für Gesund- 
heit und Leben ausgesetzt seien, welche man nur ge- 
sunde, erwachsene Männer bestehen lassen dürfe •, 

d) dass beim Fortbestehen des im erwähnten Kreisschreiben 
enthaltenen Grundsatzes über die Unterstellung ein nam- 
hafter Theil der unterstellten Geschäfte sich durch Re- 
duktion der Arbeiterzahl auf 5 dem Gesetze entziehen 
werde. 

Der Bericht der Fabrikinspektoren bestätigte diese Sätze 
in ihrem vollen Umfange. Der Bundesrath selbst konstatirte, 
dass die Zahl der auf Grund des mehrerwähnten Kreis- 
schreibens erfolgten Unterstellungen von Mühlen eine auf- 
fallend rninime war. Es war auch sehr zu befürchten, dass 
diese Zahl eher ab- als zunehme, und in den Mühlen mit 
reduzirtem Personal eine grosse Ueberanstrengung der Zu- 
rückbleibenden und eine Vermehrung der Unfälle bei den 
abgematteten Arbeitern die Folge sein werde. 

Eine Behandlung der Mühlen, wie die von den Müllern 
selbst vorgeschlagene, mochte allerdings von der bisher be- 
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obachteten Praxis, in der Regel (eine Ausnahme s. Ziff. 20, 
pag. 32) nur Etablissemente mit mehr als 5 Ar- 
beitern dem Gesetze zu unterstellen, erheblich ab- 
weichen, verstiess aber gegen keine Bestimmung des Ge- 
setzes. Sie musste daher als zulässig und mit Rück- 
sicht auf die angeführten Gründe auch als nothwendig 
und durch die Gerechtigkeit geboten angesehen werden. 
Die Mühlen konnten um so eher einem von dem gewöhn- 
lichen abweichenden Regime unterworfen werden, als die- 
selben, wie nicht gerade eine Gruppe von industriellen 
Etablissementen, dazu gelangt sind, mit einer kleinen 
Arbeiterzahl eine verbal tnissmässig sehr grosse Produktion 
zu erreichen, so dass Mühlen mit mehr als 2 Arbeitern in 
der Regel schon als Handelsmühlen und unter den gleichen 
Bedingungen wie die grössten Etablissemente arbeitend zu 
betrachten sind. 

Der Bundesrath verfügte daher : 

Die im Kreisschreiben vom 13. April 1886 aus- 
gesprochene Unterstellung von Mühlen mit mehr 
als 5 Arbeitern unter das Gesetz wird auf alle 
Mühlen mit mehr als 2 Arbeitern ausgedehnt, 
welche nicht ausschliesslich Familienglieder des 
Besitzers beschäftigen. 

19. Weisung des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments, vom 23. September 1886. 

Betreffend die Zählung der Arbeiter in Mühlen 
und Bierbrauereien*) erhob sich die Frage, ob auch 
Fuhrknechte und Handlanger, die dort regelmässig oder 
zeitweise beschäftigt sind, einzurechnen und dem Gesetze 
zu unterstellen seien. 

Das Departement hat hierüber folgende Wegleitung ge- 
geben : 

Die Handlanger sind, wenn auch oft nur zeitweise, 
den spezifischen Gefahren und Schädlichkeiten des Fabrik- 
betriebes (Maschinen, Staub etc.) ausgesetzt, und daher den 

*) S. Ziff. 2, 3, litt, a, 17, 18 (pag. 13, 16, 28, 29). 
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andern Arbeitern gleichzustellen. Letzteres gilt auch von 
den Fuhrleuten, welche oft im Innern der Etablissemente 
Arbeiten (Bedienung von Aufzügen, Oeffnen oder Aufstapeln 
von Ballen, etc.) zu verrichten haben. 

Wenn jedoch im einzelnen Falle nachgewiesen wird, 
dass Arbeiter letzterer Kategorie im Innern der be- 
treffenden Etablissemente nicht beschäftigt 
werden, so fallen sie immerhin für deren Unterstellung 
nicht in Betracht. 

20. Rekurs-Entscheid des Bundesrathes, v. 24. Sept. 1886. 

Während in der administrativen Praxis,*) wie aus zahl- 
reichen Entscheiden hervorgeht, sonst als Regel gilt , 
dass Etablissemente mit nur 5 und weniger Arbeitern nicht 
mehr als Fabriken im Sinne des Gesetzes zu betrachten 
seien, hatte das Handels- und Landwirthschaftsdepartement 
ausnahmsweise eine Kunstbaumwollreisserei mit Zwirnerei, 
deren Betrieb bloss mit 3 Arbeitern und einem 
Motor vor sich gieng, aber für diese Arbeiter ausserordent- 
liche Gefahren im Gefolge hatte, dem Gesetze unterstellt, 
weil es dem Sinne und Geiste desselben nicht entsprechen 
würde, wenn man in solchen Fällen allzu rigoros an der 
hergebrachten Norm festhalten wollte. 

Der vom Eigenthümer angehobene Rekurs wurde vom 
Bundesrath abgewiesen, in Bestätigung des auch bei Unter- 
stellung der kleinen Mühlen (s. Ziff. 18, pag. 29) praktisch 
angewandten Grundsatzes, dass, wenn auch die Zahl der 
Arbeiter eines Geschäftes die in der Regel als Mini- 
mum angenommene Zahl von sechs nicht er- 
reicht, doch dem Bundesrathe immer das Recht zustehe, 
dasselbe als Fabrik im Sinne des Gesetzes zu erklären, 
wenn es Leben und Gesundheit der Arbeiter 
in besonderer Weise gefährdet. 



*) S. Ziff. 1 (pag. 10). 
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In jeder Fabrik sind die Arbeitsräume, Maschinen 
und Werkgeräthschaften so herzustellen und zu unter- 
halten, dass dadurch Gesundheit und Leben der Arbeiter 
bestmöglich gesichert werden. 

Es ist namentlich dafür zu sorgen, dass die Arbeits- 
räume während der ganzen Arbeitszeit gut beleuchtet, 
die Luft von Staub möglichst befreit und die Luftver- 
änderung immer eine der Zahl der Arbeiter und der Be- 
leuchtungsapparate, sowie der Entwicklung schädlicher 
Stoffe entsprechende sei. 

Diejenigen Maschinentheile und Triebriemen, welche 
eine Gefährdung der Arbeiter bilden, sind sorgfältig 
einzufriedigen. 

Zum Schutze der Gesundheit und zur Sicherheit 
gegen Verletzungen sollen überhaupt alle erfahrungs- 
gemäss und durch den jeweiligen Stand der Technik, 
sowie durch die gegebenen Verhältnisse ermöglichten 
Schutzmittel angewendet werden. 
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I. Rekurs-Entscheid des Bundesrates, vom 19. Dez. 1878. 

Eine Baumwollspinnerei rekurrirte gegen ein Urtheil des 
kantonalen Obergerichtes als gegen den Sinn des Fabrik- 
gesetzes verstossend an den Bundesrath. 

Letzterer wies den Rekurs als nicht begründet ab, ge- 
leitet von folgenden Erwägungen : 

a. Was vorab die Kompetenzfrage betreffe, so 
unterliege keinem Zweifel, dass der Rekurs in die Kompetenz 
des Bundesrathes falle; denn Art. 59, Ziff. 8, des Bundes- 
gesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege, vom 
27. Juni 1874 (A. S. n. F. I. 136), weise Beschwerden über 
Anwendung des in Art. 34*) der Bundesverfassung vorge- 
sehenen und unterm 23. März 1877 erlassenen Bundesgesetzes 
betr. die Arbeit in den Fabriken dem Bundesrathe zur Be- 
urtheilung zu.**) 

&. Hinsichtlich der materiellen Frage des Rekurses werde 
vom Rekurrenten dem Urtheile des Obergerichtes entgegen- 
gehalten, die Unter 1 assung der Anbringung erfor- 
derlicher Schutzvorrichtungen könne nur dann 
als eine « Zuwiderhandlung » im Sinne von Art. 19 des 
Gesetzes aufgefasst und also mit Busse geahndet werden, 
wenn vorher Seitens der Aufsichtsbehörde eine bestimmte 
Anordnung getroffen, und deren Befolgung durch die 
Fabrikinhaber unterlassen worden sei. 

Diese Auffassung finde aber im Wortlaut von Art. 2 d. G. 
keine Unterstützung. Die Pflicht zur Einschirmung 
gefährlicher Werke sei dort absolut hingestellt; es könne 
darüber auch kein Zweifel sein, dass dieselbe dem Fabrik- 
in h ab er auferlegt sei, und also von diesem die Schuld 
nicht, wie der Rekurrent es versuche, auf einen Arbeiter 
abgewälzt werden könne. 

c. Das rekurrirte Urtheil stehe also mit dem Gesetz 
durchaus nicht im Widerspruch, insoweit es die grund- 
sätzliche Auffassung der ganzen Frage beschlage. 

*) S. pag. 9. 
**) S. Art. 18 (pag. 109). 
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d. Die weitere Frage aber, ob die Anwendung des Ge- 
setzes im einzelnen Falle materiell richtig sei, berühre 
den Bundesrath nicht, da die Rechtsprechung Sache der 
Kantone sei. 

2. Kreisschreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an die Kantonsregierungen, vom 3./10. Sept. 1883. 

An der Schweiz. Landesausstellung in Zürich 
(1. Mai — 1. Oktober 1883) hatte das eidg. Fabrikinspektorat 
eine Sammlung von Schutzvorrichtungen und Apparaten 
zur Förderung der Gesundheit der Arbeiter ausgestellt und 
in einer Broschüre : 

Apparate und Einrichtungen zum Schutze von Fabrik- 
arbeitern gegen Gefahren für Leben und Gesundheit, 

mit 60 Abbildungen, bearbeitet von Edm. Nüsperli, Fabrik- 
inspektor, Aar au, H. R. Sauerländer, 1883, 

beschrieben. 

Diese Broschüre und die Ausstellung wurden der Beach- 
tung der Kantonsregierungen empfohlen. 

Die Sammlung fand nachher grösstenteils Aufnahme 
im Gewerbemuseum Winterthur, wo sie den 
Interessenten zum Studium zugänglich ist. 

3. Kreisschreiben" des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 29. November 1884 (B. B. 1884. IV. 521). 

Eine Kantonsregierung hatte die Aufmerksamkeit der 
Bundesbehörde auf mehrfache, in Jacquard-Webereien 
ihres Kantons vorgekommene schwere Fälle von Blei- 
erkrankungen der Arbeiter hingelenkt. Die ange- 
ordnete Untersuchung ergab als Ursache derselben den Blei- 
staub, der, durch Aneinanderreihen der in der Anzahl von 
vielen Tausenden an den Jacquard-Webstühlen angebrachten, 
bei jedem Schuss auf- und niedersteigenden Bleistäbchen- 
gewichte erzeugt, theilweise der Respirationsluft sich beimengt, 
theilweise am Boden und auf den festen Gegenständen sich 
niederschlägt. 
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Aus den Berichten einiger über das Vorkommen gleicher 
Krankheiten in ihren Kantonen angefragten Eegierungen 
gieng hervor, dass solche in denselben bisher nicht beobachtet 
wurden, dass aber in den betreffenden Jacquard- Webereien 
statt bleierner Stäbchen beinahe ausschliesslich eiserne 
zur Anwendung kommen. 

Aus den einschlägigen Berichten des Fabrikinspektorates 
sodann ergab sich, dass auch schon versucht wurde, die 
Bleistäbchen durch einen festhaftenden Ueberzug vor dem 
Abreiben zu schützen, dass dieses Verfahren jedoch keine 
vollkommene Abhülfe gewährt, weil der Ueberzug sich bald 
abnützt, und dass nur durch die Verwendung von Eisen- 
stäbchen die höchst gefährliche Einwirkung des Bleies auf 
Gesundheit und Leben der Arbeiter beseitigt werden kann. 
Der Ersatz der Bleistäbchen durch Eisenstäbchen legt nach 
Berechnung des Fabrikinspektorats, wenn dafür ein Zeit- 
raum von zwei Jahren festgesetzt wird, dem Eigenthümer 
nur geringe Kosten, circa Fr. 20 per Webstuhl, auf. 

Mit Kücksicht auf diese Verhältnisse und gestützt auf 
Art. 2, Abs. 4, und Art. 3, Abs. 3, des Gesetzes beschloss 
der Bundesrath, 

die Bleistäbchengewichte seien an allen 
Jacquard -Webstühlen innert zwei Jahren*), vom 1. 
Januar 1885 an gerechnet, durch Eisengewichte zu 
ersetzen.**) 

4. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 7. April 1885 (B. B. 1885. II. 420). 

Dasselbe enthält folgende Verfügung betr. die Unter- 
suchung der Dampfkessel***): 

Die Fabrikbesitzer, welche nicht dem 
Verein schweizerischer Dampfkesselbesitzer 
angehören, haben da f ü r zu sorgen und 
den Ausweis zu leisten, dass ihre Dampf- 

*) Diese Frist ist auf 6 Jahre verlängert worden, s. Ziff. 5 
(pag. 37). 

**) S. Art. 1, Ziff. 13 (pag. 23), Art. 5, Ziff. 2 (pag. 49). 
***) Betr. die Brennereien s. Ziff. 6 (pag. 38). 
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kessel mindestens jährlich einmal von 
Personen, die von den kantonalen Re- 
gierungen als hiefür kompetent erklärt 
worden sind, untersucht werde n.*) 

Am häufigsten werden diejenigen Dampfkessel nicht 
untersucht, welche die grössten Gefahren darbieten. Manche 
Kantone haben, diesen bedenklichen Umstand dadurch zu 
vermeiden gesucht, dass sie spezielle Verordnungen über 
die Dampfkessel erliessen oder ausnahmsweise für einzelne 
derselben periodische Untersuchungen vorschrieben. An 
andern Orten geschah nichts und es bestanden grosse Ge- 
fahren fort, wesshalb der Bundesrath eine allgemeine Vor- 
schrift nach dieser Richtung für vollkommen gerechtfertigt 
hielt. 

5. Kreisschreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an die Kantonsregierungen, vom 25. Juni 1885. 

Der Beschluss des Bundesrathes vom 29. Nov. 
1884 (s. Ziff. 3, pag. 35) betreffend die Jacquard- 
Webereien**) hatte eine Petition des Vorstandes der 
Zürcher Seidenindustriegesellschaft, es möchte derselbe wieder 
aufgehoben oder die Frist für Beseitigung der Bleigewichte 
auf mindestens sechs Jahre ausgedehnt werden, zur Folge. 

Der Bundesrath beschloss am 16. Juni 1885: 

Es sei in Abänderung des Beschlusses vom 
29. November 1884 die Frist für Beseitigung 
der Bleigewichte an den Jacquard-Webstühlen 
auf 6 Jahre, vom 1. Januar 1885 an gerechnet, 
verlängert. 

Das Departement theilte diesen Beschluss den Kantons- 
regierungen auftragsgemäss mit. Bei diesem Anlass erschien 

*) Anlässlich des Gesuches eines Färbereibesitzers, ihn von 
dieser Bestimmung zu dispensiren, weil seine Dampfkessel nicht 
zum Betriebe von Motoren dienen, wurde vom Handels- 
und Landwirthschaftsdepartement am 15. Sept. 1885 aus- 
drücklich festgestellt, dass die Verfügung sich auf alle 
im Betriebe stehenden Dampfkessel beziehe. 
**) S. Art. 1, Ziff. 13 (pag. 23), Art. 5, Ziff. 2 (pag. 49). 
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es ihm zweckmässig, noch folgende Punkte aus dem Bericht 
der von ihm konsultirten Experten hervorzuheben: 

a. Als die Entwicklung und Verbreitung des Bleistaubes 
in der Luft begünstigende und die Gefahr einer Vergiftung 
somit vermehrende Momente wirken unreinlich gehaltene 
und selten gescheuerte Lokale, ein unebener, bei jedem 
Schlage des Webstuhles mitvibrirender und dadurch den 
Staub aufwirbelnder Fussboden, mangelhafte oder un- 
zweckmässige Ventilation. 

b. Die Kosten der innert der 6 Jahre vorzunehmen- 
den Umänderung beschränken sich fast allein auf die An- 
schaffungskosten für die Eisengewichte, wenn dieselbe vom 
Fabrikanten auf den Zeitpunkt verlegt wird, wo ohnehin 
der betreffende Stuhl neu montirt werden muss. 

c. Es wäre höchst wünschenswerth, wenn die Kantons- 
regierungen auch der Jacquard-Hausindustrie mit 
Rücksicht auf die ebenfalls übliche Verwendung der Blei- 
gewichte — unter im Uebrigen sehr oft hygieinisch noch 
ungünstigeren Bedingungen — ihre Aufmerksamkeit zu- 
wenden, und eine Regelung der bezüglichen Verhältnisse da, 
wo die Umstände es erheischen, anstreben würden. 

Das Departement empfahl letztern Punkt namentlich der 
Berücksichtigung der Regierungen. 

6. Pflichtenheft betr. die Vergebung der in den Artikeln 
I und 2 des Bundesgesetzes über gebrannte Wasser 
vorgesehenen Brennloose, vom 9. September 1887 (A. S. 
n. F. X. 147). 

Art. 7, Abs. 2, des Pflichtenheftes schreibt vor: 
Soweit es sich um Dampfbrennereien*) han- 
delt, sollen alle Brenner ei - Inhaber Mitglieder 
des Vereins schweizerischer Dampfkesselbesitzer 
sein. 



*) S. Art. 3, Ziff. 3 (pag. 40). 



Art. 3, 

Wer eine Fabrik zu errichten und zu betreiben be- 
absichtigt, oder eine schon bestehende Fabrik umgestalten 
will, hat der Regierung des Kantons von dieser Absicht, 
von der Art des beabsichtigten Betriebes Kenntniss zu 
geben und durch Vorlage des Planes über Bau und innere 
Einrichtung den Nachweis zu leisten, dass die Fabrik- 
anlage den gesetzlichen Anforderungen in allen Theilen 
Genüge leiste. 

Die Eröffnung der Fabrik, beziehungsweise des neuen 
Betriebes, darf erst auf ausdrückliche Ermächtigung der 
Regierung hin stattfinden, welche bei Fabrikanlagen, 
deren Betrieb ihrer Natur nach mit besonderen Gefahren 
für Gesundheit und Leben der Arbeiter und der Be- 
völkerung der Umgebung verbunden ist, die Bewilligung 
an angemessene Vorbehalte zu knüpfen hat. 

Erzeigen sich beim Betriebe Uebelstände, welche die 
Gesundheit und das Leben der Arbeiter oder der um- 
gebenden Bevölkerung gefährden, so soll die Behörde 
unter Ansetzung einer peremptorischen Frist, oder je nach 
Umständen unter Suspendirung der Betriebsbewilligung, 
die Abstellung der Uebelstände verfügen. 

Ueber Anstände zwischen der Kantonsregierung und 
Fabrikinhabern entscheidet der Bundesrath. 

Der Bundesrath erlässt die zur einheitlichen Aus- 
führung dieses Artikels erforderlichen allgemeinen Vor- 
schriften und Spezialreglemente. In Bezug auf die Bau- 
polizei bleiben, immerhin unter Beobachtung obiger ge- 
setzlicher Vorschriften, die kantonalen Gesetze in Kraft. 
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Von Bundeswegen bestehen einstweilen nur Vorschriften 
über die Einrichtung der Zündhölzchenfabriken und den Be- 
trieb der Brennereien, nämlich: 

1. Das Reglement über die Fabrikation und den Verkauf 
von Zündhölzchen,*) vom 17. Oktober 1882 (A. S. n. F. 
VI. 501). 

2. Das Regulativ betreffend Einrichtung und Betrieb von 
Fabriken, welche Zündhölzchen mit explosiven Bestand- 
teilen herstellen, vom 25. Mai 1880 (A. S. n. F. VI. 506). 

3. Das Pflichtenheft betr. die Vergebung der in den Ar- 
tikeln I und 2 des Bundesgesetzes über gebrannte 
Wasser vorgesehenen Brennloose, vom 9. September 
1887 (A. S. n. F. X. 147). 

Art. 43 desselben schreibt vor: 

Die Vergebung der Loose an neu zu errichtende Bren- 
nereien **) kann vor Erstellung der Brennereien auf Grund 
der Bau- und Betriebspläne stattfinden. Wer behufs 
Erlangung eines Looses eine Brennerei zur Verarbeitung 
monopolpflichtiger Rohstoffe zu errichten und zu betreiben 
beabsichtigt, hat demnach dem eidgenössischen Finanz- 
departement von dieser Absicht Kenntniss zu geben und 
durch Vorlage des Planes über Bau und innere Einrichtung 
den Nachweis zu leisten, dass die Brennereianlage allen ge- 
setzlichen Anforderungen und den Anforderungen dieses 
Pflichtenheftes in allen Theilen Genüge leiste. 

Die Eröffnung des Brennereibetriebs darf erst auf aus- 
drückliche Ermächtigung des eidgenössischen Finanzdeparte- 
ments hin stattfinden. 



*) S. Art. 1, Ziff. 8 (pag. 21), Art. 5, Ziff. 1 (pag. 49). 
**) S. Art. 2, Ziff. 6 (pag. 38). 



Art, 4. 

Der Fabrikbesitzer ist verpflichtet, von jeder in 
seiner Fabrik vorgekommenen erheblichen Körperver- 
letzung oder Tödtung sofort der kompetenten Lokal- 
behörde Anzeige zu machen. Diese hat über die Ursachen 
und Folgen des Unfalles eine amtliche Untersuchung 
einzuleiten und der Kantonsregierung davon Kenntniss 
zu geben. 



42 Zu Art. 4. 



1. Kreisschreiben des Eisenbahn- und Handelsdepartements 

an die Kantonsregierungen, vom 28. November und 
17. Dezember 1878. 

Es erschien unerlässlicb, dass von allen Unfällen auch 
der dem betreffenden Kreise vorgesetzte eidg. Fabrik- 
inspektor Kenntniss erhalte, theils zu allgemeinen 
statistischen Zwecken, theils um je nach Umständen Um- 
schau zu halten und allfallige Missstände abzustellen. 

Jene Kreisschreiben gaben hierüber die folgenden Vor- 
schriften *) : 

Die Uebermittlung an den Fabrikinspektor hat durch 
diejenigen kantonalen Stellen zu erfolgen, welche die Mit- 
theilungen über Unfälle nach Massgabe des Art. 4 von Seite 
der Lokalbehörden erhalten; zur Herstellung eines gleich- 
massigen Verfahrens ist hiezu ein Formular*) zu be- 
nutzen (s. Beilage I). Dasselbe zerfällt in zwei gleichlautende 
Abtheilungen (links und rechts), von denen die eine in 
Händen der kantonalen Behörde zurückbleibt, während die 
andere, nachdem sie ausgefüllt ist, abgelöst und ohne Be- 
gleitschreiben unter Couvert dem Fabrikinspektor des Kreises 
übersandt wird. Wenn nicht sofort der Tod eingetreten 
ist (in welchem Falle auch die untere Abtheilung sofort 
mit der obern auszufüllen und zu versenden ist), umfasst 
die erste Sendung lediglich die obere Abtheilung, welche 
das Datum und die Natur des eingetretenen Unfalls angibt, 
die untere Hälfte bleibt vorläufig zurück, bis von Seite 
der Lokalbehörde der Ausgang des Falles gemeldet wird ; 
sobald dies geschehen ist, wird auch die untere Hälfte 
ausgefüllt, abgelöst und dem Inspektorat eingesandt. Dieses 
Verfahren ist vom 1. Januar 1879 an zu beobachten. 

2. Rekurs-Entscheid des Bundesrates, vom 9. Sept. 1881. 

Eine Kantonsregierung hatte die Kosten für die 
amtliche Untersuchung eines Unfalls dem Inhaber 

*) Abgeändert durch Kreisschreiben vom 8. November 
1887, s. Ziff. 5 (pag. 44). 
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des betr. Etablissements auferlegt. Derselbe erhob beim 
Bundesrath Einsprache, davon ausgehend, dass solche Kosten 

i derjenigen Behörde auffallen müssen, welcher die Ueber- 

I wachung und Durchführung des Gesetzes obliege. 

! Der Bundesrath wies den Rekurs als unbegründet ab, 

weil : 

\ a. im Gesetze keine Bestimmungen darüber enthalten 

seien, wer diese Untersuchungskosten zu tragen habe, die 
Regelung dieses Punktes vielmehr der kantonalen G e - 
; setzgebu tt g überlassen sei; 

' b. die betr. Kantonsbehörde, indem sie die Kosten der Un- 

fallsuntersuchung dem Etablissement auferlegte, 
mit Bundesvorschriften nicht in Widerspruch kam, 
und von diesem Standpunkte aus für die Bundesbehörde kein 
Grund vorhanden war, die bezügliche Verfügung als unzu- 
lässig zu erklären. 

3. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 6. Januar 1882 (B. B. 1882. I. 11). 

Die Ansichten darüber, was als «erhebliche Körper- 
verletzung» zu betrachten sei, sind verschieden, und hatte 
desshalb Art. 4 auch eine verschiedene Anwendung gefunden. 
Es muss vor Allem der Zweck jener Vorschrift in's Auge 
gefasst werden. Derselbe besteht in Folgendem: einerseits 
sollen die Behörden in die Möglichkeit versetzt sein, dafür 
zu sorgen, dass der Arbeiter auch wirklich der Wohlthat 
des Haftpflichtgesetzes theilhaft werde ; andererseits soll die 
Kenntnissgabe jedes bedeutenden Unfalles es ermöglichen, 
die Ursachen und die Mittel zur Vermeidung der Unfälle 
zu studiren. Beides kann nur erreicht werden, wenn die 
Grenze, wo die Erheblichkeit beginnt, nicht zu hoch ange- 
setzt wird. 

Der Bundesrath hat demnach beschlossen : 

Als erhebliche Körperverletzungen gelten 

solche, welche eine Arbeitsunfähigkeit von 

mehr als sechs Tagen nach sich ziehen. Wo die 

gesetzlich vorgeschriebene Anzeige Anfangs in der Ver- 
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muthung, dass die Arbeitsunfähigkeit nur von kürzerer Dauer 
sein werde, unterlassen wurde, hat dieselbe spätestens 
am siebenten Tage nach der Verletzung zu erfolgen. 

4. Bunde$rath8ent8cheid, vom 1. August 1884. 

Ein Fabrikant hatte gegen die ihm auferlegte Pflicht 
zur Anzeige von Unfällen, welche bei dem Neu- 
bau eines Turbinenhauses seiner Spinnerei vorkamen, 
Beschwerde eingelegt. 

Der Bundesrath beschloss Abweisung derselben, in An- 
betracht, dass das Turbinenhaus als wesentlicher Be- 
standteil des Fabrikgebäudes anzusehen, und 
desshalb zufolge Art. 4 d. G. der Inhaber zur Unfallsanzeige 
verpflichtet sei, und zwar auch in dem Falle, wenn der Un- 
fall nicht durch den Fabrikbetrieb verursacht 
werde. 

5. Kreisschreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ment$ an die Kantonsregierungen, vom 8. November 
1887 (B. B. 1887. IV. 625). 

Anschliessend an das bundesräthliche Kreisschreiben vom 
25. Oktober 1887 *) und auf verschiedene eingegangene Be- 
merkungen hin sah sich das Departement veranlasst, bezüg- 
lich des Systems der Unfallanzeigen in Abänderung 
der bezüglichen Kreisschreiben des Eisenbahn- und Handels- 
departements vom 28. November und 17. Dezember 1878**) 
folgendes vereinfachte Verfahren einzuführen. 

Um dem nach Art. 5 des Gesetzes vom 26. April 1887 ***) 
und Art. 4 desjenigen vom 23. März 1877 f) zur Anzeige der 
erheblichen Unfälle verpflichteten Betriebsunternehmer 
die Ausfertigung dieser Anzeige zu erleichtern, hat das 
Departement verfügt, dass er sich für letztere in Zukunft 



*) S. Anhang, Ziff. IV (pag. 143). 
**) S. Ziff. 1 (pag. 42). 
***) S. Anhang, Ziff. III (pag. 139). 
t) S. pag. 41. 
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jeweilen des nämlichen Formulars bediene, welches bisher von 
den zuständigen Behörden auszufüllen war. Zu diesem Zwecke 
reduzirte das Departement das bisher übliche Formular (s. 
Beilage I) um die eine Hälfte, - welche ganz wegfiel, und 
trennte die noch bleibende andere Hälfte in ihren obern 
und untern Bestandtheil. Es verbleibt daher noch 
ein kleines Formular (a) für die Anzeige des 
Unfalls (s. Beilage Ha), und ein solches (6) für die 
Anzeige vom Ausgange des Unfalls (s. Beilage IIb). 

Diese Formulare sind von den kantonalen Behörden in 
genügender Anzahl an die Lokal- resp. Gemeindebehörden, 
und von letztern an sämmtliche Betriebsunternehmer zu ver- 
theilen, welche in den Fall kommen können, Unfälle an- 
zuzeigen. 

Der Betriebsunternehmer, bei welchem ein 
erheblicher Unfall vorgekommen ist, zeigt den- 
selben der kompetenten Lokalbehörde in der 
Weise an, dass er das Formular a ausfüllt und 
der letztern zusendet. 

Die kompetente Lokalbehörde ihrerseits ver- 
fahrt nach Vorschrift des Gesetzes (Art. 4) und befördert 
das die Anzeige enthaltende Formular a, nachdem sie veri- 
fizirt, ob es richtig und vollständig ausgefüllt worden, unter 
Begleit der Untersuchungsakten an die kanto- 
nale Behörde. Diese gibt von der erhaltenen Anzeige 
dem eidg. Fabrikinspektor des betreffenden Kreises 
Kenntniss, indem sie ihm eine Kopie derselben und eben- 
falls sämmtliche Untersuchungsakten übermittelt. Diese Kopie 
ist auch auf einem Formular a anzufertigen und soll die 
laufende Nummer der bei der kantonalen Behörde einge- 
gangenen Anzeigen enthalten. 

Analog wird bei der Anzeige des Ausgangs des Un- 
falles und bei der Uebermittlung derselben an den Fabrik- 
inspektor verfahren. Der Betriebsunternehmer füllt das For- 
mular b aus, sendet es an die kompetente Lokalbehörde, 
diese an die kantonale Behörde, und letztere übermittelt 
dem Fabrikinspektor eine Kopie. 
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Die vom Departement aufgestellten Formulare sollen als 
Muster dienen. Die Beschaffung des benöthigten Vorrathes 
bleibt den Kantonsregierungen überlassen, aber jene sollen 
bezüglich Text und Format massgebend sein. 



Art. 5.*) 

Ueber die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb wird ein 
Bundesgesetz das Erforderliche verfügen. 

In der Zwischenzeit gelten immerhin für den urtheilen- 
den Richter nachfolgende Grundsätze: 

a. Der Fabrikant haftet für den entstandenen Schaden, 
wenn ein Mandatar, Repräsentant, Leiter oder Auf- 
seher der Fabrik durch ein Verschulden in Aus- 
übung der Dienstverrichtung Verletzung oder Tod 
eines Angestellten oder Arbeiters herbeiführt. 

b. Der Fabrikant haftet gleichfalls, wenn, auch ohne 
ein solches spezielles Verschulden, durch den Be- 
trieb der Fabrik Körperverletzung oder Tod eines 
Arbeiters oder Angestellten herbeigeführt wird, so- 
fern er nicht beweist, dass der Unfall durch höhere 
Gewalt oder eigenes Verschulden des Verletzten 
oder Getödteten erfolgt ist. Fällt dem Verletzten 
oder Getödteten eine Mitschuld zur Last, so wird 
dadurch die Ersatzpflicht des Fabrikanten ange- 
messen reduzirt. 

c. Obige Ersatzansprüche verjähren in zwei Jahren 
von dem Tage an, an welchem die Verletzung oder 
Tödtung stattgefunden hat. 

d. Der Bundesrath wird überdies diejenigen Industrien 
bezeichnen, die erwiesenermassen und ausschliesslich 
bestimmte gefährliche Krankheiten erzeugen, auf 
welche die Haftpflicht auszudehnen ist. 

*) Mit Ausnahme von litt, d war dieser Artikel nur in 
Kraft vom 1. Januar 1878 bis zum 11. Oktober 1881. Von letzterem 
Tage an trat an dessen Stelle das Bundesgesetz betr. die 
Haftpflicht aus Fabrikbetrieb vom 25. Juni 1881 (s. An- 
hang, Ziff. II, pag. 133 ; vergl. speziell Art. 15 dieses Gesetzes). 
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Im Uebrigen urtheilt, bis nach Erlass des Eingangs 
erwähnten Gesetzes, der kompetente Kichter über die 
Schadenersatzfrage, unter Würdigung aller Verhältnisse, 
nach freiem Ermessen. 
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Vollziehung von litt. d. 

1. Art. I des Regimentes über die Fabrikation und den 
Verkauf von Zündhölzchen,*) vom 17. Oktober 1882 
(A. S. n. F. VI. 501). 

Derselbe lautet: 

Die Fabrikation von Zündhölzchen mit gel- 
bem Phosphor wird als eine gefährliche Krank- 
heiten erzeugende Industrie angesehen, und 
daher der Bestimmung von Art. 3**) des Bundesgesetzes 
betreffend die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb unterstellt. 

2. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsre- 
gierungen, vom 29. November 1884 (B. B. 1884. IV. 521). 

Dasselbe bestimmt unter Anderm, dass bis zur voll- 
ständigen Ersetzung der Blei- durch Eisengewichte an den 
Jacquard-Webstühlen auf die Jacquard- Webereien***), 
in welchen Bleistäbchengewichte verwendet 
werden, im Sinne von Art. 5, litt, d, d. G. die 
Haftpflicht ausgedehnt werde. 

3. Bundesrathsbeschluss, vom 19. Dezember 1887 (A. S. 
n. F. X. 397). 

In Vollziehung von Art. 5, litt, d, d. G. beschloss der 
Bundesrath : 

Art. 1. Als Industrien, die erwiesenermassen und aus- 
schliesslich bestimmte gefährliche Krankheiten erzeugen, 
werden diejenigen bezeichnet, in welchen folgende Stoffe 
verwendet werden oder entstehen, bezw. vorkommen: 

1) Blei, seine Verbindungen (Bleiglätte, Bleiweiss, Men- 
nige, Bleizucker etc.) und Legirungen (Letternmetall etc.) ; 

*) S. Art. 1, Ziff. 8 (pag. 21), Art. 3, Ziff. 1 und 2 (pag. 40). 
**) S. pag. 134. 
***) S. Art. 1, Ziff. 13 (pag. 23), Art. 2, Ziff. 3 und 5 (pag. 35, 37). 
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2) Quecksilber und seine Verbindungen (Sublimat, 
Quecksilberoxydulnitrat etc.) ; 

3) Arsen und seine Verbindungen (Arsensäure, arsenige 
Säure etc.) ; 

4) Phosphor (gelbe Modifikation) ; 

5) IrrespirableGase: schweflige Säure, untersalpe- 
trigsaurö, salpetrigsaure und salpetersaure Dämpfe, Salzsäure, 
Chlor, Brom, Jod, Fluorwasserstoff, AcroleXn; 

6) Giftige Gase: Schwefelwasserstoff, Schwefelkohlen- 
stoff, Kohlenoxyd, Kohlensäure; 

7) C y a n und seine Verbindungen ; 

8) Benzin ; 

9) A n i 1 i n ; 

10) Nitroglycerin; 

11) Pocken-, Milzbrand- und Rotzgift. 

Art. 2. Die im vorstehenden Artikel bezeichneten In- 
dustrien werden für diejenigen bestimmten gefährlichen 
Krankheiten, welche erwiesenermassen und ausschliesslich 
aus dem Verwenden oder Vorkommen der ebendaselbst ge- 
nannten Stoffe entstehen, im Sinne von Art. 3 *) des Bundes- 
gesetzes betreffend die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb, vom 
25. Juni 1881, und Art. 1 **) desjenigen betreffend die Aus- 
dehnung der Haftpflicht, vom 26. April 1887, der Haft- 
pflicht unterstellt. 

Art. 3. Gegenwärtiger Beschluss tritt am 1. Januar 1888 
in Kraft und kann jederzeit revidirt oder ergänzt werden. 



*) S. pag. 134. 
**) S. pag. 139. 



. Art. 6. 

Die Fabrikbesitzer haben über die in ihren Anstalten 
beschäftigten Arbeiter ein Verzeichniss nach einem vom 
Bundesrath aufzustellenden Formular zu führen. 



52 Zu Art. 6. 



1. Berioht der nationalräthlichen Kommission, vom 24. Mai 

1876 (B. B. 1876. IL 786). 

Derselbe enthält zu dem Wort «Arbeiter» die Erläute- 
rung, dass darunter sowohl die Arbeiter, als die Ar- 
beiterinnen und Kinder verstanden seien. 

2. Krei$$ohreiben des Eisenbahn- und Handeisdepartements 
an die Kantonsregierungen, vom 2. Oktober und 26. No- 
vember 1878. 

Die Kantonsregierungen werden darin, unter Uebermitt- 
lung des hiefür aufgestellten Formulars (s. Beilage IV), 
eingeladen, dafür zu sorgen, dass dasArbeiterverzeich- 
niss vom 1. Januar 1879 an in den dem Gesetze 
unterstellten industriellen Anstalten vorschriftsgemäss geführt 
werde. 



Art. 7. 

Der Fabrikbesitzer ist verpflichtet, über die gesammte 
Arbeitsordnung, die Fabrikpolizei, die Bedingungen des 
Ein- und Austritts und die Ausbezahlung des Lohnes eine 
Fabrikordnung zu erlassen. 

Wenn in einer Fabrikordnung Bussen angedroht wer- 
den, so dürfen dieselben die Hälfte des Taglohnes des 
öebüssten nicht übersteigen. 

Die verhängten Bussen sind im Interesse der Arbeiter, 
namentlich für Unterstützungskassen, zu verwenden. 

Lohnabzüge für mangelhafte Arbeit oder verdorbene 
Stoffe fallen nicht unter den Begriff «Bussen». 

Die Fabrikbesitzer sollen im Weitern auch wachen 
über die guten Sitten und den öffentlichen Anstand unter 
den Arbeitern und Arbeiterinnen in der Anstalt. 
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1. Botsohaft des Bundesrates, vom 6. Dezember 1875 
(B.B. 1875. IV. 921). 

Sie spricht sich folgendermassen aus: 

Die Aufstellung einer Fabrikordnung ist obligatorisch. 
Durch sie hat der Fabrikbesitzer nachzuweisen, dass die 
Verhältnisse in der Fabrik den gesetzlichen Vorschriften 
gemäss geordnet sind. 

Er kann nur innerhalb des von der Gesetzgebung 
festgestellten Rahmens Bussvorschriften aufstellen, 
welche überdies der Genehmigung der Behörde 
unterliegen; er ist auch vor dem civilen Gerichte be- 
langbar, wenn sich Einer durch gesprochene und ein- 
gehobene Busse unrechtmässig geschädigt erachtet. 

2. Bericht der Mehrheit der ständeräthlichen Kommission, 

vom 30. November 1876 (B. B. 1876. IV. 689). 

Man ist laut demselben allseitig einverstanden, dass in 
den Fabriken nur Bussen verhängt werden 
dürfen, welche in der Fabrik Ordnung ange- 
droht sind. 



Art. 8. 

Die Fabrikordnungen, sowie deren Abänderungen sind 
der Genehmigung der Regierung des betreffenden Kan- 
tons zu unterstellen. Diese wird die Genehmigung nur 
ertheilen, wenn dieselben nichts enthalten, was gegen die 
gesetzlichen Bestimmungen verstösst. 

Bevor die Genehmigung ertheilt wird, soll den Arbeitern 
Gelegenheit gegeben worden sein, sich über die sie be- 
treffende Verordnung auszusprechen. 

Die genehmigte Fabrikordnung ist für den Fabrik- 
besitzer und die Arbeiter verbindlich. Zuwiderhandlungen 
seitens des erstem fallen unter Art. 19 des Gesetzes. 

Wenn sich bei der Anwendung der Fabrikordnung 
Uebelstände herausstellen, so kann die Kantonsregierung 
die Revision derselben anordnen. 

Die Fabrikordnung ist, mit der Genehmigung der 
Kantonsregierung versehen, in grossem Druck und an 
auffälliger Stelle in der Fabrik anzuschlagen und jedem 
Arbeiter bei seinem Dienstantritt besonders zu behändigen. 
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I. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 25. Januar 1878 (B. B. 1878. I. 123). 

Zwei Kantonsregierungen hatten den Wunsch ausge- 
drückt, es möchte vom Bundesrathe Anleitung gegeben 
werden, in welcher Weise die Vorschrift von Art. 8, 
Abs. 2, d. G. angewendet werden solle. 

Der Bundesrath sprach seine Ansicht dahin aus, dass 
es für einmal und bis zu anderweitiger und bestimmterer 
Normirung dieses Verhältnisses als genügend betrachtet werden 
dürfte, wenn die Fabrikbesitzer angewiesen werden, den 
von ihnen ausgearbeiteten Reglements-Entwurf, be- 
vor sie ihn zur Genehmigung an die Kantonsregierung ein- 
senden, zur Einsicht ihrer Arbeiter auf dem Ge- 
schäftsbüreau oder sonst an einem geeigneten Orte aufzu- 
legen, und davon durch einen Anschlag an auffälliger 
Stelle in den Arbeitslokalen allen Interessenten Kenntniss 
zu geben, in welchem Anschlage dann noch beizufügen 
wäre, dass allfällige Bemerkungen entweder direkt bei dem 
Fabrikinhaber oder seinem Beauftragten, oder aber bei der 
Kantonsregierung innerhalb einer Frist, z. B. von 14 Tagen, 
eingereicht werden mögen. Wird dann die Verordnung zur 
Genehmigung an die Regierung eingesandt, so wäre lediglich, 
unter Vorlage einer Abschrift der Bekanntmachung, zu 
bezeugen, dass der Anschlag an dem und dem Tage 
stattgefunden habe, und es wäre im Weitern hinzuzufügen, 
ob und in welchem Sinne von Seite der Arbeiter Bemer- 
kungen oder Ausstellungen gemacht worden seien. Die 
Würdigung der allfällig auf diesem Wege oder durch direkte 
Kundgebung der Arbeiter bei der Regierung eingegangenen 
Bemerkungen muss dann natürlich, in Hinweisung auf die 
Bestimmungen des Gesetzes, den Regierungeffr überlassen 
bleiben. 

Die Gefahr, dass ein Fabrikbesitzer über den stattge- 
habten Anschlag oder über den Erfolg desselben falsche 
Angaben machen könnte, ist wohl der Natur der Sache 
nach an sich nicht gross; für die wenigen Ausnahmsfälle 
aber, wo eine Versuchung hiezu vielleicht bestehen möchte, 
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darf wohl die Hinweisung auf Art. 19 des Gesetzes genügende 
Beruhigung gewähren, indem es sich dabei um eine Zuwider- 
handlung gegen schriftlich ertheilte Anweisungen der zu- 
ständigen Aufsichtsbehörden, unter Umständen wohl noch 
um Schlimmeres handeln, und für den Schuldigen also die 
verdiente Strafe nicht ausbleiben würde. Auch versteht es 
sich wohl von selbst, dass die Genehmigung der Kantons- 
regierung, wenn sie auf eine Voraussetzung hin er- 
theilt worden wäre, die sich nachträglich als nicht be- 
stehend ergibt, als nicht geschehen zu betrachten sein 
und ihre Wirkung verlieren würde. 

Der Bundesrath glaubte daher, dass eine Anwendung 
der fraglichen Gesetzesvorschrift in dem vorerwähnten Sinne 
sich einerseits durch ihre Einfachheit empfehle, andrerseits 
der Absicht des Gesetzgebers vollkommenes Genüge leiste. 

2. Bundesrathsentscheid, vom 23. April 1880. 

Eine Baumwollspinner -Firma führte über die Schluss- 
nahme einer Kantonsregierung Beschwerde, weil sie die 
Genehmigung ihrer Fabrikordnung u. a. von folgenden 
Bedingungen abhängig machte : 

a. dass die in der Fabrikordnung vorgesehene Bestimmung : 
«Der Arbeiter ist verpflichtet, Unterschleife und Dieb- 
stahl, sowie Alles, wodurch der Arbeitgeber geschädigt 
werden kann, sofort letzterm zur Kenntniss zu bringen», 
gestrichen werde, weil sie im Widerspruch mit dem betr. 
kantonalen Gesetze über die Kechtspflege stehe ; 

b. dass die in der Fabrikordnung vorgesehenen «spe- 
ziellen Keglemente» über Ordnung, Feuerpolizei etc. 
dem Regierungsrathe zur Einsicht bezw. Genehmigung vor- 
gelegt werden ; 

c. dass die in der Fabrikordnung vorbehaltene Aen- 
derung und Eintheilung der Arbeitszeit jeweilen der Orts- 
behörde anzuzeigen sei; 

d. dass das zur Verhütung von Unfällen vorgesehene 
besondere Reglement dem Regierungsrathe zur Ge- 
nehmigung vorgelegt werde. 
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Der Bundesrath ist auf die Beschwerde mit Bezug auf 
litt, a nicht eingetreten, hat sie mit Bezug auf litt, b und d 
abgewiesen, und mit Bezug auf litt, c als begründet erklärt, 
in Erwägung : 

ad a. Es handelt sich hier um die Frage, ob die vom 
Regierun gsrathe beanstandete Bestimmung der Fabrikord- 
nung mit dem kantonalen Gesetze über die 
Rechtspflege im Widerspruch stehe oder nicht. Diese 
Frage fällt nicht in dieKognition des Bundes- 
rat h e s. 

ad b und d. Es ist nichts dagegen einzuwenden, dass in 
einer Fabrik spezielle Reglemente über Feuer- 
polizei, Verhütung von Unfällen etc. aufgestellt 
werden, aber die Regierung hat das Recht und die Pflicht, 
davon Einsicht zu nehmen, um zu prüfen, ob in 
solchen speziellen Reglementen gesetzwidrige Bestimmungen 
vorkommen, und dieselben, wenn dies der Fall sein sollte, 
als unzulässig zu erklären. 

ad c. Art. 11, Abs. 2, des Gesetzes schreibt vor, dass 
die Arbeitsstunden der Ortsbehörde angezeigt werden sollen. 
Es ist nicht nöthig, dass gesetzliche Vorschriften 
in ein Reglement aufgenommen werden, jeden- 
falls darf die Genehmigung des Reglements nicht von dieser 
Aufnahme abhängig gemacht werden. 

3. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdepartements 
an das thurgauische Departement des Innern, vom 15. Mai 

1885. 

Dasselbe erklärt, es sei nicht zulässig, in eine 
Fabrikordnung die Bestimmung aufzunehmen, dass 
der Arbeiter sein Exemplar derselben beim 
Austritt aus der Fabrik dem Arbeitgeber zu- 
rückzugeben habe, indem diese Zurückgabe für den 
letztern keinen materiellen Werth habe, es aber dem Ar- 
beiter erschwert würde, wegen all fälliger vertragswidriger 
Behandlung sich an die kompetenten Behörden zu wenden, 
wenn ihm der Wortlaut seines An stellungs Vertrages, d. h. die 
Fabrikordnung, entzogen würde. 



Art, 9. 

Wo nicht durch schriftliche Uebereinkunft etwas An- 
deres bestimmt wird, kann das Verhältniss zwischen dem 
Fabrikbesitzer und Arbeiter durch eine, jedem Theile frei- 
stehende, mindestens 14 Tage vorher erklärte Kündigung 
aufgelöst werden und zwar jeweilen am Zahltag oder am 
Samstag. Wenn nicht besondere Schwierigkeiten ent- 
gegenstehen, soll bei Stücklohn jedenfalls die angefan- 
gene Arbeit vollendet werden. Innerhalb obiger Frist darf 
einseitig das Verhältniss von dem Fabrikbesitzer nur dann 
aufgelöst werden, wenn sich der Arbeiter einer ange- 
fangenen Arbeit unfähig erweist, oder wenn er sich einer 
bedeutenden Verletzung der Fabrikordnung schuldig ge- 
macht hat, und der Arbeiter ist nur dann zu einseitigem 
sofortigem Austritt befugt, wenn der Fabrikbesitzer die 
bedungene Verpflichtung nicht erfüllt oder eine ungesetz- 
liche oder vertragswidrige Behandlung des Arbeiters ver- 
schuldet oder zugelassen hat. 

Streitigkeiten über die gegenseitige Kündigung und 
alle übrigen Vertragsverhältnisse entscheidet der zustän- 
dige Richter. 
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1. Bundesrath8entsoheid, vom 23. April 1880. 

Eine Baum Wollspinner -Firma führte über die Schluss- 
nahme einer Kantonsregierung Beschwerde, weil sie die 
Genehmigung ihrer Fabrikordnung u. a. von 
folgenden Bedingungen abhängig machte : 

a. dass die in der Fabrikordnung vorgesehene Bestimmung : 

« Wer diese Kündigung am Zahltag (4 Wochen vor 
dem Austritt) unterlässt und sofort austritt, verliert 
einen vollen Wochenlohn sowie sein Anspruchs- 
recht auf ein Entlassungszeugniss », 
gestrichen werde ; 

b. dass die fernere Bestimmung : 

« Wenn ein Theil der Arbeiter ohne Aufkün- 
digung die Arbeit verlässt, so ist der Arbeitgeber 
berechtigt, diejenigen Arbeiter, denen dadurch die 
Weiterarbeit erschwert oder unmöglich gemacht wird, 
ebenfalls ohne Aufkündigung unter Zahlung 
des rückständigen Lohnes zu entlassen», 

gestrichen werde, weil sie im Widerspruch mit Art. 9 des 

Gesetzes stehe. 

Der Bundesrat h hat die Beschwerde mit Bezug auf 
litt, a als begründet erklärt, mit Bezug auf litt, b abge- 
wiesen, in Erwägung : 

ad a. Der Bundesrath hat in einem analogen Fall*) 
am 20. April 1880^ bereits grundsätzlich entschieden, dass 
diese Bestimmung der Fabrikordnung zulässig sei. 

ad b. Wenn ein Theil der Arbeiter ohne Kündigung 
die Arbeit verlässt und dadurch die Weiterarbeit in der 
Fabrik erschwert oder unmöglich macht, so sind Umstände 
denkbar, die es als gerechtfertigt erscheinen lassen, dass 
d.er Fabrikbesitzer den übrigen Theil ohne Kündigung ent- 
lasse, indessen fällt das Gegentheil ebenfalls in den 

*) Derselbe wird, weil gegenüber dem vorliegenden nichts 
Neues bietend, in gegenwärtiger Sammlung nicht aufgeführt. 
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Bereich der Möglichkeit, und es ist desshalb die Bestimmung' 
des Fabrikreglements, welche ohne Kticksicht auf«diese Mög- 
lichkeit das Recht zur Entlassung ohne Kündigung dem 
Fabrikbesitzer vindicirt, nicht zulässig. Dem R i c h t e r , 
welcher die Streitigkeiten über die gegenseitige Kündigung 
entscheidet, muss überlassen werden, im gegebenen Falle 
die Umstände zu würdigen und zu entscheiden, ob die Ent- 
lassung ohne Kündigung als gerechtfertigt erscheint oder 
nicht. 

2. Bundesrathsbeschluss, vom 7. Oktober 1885. 

Aus Anlass eines Spezialfalles, in welchem das Gericht 
die in einer Fabrikordnung aufgestellte Kündigungsfrist 
von vier Wochen als gesetzwidrig erachtet und den Fabri- 
kanten verurtheilt hatte, gegenüber zwei Arbeiterinnen, welche 
14 Tage vor dem Austritt kündeten, diese Kündigung an- 
zuerkennen, ersuchte die Regierung des betreffenden Kan- 
tons den Bundesrath um Aufschluss über die in Art. 9 des 
Gesetzes enthaltene Bestimmung: «Wo nicht durch schrift- 
liche Uebereinkunft etwas Anderes bestimmt wird, kann das 
Verhältniss zwischen dem Fabrikbesitzer und Arbeiter durch 
eine, jedem Theile freistehende, mindestens 14 Tage vorher 
erklärte Kündigung aufgelöst werden». 

Aussserdem wünschte die Regierung Auskunft darüber, 
ob die von einer Kantonsregierung als kompetenter Behörde 
einer Fabrikordnung ertheilte Genehmigung (Art. 8) 
ein Recht schaffe, das auch für den Richter bindend 
sei, oder ob der Richter die Befugniss habe, in einem Falle, 
wo nach seiner Meinung Fabrikordnung und Gesetz sich 
widersprechen, entgegen der Fabrikordnung zu entscheiden. 

Der Bundesrath hat geantwortet, dass der Richter nach 
seiner Ansicht das Richtige getroffen habe, da das Gesetz 
dem Fabrikherrn nicht gestatte, die vierzehntägige Kündigungs- 
frist durch einen einseitigen Akt zu verlängern. Dies könne 
nur durch eine schriftliche Vereinbarung zwischen 
den Parteien geschehen. Was als solche betrachtet werden 
solle, sei eine Frage, die der Richter zu entscheiden habe. 
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Dass eine von der Regierung genehmigte Fabrikordnung, 
wenn sie gggen das Gesetz Verstösse, nicht bindend sei, 
könne nach der Ansicht des Bundesrathes keinem Zweifel 
unterliegen. Immerhin fallen solche Fragen bei Anständen, 
über die der Richter zu entscheiden habe, in dessen Kog- 
nition. 

3. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an den Fabrikinspektor des I. Kreises, vom 15. 
November 1886, und an die Regierung von Zug, vom 
18. Dezember 1886. 

Zu einer Interpretation des Gesetzes gab bezüglich des 
Artikels 9 Anlass die Anfrage der Kantonsregierung, ob 
nicht die in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs- 
frist so zu verstehen sei, dass es dem Arbeitgeber wie 
Arbeitnehmer frei stehe, am Zahltag selbst oder dann am 
Samstag zu künden, sofern beide in die gleiche Woche fallen. 

Es wurde, immerhin unter Vorbehalt von Abs. 2 des 
Art. 9, geantwortet, es sei die angeführte Bestimmung un- 
zweifelhaft so zu verstehen, dass die gegenseitige Kün- 
digung auch an solchen Samstagen gestattet 
werde, welche in keine Zahltags woche fallen 
(18. Dezember). 

Andrerseits wurde mit dem nämlichen Vorbehalt die 
Ansicht ausgesprochen, dass auch in Wochen mit Zahl- 
tag am Samstag gekündet werden könne, wenn 
schon der Zahltag nicht auf den Samstag falle (15. Nov.). 



Art, 10. 

Die Fabrikbesitzer sind verpflichtet, die Arbeiter spä- 
testens alle zwei Wochen in Baar, in gesetzlichen Münz- 
sorten und in der Fabrik selbst auszuzahlen. 

Durch besondere Verständigung zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, oder durch die Fabrikordnung, kann 
auch monatliche Auszahlung festgesetzt werden. 

Am Zahltage darf nicht mehr als der letzte Wochen- 
lohn ausstehen bleiben. Bei Arbeiten auf Stück werden 
die Zahlungsverhältnisse zwischen den Betheiligten bis 
zur Vollendung des Stückes ihrer gegenseitigen Verein- 
barung überlassen. 

Ohne gegenseitiges Einverständniss dürfen keine Lohn- 
betreifnisse zu Spezialzwecken zurückbehalten werden. 
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1. Botschaft des Bundesrathes, vom 6. Dezember 1875* 
(B. B. 1875. IV. 921). 

Sie enthält folgende Erläuterung zum Abs. 4 des Art. 10 : 

Bei der im Abs. 4 enthaltenen Bestimmung handelt es 
sich nicht um das vorläufige Nichtausbezahlen des Lohnes, 
beziehungsweise eines Theiles desselben, sondern um förm- 
liche definitive Abzüge vom verdienten Lohn. Unter diesen 
Abzügen sind nicht diejenigen für schlechte Ar- 
beit verstanden , das Gesetz lässt diese unberührt. Der 
liefernde Stückarbeiter der Fabrik kann bezüglich des Lohn- 
abzuges für schlechte Arbeit nicht anders , günstiger oder 
ungünstiger gestellt werden, als der an denselben Fabrikan- 
ten liefernde Stückarbeiter der Hausindustrie. Beide haben 
gegen ungerechte Behandlung und willkürliche Schädigung 
in diesem Punkte denselben Schutz, das Gericht. 

Unter den Spezialzwecken*) des Abs. 4 sind viel- 
mehr Einrichtungen, wie spezielle Fabrikkrankenkassen, 
Unterstützung s-, Unfall-, Versicherung s-, Spar- 
kassen u. drgl. verstanden. 

2. Bericht der Mehrheit der ständeräthlichen Kommission, 

vom 30. November 1876 (B. B. 1876. IV. 689). 

Derselbe bemerkt zu Abs. 4 : 

Wenn ohne gegenseitiges Einverständniss keine Lohn- 
abzüge zu Spezialzwecken**) zurückgehalten werden 
können , so fallt das in einzelnen Gegenden bestehende, 
nicht selten demoralisirende Verfahren dahin, wonach Kre- 
ditoren sich einen solchen Bruchtheil des 
täglichen Erwerbes zum Voraus sichern können, 
dass der Arbeiter bei der grössten Anstrengung und Ein- 
schränkung ausser Stand ist, seine und seiner Familie un- 
entbehrlichen Lebensbedürfnisse zu beschaffen. 



*) S. Ziff. 2 und 3 (pag. 64, 65). 
**) S. Ziff. 1 und 3 (pag. 64, 65). 
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3. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdepartements 
an das Polizeidepartement des Kantons St. Gallen, vom 

11. September 1879. 

Es entstand die Frage, ob Arbeitgeber, welche 
neu eingestellten Arbeitern grössere oder kleinere 
Vorschüsse an Baar machen, und dann diese Vor- 
schüsse ratenweise bei Ausbezahlung der Lohnbeträge wieder 
einziehen, mit Rücksicht auf die vorkommenden Fälle, dass 
Arbeiter wieder aus dem Geschäft austreten, ohne den 
Vorschuss ganz abgetragen zu haben, Angesichts des 
Art. 10 d. G. durch Nicht auszahlung des ganzen 
Betrages des letzten Zahltagguthabens des 
Arbeiters sich zu decken befugt seien. 

Es wurde geantwortet: 
Art. 10 scheine solchen Abzügen prinzipiell nicht 
entgegen zu stehen. Aus dem ersten Absatz des Artikels 
gehe klar hervor, dass der Arbeitgeber nicht berechtigt 
sei, den schuldigen Lohn dem Arbeiter anders als in Baar 
zu bezahlen. Wenn aber in Folge besonderer Abmachungen 
der Arbeiter der Schuldner seines Arbeitgebers geworden 
sei, so stehe im Streitfalle dem Richter der Entscheid 
darüber zu, ob und in welchem Verhältniss Abzüge statt- 
finden dürfen (Art. 9, Abs. 2), wofern die kantonale 
Gesetzgebung nicht bereits besondere Bestimmungen 
hierüber enthalte.*) 

Das im Art. 10, Abs. 4, aufgestellte Verbot des Zurück- 
behaltens von Lohnbetreffnissen zu Spezialzwecken **) 
könne weder auf die vom Arbeitgeber in der Absicht, sich 
für gewährte Vorschüsse zu decken, gemachten Abzüge 
angewandt werden, noch auf diejenigen, welche auf richter- 

*) Der Bundesrath hat diese Auffassung in einem Rekurs- 
entscheide vom 23. April 1880 wörtlich bestätigt; dieser Ent- 
scheid enthält die Abweisung einer Beschwerde gegen die von 
einer Kantonsregierimg an die Genehmigung der Fabrikordnung 
des Rekurrenten geknüpfte Bedingung, dass die darin vorgesehenen 
Lohnabzüge für Miethzins, Vorschüsse, etc., nur im gegenseitigen 
Einverständniss gemacht werden. 
**) S. Ziff. 1 und 2 (pag. 64). 

5 
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liebem Wege angeordnet werden. Das Verbot habe einzig 
die erzwungenen Beiträge, welche für gewisse In- 
stitute, wie Unterstützungs- und Sparkassen, abverlangt 
werden könnten, im Auge, in Bezug auf welche das Gesetz 
dem Arbeiter die Freiheit, sich ihnen anzuschliessen oder 
nicht, habe garantiren wollen. 

4. Bundesrathsbeschluss betr. Masse, Gewichte und Wa- 
gen, welche in Fabriken verwendet werden, vom 30. 
September 1879 (A. S. n. F. IV. 345). 

Art. 1 desselben lautet: 

Masse, Gewichte und Wagen, welche in Fabriken zum 
Messen oder Wägen von Waaren, sei es beim Ein- oder 
Verkauf, sei es zur Bestimmung der den Arbeitern 
auszubezahlenden Löhne dienen, sind als V e r k e h r s- 
masse, Verkehrsgewichte oder Verkehrswagen 
zu betrachten , und als solche allen Bestimmungen des 
Bundesgesetzes über Mass und Gewicht vom 3. Juli 1875 
(A. S. n. F. II. 752) unterworfen , sowie den bezüglichen 
Bestimmungen der Vollziehungsverordnung vom 22. Oktober 
1875 (A. S. n. F. II. 760) und der Anleitung für die schwei- 
zerischen Eichmeister vom 27. Dezember 1875 (A. S. n. F. 
II. 822). 

5. Rekurs-Entscheid des Bundesrathes, vom 30. Sept. 1879. 

Ein von 117 Stickerei- Arbeitern gegen einen regierungs- 
räthlichen Entscheid an den Bundesrath gerichteter Rekurs 
enthielt die Begehren : 

dass in die Reglemente der betreffenden Fabriken eine 
Bestimmung aufgenommen werde, welche den Arbeitgeber 
zu einer Entschädigung an den Arbeiter für den 
Fall verpflichte, wenn der Arbeiter ohne sein Ver- 
schulden feiern müsse, weil die Maschinen nicht in 
Ordnung, oder andere in den Verhältnissen des Arbeitgebers 
liegende Gründe vorhanden seien; 

dass durch die Bestimmungen über die Lohnzah- 
lungen das gesetzliche Recht der Stück-Arbeiter 
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auf vertragsmässige Verständigung mit dem Arbeitgeber 
gewahrt werde und unter allen Umständen der Arbeiter 
nicht mehr als den Werth eines Wochenlohnes 
stehen lassen müsse. 

Der Bundesrath hat die Kekursbegehren aus folgenden 
Motiven als unbegründet abgewiesen : 

a. Was das Begehren der Kekurrenten betrifft, dass 
die Arbeiter entschädigt werden, wenn sie ohne 
ihr Verschulden feiern müssen, so mag dasselbe 
in dem Falle in Frage kommen, wenn sie wegen Fahr- 
lässigkeit des Arbeitgebers ihre Arbeit nicht fortsetzen können. 
Es ist aber nicht Sache der Administrativbehörde, 
über diese Frage zu erkennen, sondern des Richters 
(Art. 9 d. G.). Es ist allerdings richtig, dass die angefoch- 
tenen Fabrikordnungen Bestimmungen betreffend die Ent- 
schädigungspflicht des Arbeiters, falls die 
Maschine aus dessen Verschulden stille steht, 
enthalten. Daraus folgt aber nicht, dass auch die Ent- 
schädigungspflicht des Arbeitgebers durch das Fabrikregle- 
ment geregelt werden müsse. Es kann sich bei der Admi- 
nistrativbehörde nur um die Frage handeln, ob jene auf- 
genommene Bestimmung im Widerpruche mit dem Gesetze 
stehe, oder von Betheiligten beanstandet werde. Keines von 
beiden ist der Fall. 

i. Wenn bei Arbeiten auf Stück eine Verstän- 
digung zwischen den Betheiligten (Art. 10, Abs. 3) nicht 
besteht, so hat der Arbeitgeber die Befugniss 
(Art. 10, Abs. 2), den Zahlungsmodus durch die 
Fabrikordnung zu bestimmen. Im vorliegenden 
Falle ist diess geschehen, und es stehen die betreffenden 
Bestimmungen mit dem Gesetze nicht im Widerspruch. 

c. Was das Begehren betrifft, dass unter allen Umständen 
der Arbeiter nicht mehr als den letzten Wochenlohn aus- 
stehen lassen müsse, so steht dasselbe mit dem Gesetz nicht 
im Einklänge, da es in diesem ausdrücklich heisst, dass durch 
die Fabrikordnung auch monatliche Auszahlung fest- 
gesetzt werden könne. Die gesetzliche Bestimmung (Art. 10, 
Abs. 3), wonach am Zahltage nicht mehr als der letzte 
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Wochenlohn ausstehen darf, hat vielmehr den Sinn, das» 
an jedem Zahltage der Arbeiter sein ganzes 
Guthaben, mit Ausnahme eines Wochenlohnes > 
verlangen dürfe. 

6. Rekurs-Entscheid des Bundesrates, vom 20. April 1880. 

Bezüglich des D^compte, den der Fabrikant bei unter- 
lassener Kündigung Seitens des Arbeiters zurückzuhalten be- 
rechtigt ist, hatte die Fabrikordnung einer Seidenspinnerei 
die Bestimmung enthalten, dass dieser D^compte einen voll- 
ständigen Wochenlohn nicht übersteigen dürfe. 

Die betreffende Kantonsregierung, welcher diese Fabrik- 
ordnung zur Genehmigung vorgelegt wurde, verlangte Strei- 
chung dieser Bestimmung, weil unter «letztem Wochen- 
lohn» (Art. 10, Abs. 3) der wirklich vom Arbeiter wahrend 
der Woche verdiente Lohn zu verstehen sei, auch wenn der 
Arbeiter nur kürzere Zeit und nicht während vollen sechs 
Arbeitstagen gearbeitet habe. 

Den Rekurs gegen die Schlussnahme der Regierung hat 
der Bundesrath aus folgenden Motiven als begründet erklärt : 

Die Woche besteht in der Regel aus 6 Arbeitstagen, 
und wenn von einem Wochenlohn die Rede ist, so ist dem- 
nach der Lohn für 6 Tage gemeint. 

Würde das Gesetz nach der Anschauung jener Regie- 
rung angewandt, so müsste dies auch zu der Ungleichheit 
führen, dass bei demjenigen Arbeiter, welcher die ganze 
Woche in der Fabrik gearbeitet hat, der Lohn der ganzen 
Woche ausstehen könnte, während bei demjenigen, der z. B. 
nur einen halben Tag gearbeitet hat, nur der in diesem 
halben Tage verdiente Lohn zurückbehalten werden dürfte. 
Diese Ungleichheit in der Anwendung des Gesetzes ist 
nicht zulässig. 

Die fragliche, von der Regierung beanstandete Bestim- 
mung ist auch nicht im Widerspruch mit Art. 10, Abs. 4, 
des Gesetzes. Es liegt in jener Bestimmung vielmehr eine 
Garantie dafür, dass der Arbeiter den Pflichten, welche 
ihm die Fabrikordnung als Arbeitsvertrag auferlegt, nach- 
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kommt und nicht ohne die vorgeschriebene Kündigung aus- 
tritt. 

Immerhin muss im Streitfalle der in Art. 9, Abs. 2, d. G. 
vorgesehene richterliche Entscheid vorbehalten 
bleiben. 

7. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdepartements 
an den Fabrikinspektor des III. Kreises, vom 1. Dezember 
1883. 

Dasselbe statuirt: 

Der dem Arbeitgeber bei widerrechtlichem Austritt des 
Arbeiters zufallende D^compte- Betrag (Lohn von 6 Ar- 
beitstagen*) ist als Eigenthum des erstem, als Ersatz für 
-erlittenen Schaden, nichtals Busse im Sinne von Art. 7, 
Abs. 3, zu betrachten. 

Wendet er die Summe aus freien Stücken der Unter- 
stützungskasse zu, so ist hiegegen natürlich nichts einzu- 
wenden. 

Weitergehende Ansprüche des Arbeitgebers auf Schaden- 
ersatz wegen widerrechtlichen Austritts von 
Arbeitern sind beim Kichter geltend zu machen; jener ist 
nicht befugt, sich solchen eigenmächtig zu verschaffen. 

Auch die Entscheidung der weitern Frage, ob der Ar- 
beitgeber, wenn er einen Arbeiter eines disziplinarischen 
Yergehens wegen ohne Kündigung entlässt, von sich aus 
rückständigen Lohn und De"compte zurück- 
behalten dürfe, steht dem Richter zu. 



*) S. Ziff. 6 (pag. 68). 



Art, 11. 

Die Dauer der regelmässigen Arbeit eines Tages darf 
nicht mehr als 11 Stunden, an den Vorabenden von Sonn- 
und Festtagen nicht mehr als 10 Stunden betragen und 
muss in die Zeit zwischen 6 Uhr, beziehungsweise in 
den Sommermonaten Juni, Juli und August 5 Uhr Mor- 
gens und 8 Uhr Abends verlegt werden. 

Die Arbeitsstunden sind nach der öffentlichen Uhr zu 
richten und der Ortsbehörde anzuzeigen. 

Bei gesundheitsschädlichen und auch bei andern Ge- 
werben, bei denen durch bestehende Einrichtungen oder 
vorkommendes Verfahren Gesundheit und Leben der Ar- 
beiter durch eine tägliche eilfstündige Arbeitszeit gefährdet 
sind, wird der Bundesrath dieselbe nach Bedürfniss re- 
duziren, immerhin nur bis die Beseitigung der vorhan- 
denen Gesundheitsgefährde nachgewiesen ist. 

Zu einer ausnahmsweisen oder vorübergehenden Ver- 
längerung der Arbeitszeit, welche von Fabriken oder 
Industrien verlangt wird, ist, sofern das Verlangen die 
Zeitdauer von zwei Wochen nicht übersteigt, von den 
zuständigen Bezirksbehörden, oder wo solche nicht be- 
stehen, von den Ortsbehörden, sonst aber von der Kan- 
tonsregierung die Bewilligung einzuholen. 

Für das Mittagessen ist um die Mitte der Arbeits- 
zeit wenigstens eine Stunde frei zu geben. Arbeitern, 
welche ihr Mittagsmahl mitbringen, oder dasselbe sich 
bringen lassen, sollen ausserhalb der gewohnten Arbeits- 
räume angemessene, im Winter geheizte Lokalitäten un- 
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 
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A. Eintheilung der Arbeitszeit. 

I. Rekurs-Entscheid des Bundesrathes, vom 27. Febr. 1885. 

Ein Fabrikant hatte seiner Kantonsregierung die Mit- 
theilung gemacht, dass er in seinen zwei Baumwollspinne- 
reien die gesetzlich zulässige tägliche Arbeitszeit wie folgt 
eingetheilt habe : 

von Morgens 6 Uhr bis Mittags 12 Uhr und von Nach- 
mittags 1 Uhr bis Abends 7 Uhr (am Samstag bis 6 Uhr), mit 
je einer halbstündigen Pause Vor- und Nachmittags; diese 
Pausen finden aber nicht für Alle zur gleichen 
Zeit statt, sondern es lösen sich zwei Abtheilungen ab 
(8V 2 bis 9 und 9 bis 9V 2 Uhr Vormittags, 3V 2 bis 4 und 4 
bis 4 1 / 2 Uhr Nachmittags), so dass die Fabrik während 1 2 
Stunden im Betriebe stehen könne ; in jedem Saale 
solle zur Erleichterung der polizeilichen Kontrole ein Namens- 
verzeichniss der Arbeiter mit Bezeichnung der ihnen an- 
gewiesenen Pausen angebracht werden. 

Die Regierung verweigerte die Bewilligung dieser Zeit- 
eintheilung, weil letztere die Kontrole über Innehaltung der 
gesetzlichen Arbeitszeit verunmögliche und der Fabrikant auf 
diese Weise leicht 12 Stunden arbeiten lassen könne, und 
weil das Beispiel des Petenten bald überall Nachahmung fin- 
den würde, indem, was dem Einen gestattet, dem Andern 
nicht versagt werden dürfe. 

Der Fabrikbesitzer rekurrirte gegen diesen Entscheid, 
indem er zugleich die Kompetenz der betreffenden Kantons- 
regierung bestritt. 

Der Bundesrath bestätigte den Entscheid der Regierung, 
weil, 

a. wenn dem Begehren entsprochen würde, andere 
Spinnereibesitzer das gleiche Recht zu beanspruchen hätten 
und damit die Kontrole vollständig illusorisch und 
unzweifelhaft faktisch der 12-stündige Arbeitstag eingeführt 
würde : 
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b. was die Kompetenz des Regierungsrathes 
betreffe, laut Art. 8 des Gesetzes (s. pag. 55) die Fabrik- 
Ordnungen, sowie deren Abänderungen der Genehmigung der 
betreffenden Kantonsregierung zu unterstellen seien und, da 
zur Fabrikordnung nach Art. 7 des Gesetzes (s. pag. 53) 
auch die Arbeitsordnung gehöre, der Regierungsrath, als er 
fragliche neue Arbeitsordnung beurtheilte, in seinem vollen 
Rechte handelte. 



2. Kreisschreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an die Regierungen der Kantone Zürich, Appen- 
zell A.-Rh. und I-Rh., St. Gallen, Thurgau, und an das 
Centralkomite des Stickerei-Verbandes der Ostschweiz 
und des Vorarlbergs, vom 14. April 1887. 

Von Seite einer Kantonsbehörde ist dem Departemente 
das total ungleiche Verfahren, welches in den Stickereien 
in Bezug auf die Einstellung der Arbeit an den 
Vorabenden von Sonn- und Festtagen eingehalten 
werde, signalisirt worden. Die betreffende Amtsstelle führte 
im Wesentlichen Folgendes an: 

Die Kommission des Stickereiverbandes*) habe schon am 
20. Juli 1885 den für alle Verbandsmitglieder verbindlichen 
Beschluss gefasst, dass die 11 -stündige Arbeitszeit für die 
Monate April bis und mit September in die Stunden zwischen 
6 und 12 Uhr Vormittags, 1 und 6 Uhr Nachmittags, und 
für die übrigen Monate in die Stunden zwischen 7 und 
12 Uhr Vormittags und 1 und 7 Uhr Nachmittags fallen 
müsse. 

Da nun viele genehmigte Fabrikreglemente die Bestim- 
mung enthalten, dass neben der gesetzlich vorgeschriebenen 
1 -stündigen Mittagspause auch Vor- und Nachmittags 

*) Der «Centralverband der Stickerei- Industrie der Ostschweiz 
und des Vorarlbergs» ist eine Genossenschaft, welche bezweckt, 
einerseits der Ueberproduktion in der Stickerei-Industrie vorzu- 
beugen, andererseits bessere Lohn Verhältnisse zu erzielen und 
überhaupt an der Hebung der Industrie zu arbeiten. 
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je eine halbstündige Pause gemacht werde, so be- 
trage, wenn diese wirklich innegehalten werde, die tägliche 
Arbeitszeit nur 10 Stunden, und könnte daher auch an den 
Samstagen so lange gearbeitet werden, wie an den übrigen 
Wochentagen, während diejenigen Geschäfte, welche keine 
Vor- und Nachmittagspausen haben, an den Samstagen eine 
Stunde früher die Arbeit einstellen müssen, um der Vor- 
schrift von Art. 11, Abs. 1, nachzukommen. 

Diese Verschiedenheit der Arbeitseinstellung war nach 
dem Berichte der kantonalen Amtsstelle die Ursache zahl- 
reicher Beschwerden. 

Die Fabrikinspektoren machten geltend, dass jene Zwischen- 
pausen sehr oft nicht innegehalten werden, was an den 
Samstagen dazu führe, dass statt 10 Stunden faktisch 10 1 / 2 
bis 11 Stunden gearbeitet werde. Da aber laut Gesetz die 
Arbeitsdauer an den Vorabenden von Sonn- und Festtagen 
nur 10 Stunden (incl. Putzen) betragen darf, und eine Kon- 
trole über die wirkliche Innehaltung der Vor- und Nach- 
mittags-Pausen sehr schwierig ist, haben die Inspektoren 
vorgeschlagen, diese Pausen in der Fabrikstickerei 
überhaupt zu verbieten, und aus den Reglementen, 
in welchen sie sich noch vorfinden, auf dem Revisionswege 
zu beseitigen. 

Das Departement gab zu, dass das ungleiche Vorkommen 
der besprochenen Zwischenpausen und die schwierige Kon- 
trole ihrer Innehaltung an den Samstagen — die andern 
Wochentage fielen bei der bestehenden Organisation der 
Arbeit in den Stickereien nicht in Betracht — bedeutende 
Unzukömmlichkeiten nach sich ziehe. Dennoch trug es leb- 
hafte Bedenken, zu dem, allerdings radikalen Mittel der 
allgemeinen Beseitigung der Vor- und Nachmittagspausen zu 
greifen, weil es befürchtete, mit einer solchen Massregel 
nicht nur auf keinem gesetzlichen Boden zu stehen, sondern 
geradezu gegen die ratio legis zu Verstössen. 

Da zudem die Zwischenpausen auch in den andern In- 
dustrien vorkommen, und die Ueberwachung ihrer Innehaltung 
dort ebenfalls nicht vermieden werden kann und mindestens 
ebenso wichtig ist, wie in der Stickerei, so hielt es dafür, 
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es seien jedenfalls, ehe für die Stickerei ein Ausnahmsregime 
geschaffen werde, alle diejenigen Mittel zu versuchen, welche 
das Gesetz zur Hand gehe. 

Das Departement ersuchte daher die Kantonsregierungen, 
die Innehaltung der 10 -stündigen Arbeitszeit an den Vor- 
abenden von Sonn- und Festtagen in den Fabrikstickereien 
strengstens überwachen zu lassen und Zuwiderhand- 
lungen nach Massgabe von Art. 19 d. G. unnachsichtlich zu 
ahnden. Speziell sei auch darauf zu achten, dass nach 
Massgabe von Art. 11 die Arbeitsstunden nach der öffent- 
lichen Uhr gerichtet und der Ortsbehörde ange- 
zeigt werden; letztere Anzeige habe natürlich auch die 
Angabe der Pausen in sich zu schliessen. Die Vollziehung 
dieser Vorschrift von Art. 11, Abs. 2, sei selbstverständlich 
erstes Erforderniss einer wirksamen Kontrole. 

Wo in den Reglementen Pausen vorgesehen seien, gelten 
solche nicht etwa nur für den Samstag, sondern müssen 
auch an allen andern Wochentagen beobachtet 
werden, und zwar regelmässig und gleichzeitig 
mit allen Stick ern und Fädlerinnen, sei die Pause 
eine x / 4 - oder eine ^g-stündige. 

B. Reduktion der Arbeitszeit. 

(Art. 11, Abs. 3.) 

Mit Kreisschreiben des Eisenbahn- und 
Handelsdepartements vom 26. März 1878 wurden die 
Kantonsregierungen um Mittheilung des für die Ausführung 
von Absatz 3 nöthigen Materials ersucht. 

Die Antworten der Regierungen bezeichneten indess nur 
eine ganz geringe Anzahl von Etablissementen , welche in 
die Kategorie des Abs. 3 fallen würden, und der Bundes- 
rath beschloss am 21. Mai 1878, es habe vor Allem 
eine erste Begehung der Fabriken durch das zu bestellende 
eidg. Inspektorat stattzufinden, bevor Verfügungen betreffend 
Art. 11, Abs. 3, getroffen würden. 

Der Bericht der Inspektoren über ihre gemein- 
samen Inspektionsreisen, vom Mai 1879, enthält keine An- 
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träge über die in der Instruktion enthaltene Frage: wo 
ist eine Verkürzung der Arbeitszeit unter 11 Stunden er- 
forderlich ? Die Inspektoren betrachteten die Bestimmung des 
Abs. 3 als ein auf den Nothfall zu versparendes Zwangs- 
mittel, um den Fabrikanten zu vorgeschriebenen sanitarischen 
Verbesserungen anzuhalten. 

Einstweilen besteht die reduzirte Arbeitszeit 
nirgends. 

C. Verlängerung der Arbeitszeit. 

(Art. 11, Abs. 4.) 

I. Schreiben des Eisenbahn- und Handelsdepartements an 
die Direktion des Innern des Kantons Bern, vom 22. Aug. 
1878. 

In demselben wird Art. 11, Abs. 4, in folgender Weise 
erläutert : 

Die ausnahmsweise oder vorübergehende Ver- 
längerung der Arbeitszeit*) ist offenbar nur da 
zulässig, wo bestimmte äussere Veranlassung 
oder Nöthigung dazu besteht, und der Fall, den 
man dabei ganz besonders im Auge hatte, ist der eines 
Wassermangels oder einer ähnlichen Verumständung , die 
den Geschäftsbetrieb mehr oder weniger unmöglich machen 
würde, wenn nicht « über Zeit » gearbeitet werden könnte. 

Wenn hingegen auch blosse geschäftliche Kon- 
venienz zum Ausgangspunkt für verlängerte Arbeit ge- 
nommen werden wollte, so wäre der nämliche Grund un- 
zweifelhaft bei allen, mit Maschinen arbeitenden Etablisse- 
menten das ganze Jahr hindurch vorhanden, und es würde 
an Gelüsten nicht mangeln, ein solches Präcedens in einem 
Sinne auszubeuten, dass die ganze wohlthätige Bestimmung 
des Art. 11 ernstlich in Frage gestellt und das Gesetz in 
einer seiner essentiellen Vorschriften im vollen Sinne des 
Wortes durchlöchert würde. 



*) S. Ziff. 2 und 3 (pag. 76). 
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2. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 21. Mai 1880 (B. B. 1880. III. 96). 

Dasselbe enthält folgende Weisungen: 

a. Die Vorschrift von Art. 11, Abs. 4,*) hat in einzelnen 
Kantonen eine Anwendung gefunden, die mit dem Gesetze 
nicht im Einklang steht. Es wurden nämlich Verlängerungen 
der Arbeitszeit auf unbestimmte Zeit bewilligt. 
Dies ist nicht zulässig. 

Die gesetzliche Vorschrift, dass die Dauer der regel- 
mässigen Arbeit eines Tages nicht mehr als 11 Stunden be- 
tragen dürfe , würde theilweise illusorisch gemacht , wenn 
Art. 11, Abs. 4, in der angegebenen Weise angewandt würde. 
Da das Gesetz ausdrücklich von einer ausnahmsweisen 
oder vorübergehenden Verlängerung spricht, so muss 
diese jeweilen bei der Bewilligung limitirt werden, und 
die Regierungen haben darüber zu wachen, dass die Arbeits- 
zeit nicht durch verschiedene, von mehreren Behörden er- 
theilte Bewilligungen über die gesetzliche Zeit hinaus dauernd 
verlängert werde. 

b. Es ist vorgekommen, dass der Fabrikant wochenlang 
zuwarten musste, bis er von der Kantonsregierung auf sein 
Gesuch um Bewilligung der Verlängerung der Arheitszeit 
Bescheid erhielt. Namentlich in Fällen von kurzen Lieferungs- 
fristen können ihm durch solche Verzögerungen in unnützer 
Weise bedeutende Verlegenheiten bereitet werden. Das Ver- 
langen der Fabrikanten, dass auf solche Gesuche je- 
weilen mit thunlicher Beförderung geantwortet 
werde, hält der Bundesrath für völlig begründet, und die 
Kantonsregierungen werden von ihm ersucht, in vorkom- 
menden Fällen dasselbe zu berücksichtigen. 

3. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 7. April 1885 (B. B. 1885. II. 420). 

Dasselbe enthält folgende Verfügungen : **) 

a. Nur schriftlich ertheilte und den lokalen 

*) S. Ziff. 1 und 3 (pag. 75, 76). 
**) S. Ziff. 1 und 2 (pag. 75, 76). 
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Aufsichtsbehörden mitgetheilte, auf eine be- 
stimmte Zeitdauer und bestimmte Tagesstunden 
lautende Bewilligungen zur Verlängerung der 
Normalarbeitszeit sind gültig. Dieselben sind 
den Arbeitern durch Anschlag in der Fabrik 
zur Kenntniss zu bringen. 

b. Es ist den Lokalbehörden ihrerseits nicht 
gestattet, in der Weise Bewilligungen zu er- 
theilen, dass durch deren unmittelbar oder 
periodisch folgende Wiederholung die Kompetenz 
der Kantonsregierung (Art. 11, Abs. 4) umgangen 
wird. 

Ueberzeitbewilligungen wurden nämlich häufig von nicht 
kompetenten Personen, in ungesetzlicher Weise, oder ohne 
Vorwissen der Amtsstellen, denen die Aufsicht über die 
Innehaltung der Arbeitszeit obliegt, ertheilt. Dazu kam, 
dass die ausschliessliche Berechtigung der Kantonsregie- 
rungen, Ueberzeitbewilligungen für mehr als 2 Wochen 
zu ertheilen, von Lokalbehörden usurpirt wurde, indem 
diese ihre Bewilligungen in kurzen Zwischenräumen repe- 
tirten. Solchen Ungesetzlichkeiten soll durch obige Vor- 
schriften vorgebeugt werden. 

Der Bundesrath fügte bei, dass die Mittheilung aller 
Bewilligungen für Verlängerung der Arbeitszeit, auch die der 
Lokalbehörden, an die Fabrikinspektoren sehr wün- 
schenswerth sei, indem sie letztern ihr Amt bedeutend 
erleichtere. Die meisten Kantone haben übrigens dieses 
sehr zweckmässige Verfahren schon eingeführt. 

Der Bundesrath machte ferner auf den Missbrauch auf- 
merksam, der in den zu weit getriebenen Bewilli- 
gungen zur Verlängerung der Arbeitszeit bestehe. Letztere 
dürfe nach dem Gesetze nur «ausnahmsweise oder 
vorübergehend» verlängert werden. 

Es wurde, da auch hierüber falsche Auffassungen vor- 
kamen, noch darauf hingewiesen, dass weibliche, sowie 
junge Personen (unter 18 Jahren) nach 8 Uhr Abends 
in den Fabriken nicht beschäftigt, resp. auf sie die Arbeits- 
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zeit über diesen Zeitpunkt hinaus nicht ausgedehnt werden 
dürfe, indem dies gemäss den Artikeln 15 (Abs. 1), 16 

(Abs. 3) und 11 (Abs. 1) des Gesetzes unzulässig sei*). 



*) S. pag. 95, 99, 70. S. auch Art. 13, Art. 15, Ziff. 3 (84, 97). 



Art, 12, 

Die Bestimmungen des Artikels 1 1 finden keine An- 
wendung auf Arbeiten, welche der eigentlichen Fabri- 
kation als Hilfsarbeiten vor- oder nachgehen müssen und 
die von männlichen Arbeitern oder unverheiratheten 
Frauenspersonen über 18 Jahren verrichtet werden. 
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1. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 21. Mai 1880 (B. B. 1880. HL 96). 

Dasselbe setzt Folgendes fest: 

Die Ziegeleien*) beschäftigen eine Anzahl von Ar- 
beitern, welche unter ganz ausnahmsweisen Verhältnissen 
arbeiten und daher auch eine ausnahmsweise Berücksich- 
tigung verdienen Es geschieht diess dadurch, dass die- 
jenigen Ziegelei -Arbeiter, welche entweder in den Thon- 
gruben oder auf den Schlagplätzen beschäftigt sind, 
als Hilfsarbeiter im Sinne von Artikel 12 des Gesetzes 
betrachtet werden. 

2. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Regierungen 
der Kantone Zürich, Bern, Luzern, Glarus, Zug, Solo- 
thurn, Basel-Landschaft, Schaffhausen, Appenzell I-Rh., 
St. Gallen, Graubünden, Aargau und Thurgau, vom 14. 

Januar 1881 (B. B. 1881. I. 142). 

Bei der Genehmigung des Fabrikreglements einer Baum- 
wollspinnerei war von einer Kantonsregierung die 
Bestimmung, dass das Putzen, Oelen, Repariren etc. der 
Maschinen als Hilfsarbeit nach der ordentlichen Arbeitszeit 
zu verrichten sei, als unzulässig gestrichen worden. 

Hierüber heschwerten sich beim Bundesrath 50 Baumwoll- 
spinnerei-Besitzer, indem sie jene Verrichtungen als Hilfs- 
arbeiten im Sinne von Art. 12 des Gesetzes betrachteten. 

Von den Regierungen derjenigen Kantone, in welchen 
die Baumwollspinnerei einen wesentlichen Industriezweig 
bildet, hat der Bundesrath sich darüber nähern Aufschluss 
ertheilen lassen, ob jene Arbeiten während der 11 -stündigen 
Arbeitszeit oder aber als Hilfsarbeiten nach derselben ver- 
richtet werden. 

Aus den eingegangenen Berichten gieng hervor, dass in 
der Regel das Putzen, Oelen, und Reinigen der 
Lokale als Hilfsarbeiten betrachtet und nach der ordent- 



*) S. Art. 1, Ziff. 2, 3, litt, b, 5 (pag. 13, 17, 18). 
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liehen Arbeitszeit verrichtet werden. Diese Verrichtungen 
nehmen höchstens zwanzig bis dreissig Minuten in Anspruch, 
und werden jeweilen von einigen Arbeitern ausgeführt, die 
sich besonders darauf verstehen. 

Diese Arbeiten können demnach nicht als eine allgemeine 
Verlängerung der täglichen Arbeitszeit der Fabrikarbeiter 
angesehen werden. Sodann fällt in Betracht, dass dieselben 
während des Betriebes der Fabrik der Sicherheit wegen nicht 
ausgeführt werden dürfen ; sie müssen der eigentlichen 
Fabrikation vor- oder nachgehen. 

Der Bundesrath entschied daher, diese Verrich- 
tungen seien als Hilfsarbeiten im Sinne des 
Artikels 12 zu behandeln. Dagegen falle das soge- 
nannte Abdecken, d. h. das Zerlegen der Maschine, das 
von Zeit zu Zeit für Vornahme einer genauen Untersuchung 
und gründlichen Reinigung vorgenommen wird und jeweilen 
einige Stunden Arbeit in Anspruch nimmt, nicht in die 
Kategorie der Hilfsarbeiten. 

3. Schreiben des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments an den Fabrikinspektor des I. Kreises, vom 13. April 
1883. 

Dasselbe enthält folgende Wegleitung: 

Art. 12 ist unzweifelhaft so zu verstehen, dass das Attribut 
«über 18 Jahren» sich nicht nur auf «Frauenspersonen», 
sondern auch auf « männlichen Arbeitern » bezieht. 

4. Kreisschreiben des Handels- und Landwirthschafts- 
departements an die Kantonsregierungen, vom 14. Juni 
1883. 

Von Teigwaarenfabrikanten verschiedener Kantone war 
das Gesuch gestellt worden, es möchten die Teigmac her 
in Teigwaarenfabriken*) im Sinne des Art. 12 als 
Hilfsarbeiter betrachtet werden. 

In der That müssen die Teigmacher ihre Arbeit 1 — l*/ 2 
Stunde vor den andern Arbeitern beginnen, indem die Prä- 

*) Vergl. Art. 14, Ziff. 2 (pag. 94). 
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paration des Teigs am Abend auf den folgenden Morgen 
hin wegen der Nicht-Haltbarkeit desselben nicht geschehen 
kann. Abends sind sie allerdings mit ihrer eigentlichen 
Beschäftigung früher fertig, als die übrigen Arbeiter, und 
werden dann zu andern Dienstleistungen herangezogen. 
Wollte man aber für jene Klasse an der 11 -stündigen Arbeits- 
zeit festhalten, so würde die ohnedies komplizirte fabrik- 
polizeiliche Kontrole bedeutend erschwert werden. 

Das Departement hat desshalb dem erwähnten Gesuche 
zu entsprechen beschlossen, und die Kantonsregierungen 
ersucht, von der Qualifikation der Arbeit der Teigmacher 
(Kneter) in den Teigwaarenfabriken als Hilfsarbeit im Sinne 
von Art. 12 Vormerkung zu nehmen. 

5. Beschluss des Handels- und Landwirthschaftsdeparte- 
ments, vom 21. Mai 1884. 

Einem Kupfer werk wird gestattet, das Anheizen 
der Dampfkessel, der Schmelz- und Ausglühöfen , 
sowie das Ausglühen von Kupfer- und Messing- 
platten und - d r a h t als Hilfsarbeit vor oder nach der 
1 1 -stündigen Normalarbeitszeit vorzunehmen. 

6. Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie- 
rungen, vom 2. September 1886 (B. B. 1886. III. 77). 

In Bierbrauereien*) finden nach demselben die Be- 
stimmungen des Art. 11 im Sinne von Art. 12 d. G. ausser 
auf Hilfsarbeiter, wie Heizer, Maschinist, Speditions- 
personal, auch keine Anwendung auf Mälzer, G ä h r - 
führer und solche Brauburschen, die zum Speditions- 
dienst verwendet werden, immerhin mit der Beschränkung, 
dass für die drei letztgenannten Kategorien die gesammte 
effektive Arbeitszeit 11 Stunden während 24 Stunden nicht 
überschreiten dürfe. 



*) S. Art. 1, Ziff. 2, 3, litt, a, 17, 19, Art. 13 (pag. 13, IG, 28, 
31, 87). 



Art, 13, 

Nachtarbeit, d. h. die Arbeit zwischen 8 Uhr Abends 
3und 6 Uhr, beziehungsweise 5 Uhr Morgens (Art. 11), 
ist bloss ausnahmsweise zulässig und es können die Ar- 
beiter nur mit ihrer Zustimmung dazu verwendet werden. 

In jedem Falle, wo es sich nicht um dringende, nur 
einmalige Nachtarbeit erheischende Reparaturen handelt, 
ist die amtliche Bewilligung einzuholen, welche, wenn die 
Nachtarbeit länger als zwei Wochen dauern soll, nur von 
der Kantonsregierung ertheilt werden kann. 

Bei Fabrikationszweigen, die ihrer Natur nach einen 
ununterbrochenen Betrieb erfordern, kann regelmässige 
Nachtarbeit stattfinden. 

Unternehmungen, welche diese Bestimmung für sich 
ansprechen, haben sich bei dem Bundesrath über die Not- 
wendigkeit ununterbrochenen Betriebes auszuweisen und 
mit ihrer Eingabe gleichzeitig ein Eeglement vorzulegen, 
aus welchem die Arbeitsordnung und die auf die Arbeiter 
entfallende Arbeitszeit, welche unter keinen Umständen 
für den Einzelnen 11 Stunden während 24 Stunden über- 
schreiten darf, ersichtlich ist. 

Die Bewilligung kann bei veränderten Verhältnissen 
der Fabrikation zurückgezogen oder abgeändert werden. 
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Verzeichniss der vom Bundesrathe oder seinem zuständigen 
Departemente ertheilten Bewilligungen für ununterbroche- 
nen Betrieb. 

A. Allgemeine Bedingungen. 

Die Bedingungen, welche allgemein an jede 
Bewilligung für Nacht- und Sonntagsarbeit geknüpft 
werden, sind: 

a. zur Nacht- und Sonntagsarbeit dürfen nur männ- 
liche, über 18 Jahre alte Arbeiter verwendet werden 
(Art. 15, Abs. 1 ; Art. 16, Abs. 3) ; 

b. zur Nacht- und Sonntagsarbeit können die Arbeiter 
nur mit ihrer Zustimmung verwendet werden (Art. 13, 
Abs. 1); 

c. die auf den einzelnen Arbeiter entfallende Arbeitszeit 
darf unter keinen Umständen 11 Stunden wäh- 
rend 24 Stunden überschreiten (Art. 13, Abs. 4) ; 

d. bei Sonntagsarbeit in sich schliessenden Bewilligungen : 
für jeden Arbeiter muss je der zweite Sonntag frei 
bleiben (Art. 14, Abs. 1). 

Häufig wird beigefügt: 

e. die Bewilligung erstreckt sich nur auf die unum- 
gänglich nöthige Arbeiterzahl; 

f. die Bewilligung nebst deren Bedingungen, sowie die 
Arbeitseinteilung (Stundenplan für die Tag- und Nacht- 
schichten) sind der Ortsbehörde mitzutheilen und 
den Arbeitern durch leicht sichtbaren Anschlag in den 
Arbeitslokalen bekannt zu geben; 

g. falls den aufgestellten Bedingungen nicht nach- 
gelebt würde, oder sich Missstände ergeben sollten, 
so kann die Bewilligung jederzeit zurückgezogen werden; 

h. wenn der Petent von der Bewilligung keinen " 
Gebrauch mehr macht, so ist er verpflichtet, der 
Bundesbehörde Anzeigezumachen. — 

In der grossen Mehrzahl der Fälle erstreckt sich die 
Bewilligung nur auf eine oder wenige Personen. 
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B. Bewilligungen für Nacht- und Sonntagsarbeit. 

(Art. 13 und 14*.) 

Für den Betrieb folgender Industriezweige 
sind, theilweise provisorisch, industriellen An- 
stalten (deren Zahl jeweilen in Klammer beigefügt ist) 
Bewilligungen für Nacht- und Sonntagsarbeit 
«r theilt worden : 

(Die beigesetzten Daten geben an, wann die Bewilligung 
zum ersten Mal erfolgte. — Die nur auf Sonntagsarbeit 
lautenden Bewilligungen s. unter Art. 14, pag. 93.) 

a. Papier-, Holzstoff- (Cellulose-), Carton- 
fabrikation (36 Etablissementen). 

Anfänglich nur für die Arbeit an den Holländern, 
B. R., 29. März und 16. April 1878; 

nachher auch für diejenige an den Papier- (Carton-)ma- 
schinen, unter der Voraussetzung, dass bei der Nachtarbeit 
höchstens 4 Arbeiter für jede Maschine beschäftigt werden, 
B. R., 6. Juni 1878 (Kreisschreiben des Eisenbahn- und 
Handelsdepartements an die Kantonsregierungen, vom 10. Juni 
1878). 

Einigen Etablissementen ist nur Nacht-, keine Sonntags - 
arbeit bewilligt. 

Zweien wurde die Bewilligung auch auf Rollkalander, 
<5uerschneid- und Rollmaschinen ausgedehnt. 

Ein Etablissement erhielt die Erlaubniss (D., 26. Januar 
1883), 5 Personen statt 4 zur Nachtarbeit an den Papier- 
maschinen beizuziehen, und junge Leute von 16 — 18 Jahren 
je während 2 Wochen von dreien bei den Papiermaschinen 
zur Nachtarbeit zu verwenden, wenn die Arbeitszeit des 
einzelnen in den Wochen mit Nachtarbeit innert 24 Stunden 
■8 Stunden (wovon 4 — 6 Stunden Nachtarbeit) nicht über- 
schreite, und die eigene Zustimmung der Betreffenden, 
sowie diejenige ihrer Väter oder Vormunde vorliege. 

b. Glasfabrikation (6 Etablissementen) ; B. R., 16. 
April 1878. 

Knaben von 16 — 18 Jahren**) (in einem einzigen Etablisse- 

*) S. pag. 91. 
**) S. Art. 16, Abs. 3 (pag. 99). 
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ment von 14—18 Jahren [B. R., 27. Juni 1879]) dürfen zur 
Nachtarbeit verwendet werden, mit der Restriktion, dass die 
Arbeitszeit für dieselben innerhalb 24 Stunden höchsten» 
10 Stunden betrage. 

c. Eisenwerke (9 Etablissementen) ; B. R., 16. April 
1878. 

Wie die Glasfabrikation. 

d. Thonwaarenfabrikation. 

Hafnerei, Röhren fabrikation etc. (8 Etablisse- 
menten); B. R., 29. März 1878. 

Ziegelei (4 Etablissementen); D., 29. August 1879- 
Ofen fabrikation (2 Etablissementen) ; D,, 7. Juni 
1881. 

e. Chemische Fabrikation. 
Schwefelsäure- (2 Etablissementen), Alizarin - 

( 1 Etablissemente), Essigfabrikation(l Etablissemente) - r 
B. R., 29. März 1878. 

Gasfabrikation (8 Etablissementen) ; B. R. ? 21. Juni 
1878. 

Eis fabrikation (1 Etablissemente); B. R., 16. Juli 
1878. 

Für die Monate Juni, Juli, August und September. 

Dynamit fabrikation(l Etablissemente) ; D., 3. Juni 
1880. 

Für die Bereitung des Nitroglycerins. Die Arbeiter haben 
in 3 Schichten zu arbeiten, von denen keine länger als 
8 Stunden täglich beschäftigt werden darf. Sonntagsarbeit 
nur für die Fabrikation und Concentration der Schwefel- 
säure ; es sind für die Sonntagsarbeit jeweilen frische Arbeiter 
und der einzelne nur während höchstens 3 Stunden täglich 
zu verwenden. 

Chemische Produkte [allgemein] (1 Etablissemente); 
D., 1. September 1883. 

Weinsäure fabrikation (1 Etablissemente); D. r 
26. März 1886. 

Weinstein fabrikation (1 Etablissemente); D., IC 
Februar 1887. 
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f. Gelatinefabrikation (1 Etablissemente) ; B. R., 
29. März 1878. 

g. Maschinen-: und Gussstahlfabrikation, 
Giesserei (7 Etablissementen); B. R., 29. März und 16. 
April 1878. 

Ä. Bleicherei (1 Etablissemente) ; B. R., 29. März 
1878. 

i. Schnupf tabakfabrikation (2 Etablissementen) ; 
B. R., 29. März 1878. 

Für Beaufsichtigung des Stampfwerkes. 

Einem Etablissement ist die Arbeit an Sonn- und Fest- 
tagen und in der Nacht vor- und nach denselben untersagt 
(D., 20. Februar 1885). 

k. Salinen (5 Etablissementen); B. R., 16. April 1878. 

Z. Kunstwollfabrikation, Carbonisiren 
(2 Etablissementen); B. R., 16. April 1878. 

m. Chocoladefabrikation (1 Etablissemente) ; 
B. R., 16. April 1878. 

n. Cement-, hydraul. Kalk- und Gypsfabri- 
k a t i o n (10 Etablissementen) ; D., 13. Juli 1878. 

Für den Betrieb der Trocknungs- und Brennöfen, der 
Koller- und Mahlgänge, und des technisch damit zusammen- 
hängenden Theils der Fabrikation, nicht aber für das 
Verpacken der Waare. 

o. Fabrikation elektrischer Kabel und 
Apparate (2 Etablissementen); D., 22. Juni 1880. 

p. Lebensmittel fabrikation (2 Etablissementen) ; 
D., 29. Dezember 1880. 

Einem Etablissemente ist vorgeschrieben, den Betrieb von 
Samstag Abends bis Montag Morgens einzustellen, und die 
Arbeiter für den Nachtdienst in der Weise abwechseln zu 
lassen, dass für jeden auf 3 Wochen höchstens je eine Woche 
Nachtarbeit falle (D., 18. September 1885). 

q. Mehlmüllerei und Bierbrauerei*); B. R., 
2. September 1886 (B. B. 1886. III. 77). 

*) S. Art. 1, Ziff. 2, 3, litt, a, 17, 18, 19; Art. 12, Ziff. 6 (pag. 
13, 16, 28, 29, 31, 82). 
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Die Bewilligung ist in globo ertheilt worden, da die 
Normen, welche für den ununterbrochenen Betrieb der Mühlen 
und Brauereien aufzustellen sind, auf alle dem Gesetze unter- 
stellten Etablissemente anwendbar sind. Die letztern sind 
daher auch ermächtigt, von der Bewilligung Gebrauch zu 
machen, ohne jeweilen noch speziell um eine Erlaubniss einzu- 
kommen. 

1. Den Mehlmühlen ist der ununterbrochene Betrieb 
in folgender Weise gestattet: 

Regelmässige Nachtarbeit kann stattfinden in der Zeit 
zwischen Montag Morgens 6, resp. 7 Uhr, und Sonntag 
Morgens 6, resp. 7 Uhr. 

An den Sonntagen ist eine Arbeitezeit von 3 Stunden 
eingeräumt für Reinigung und Instandstellung von Maschinen 
und Böden. 

(Der eigentliche Sonntagsbetrieb der Mühlen ist durch 
vorstehende Massnahme entbehrlich gemacht.) 

2. Den Bierbrauereien ist der ununterbrochene 
Betrieb in folgender Weise gestattet: 

Regelmässige Nachtarbeit kann stattfinden für die Arbeiter 
bei der Malzdarre und im Sudhaus. Daselbst darf auch 
an den Vorabenden von Sonn- und Festtagen ebenso lange 
gearbeitet werden, wie an den übrigen Wochentagen. 

Sonntagsarbeit kann stattfinden für die Arbeiter in der 
Mälzerei, die Gährführer und die Arbeiter beim Maschinen- 
dienst, sowie für das zur Spedition verwendete Personal. 

Das Putzen der Maschinen darf Sonntag Vormittags 
vorgenommen werden. 

r. Milchpräservenfabrikation*) (1 Etablissemente); 
D., 13. April 1887. 

Für die Verarbeitung der Milch zur Präserve. Die 
Arbeitspausen des Siedemeisters dürfen, den Anforderungen 
des ungestörten Betriebes entsprechend, von denjenigen der 
Arbeiter unabhängig geregelt werden, jedoch nur in der 
Weise, dass die Arbeitszeit von 1 1 Stunden innert 24 Stunden 
nicht überschritten wird ; die Verrichtungen des Heizers dürfen 
sich innert der Grenzen der Tag- und Nachtschichten den 

*) Vergl. Art. 14, Ziff. 1 und 2, litt, a (pag. 92, 93). 
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Erfordernissen des ununterbrochenen Betriebs der Dampf- 
maschine anpassen. 

s. Maizena- und Stärke fabrikation(l Etablisse- 
mente) ; B. R., 3. Mai 1887. 

t. Leimfabrikatio n*) (2 Etablissementen) ; dem einen 
Sonntagsarbeit (D., 8. Juli 1879), dem andern Sonntags- 
und Nachtarbeit (D., 24. Dezember 1887). 

C. Bewilligungen für Nachtarbeit allein. 

(Art. 13.) 

Für den Betrieb folgender Industriezweige 
sind, theilweise provisorisch, industriellen 
Anstalten (deren Zahl jeweilen in Klammer beigefugt 
ist) Bewilligungen für Nachtarbeit ertheilt 
worden : 

(Die beigesetzten Daten geben an, wann die Bewilligung 
zum ersten Mal erfolgte.) 

a. Weissgerberei **) (1 Etablissemente) ; D., 21. März 
1879. 

Für 1 — 2 Stunden täglich, in der Weise, dass ein 
Arbeiter nicht häufiger als ein Mal in je 2 Wochen zur Nacht- 
arbeit an die Reihe kommt. 

b. Rothgarn färberei (1 Etablissemente); B. R., 18. 
Juli 1879. 

c. Sägerei (2 Etablissementen); D., 23. Januar 1880. 

d. Spritfabrikation(7 Etablissementen); D., 6. De- 
zember 1880. 

Ursprünglich war auch Sonntagsarbeit bewilligt, seit 1885 
jedoch wird Vorgeschrieben, den Betrieb an den Sonn- und 
Festtagen wenigstens von 6 oder 7 Uhr Morgens bis 6 oder 
7 Uhr Abends einzustellen. 

e. Email- und Metallwaarenfabrikation 
(1 Etablissemente); D., 26. Mai 1881. 

/. Buchdruckerei ***) (6 Etablissementen) ; B. R., 
5. September 1882. 

*) Vergl. Art. 14, Ziff. 1 (pag. 92). 
**) Vergl. Art. 14, Ziff. 2, litt, b (pag. 94). 
***) S. Art. 1, Ziff. 6, litt, a (pag. 20). 
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g. Telephonindustrie (1 Etablissemente) ; D., 6. No- 
vember 1882. 

Für Ueberwachung der dynamo- elektrischen Maschinen 
und der Turbine. 

h. Tüllweberei (2 Etablissementen) ; B. R., 25. Mars* 
1884. 

Die auf den einzelnen Arbeiter entfallende Arbeitszeit 
darf 10 Stunden innert 24 Stunden nicht überschreiten. 

i. Seidenfärberei (1 Etablissemente) ; B. R., 1 1 . Juli 
1884. 

k. Schablonen fabrikation(l Etablissemente); D. y 
3. September 1884. 

Für Ueberwachung einer dynamo-elektrischen Maschine. 

L Kunstbaumwollfabrikation (1 Etablissemente) ; 
D., 14. April 1885. 

Der Betrieb ist von Samstag Abends 5 Uhr bis Montag 
Morgens 6 Uhr einzustellen. 

m. Fai'encefabrikation(l Etablissemente); D., 30. 
Juni 1887. 

Für den Betrieb der Brennöfen. 



Art, 14, 

Die Arbeit an den Sonntagen ist, Nothfälle vorbehal- 
ten, untersagt, ausgenommen in solchen Etablissementen r 
welche ihrer Natur nach ununterbrochenen Betrieb er- 
fordern und hiefür die in Art. 13 vorgesehene Bewilligung 
des Bundesrathes erlangt haben. Auch in den Anstalten 
dieser Art muss aber für jeden Arbeiter der zweite Sonn- 
tag frei bleiben. 

Der Kantonalgesetzgebung steht frei, weitere Festtage 
zu bestimmen, an denen die Fabrikarbeit, wie an den 
Sonntagen, untersagt sein soll. Diese Festtage dürfen 
jedoch die Zahl acht im Jahr nicht übersteigen. 

Immerhin können solche Feiertage durch die kantonale 
Gesetzgebung nur für die betreffenden Konfessionsgenossen 
als verbindlich erklärt werden. 

Wer an weitern kirchlichen Feiertagen nicht arbeiten 
will, soll wegen Verweigerung der Arbeit nicht gebüsst 
werden dürfen. 
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1. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 21. Mai 1880 (B. B. 1880. in. 96). 

Es waren Gesuche eingegangen, dass die Erlaubniss zum 
Arbeiten an Sonntagen auch in Fällen ertheilt werden möchte, 
wo zwar kein kontinuirlicher Betrieb vorhanden 
ist, wo aber das ganze Jahr hindurch, oder auch nur während 
gewissen längern Zeiträumen das unabweisliche Bedürfniss 
besteht, einzelne Arbeiter während längerer Zeit im Tage 
mit Manipulationen zu beschäftigen, durch welche ein 
Zugrundegehen des zu verarbeitenden oder in 
Verarbeitung befindlichen Materials verhütet 
werden soll. 

So verlangten die Fabriken für kondensirte 
Milch *), um ein Aussetzen des eigentlichen Fabrikbetriebes 
an Sonn- und Feiertagen zu ermöglichen, die Erlaubniss, die 
eingehende Milch an diesen Tagen absieden zu dürfen. 

Gerbereien **) begehrten für die warme Jahreszeit die 
Gestattung, ihre Häute, wenn solche in Ermanglung reichlich 
fliessenden Wassers in die weit wärmeren Gewässer eines 
Sees gelegt werden müssen, am Sonntag Morgen wenden 
zu dürfen, da sonst die eine Seite dem Uebergang in Fäul- 
niss ausgesetzt wäre. 

Leim-***) und Gelatine fabriken waren genöthigt, 
das gleiche Zuges tändniss zu verlangen, um die zum Trock- 
nen auf Rahmen verlegten Fabrikate wenden zu können, so 
dass nicht einzelne nicht trocknende Stellen bleiben, an 
welchen Zersetzung eintreten würde. 

Alle diese Fälle zeigen das Gemeinsame, dass nicht die 
Zubereitung und die Verarbeitung eines Rohstoffes beab- 
sichtigt ist, sondern dass die Sonntagsarbeit, die auf einen 
Zeitraum von x / 2 , höchstens 3 Stunden per Sonntag in der 
Regel beschränkt bleibt, einzig darauf abzielt, durch einzelne 



) Vergl. Ziff. 2, litt, a (pag. 93). 
Vergl. Ziff. 2, litt, b (pag. 94). 
***) Vergl. Art. 13, litt, t (pag. 89). 
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wenige Arbeiter Massnahmen gegen das Zugrundegehen des 
Materials zu treffen, welche der Natur der Sache nach 
weder am Tage vor oder nachher vorgenommen, noch auch 
durch irgend welche Modifikationen im Fabrikationsverfahren 
ohne wesentlichen Nachtheil für den Betrieb vermieden 
werden können. 

Der Bundesrath hat demnach beschlossen, Sonn- und 
Feiertagsarbeit, welche regelmässig das 
ganze Jahr oder durch längere Perioden von 
einzelnen Arbeitern und während höchstens 
drei Stunden im Tag zu dem Zweck vorgenom- 
men werden muss, derVerderbniss des in Ver- 
arbeitung befindlichen Materials vorzubeu- 
gen, sei für sämmtliche Etablissemente aller derjenigen 
Industriezweige gestattet, für welche beim schweizerischen 
Handels- und Landwirthschaftsdepartement die Bewilligung 
nachgesucht und der Beweis der Unvermeidlichkeit im Sinne 
obiger Voraussetzung erbracht werde. 

2. Vom Bundesrathe oder seinem zuständigen Departemente 
ertheilte Bewilligungen für Sonntagsarbeit. 

Die bezüglichen allgemeinen Bedingungen siehe 
unter Art. 13 (pag. 84), ebenso diejenigen Bewilligungen, 
welche Sonntags- und Nachtarbeit umfassen (pag. 85). 

Für den Betrieb folgender Industriezweige 
sind, theilweise provisorisch, industriellen 
Anstalten (deren Zahl jeweilen in Klammer beigefügt 
ist) Bewilligungen für (nicht mit Nachtarbeit ver- 
bundene) Sonntagsarbeit ertheilt worden: 

(Die beigesetzten Daten geben an, wann die Bewilligung 
zum ersten Mal erfolgte.) 

a. Milchsiederei, Milchproduktenfabrika- 
tion*) (5 Etablissementen) ; B. R., 29. März 1878. 

Für das Einsieden (incl. Empfangen und Abwägen) der 
jeweilen einlangenden frischen Milch, und das Reinigen der 
dazu verwendeten Gefässe. 



*) Vergl. Ziff. 1 (pag. 92) und Art. 13, litt, r (pag. 88). 
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Zwei Etablissementen ist Sonntagsarbeit nur bis 12 Uhr 
Mittags gestattet (D., 18. September 1883).- 

b. Gerberei*) (1 Etablissemente); D., 25. Februar 
1879. 

Für die Frühstunden der Sonntage. 

c. Teigwaarenfabrikatio n**) (2 Etablissementen) ; 
B. R., 9. Juni 1880. 

Einem Etablissemente ist, für das Wenden gewisser 
Pasten, Sonntagsarbeit nur für je 1 — 2 Vormittagsstunden 
bewilligt (D., 21. Mai 1887). 

d. Kindermehlfabrikation (1 Etablissemente) ; 
D., 25. Juni 1886. 

Von 6 Uhr Morgens bis 2 Uhr Nachmittags. 

3. Bundesrathsentscheid, vom 23. März 1887. 

Anlässlich eines Spezialfalls und im Hinblick auf den- 
selben wird darin ausgesprochen, dass Dampfkessel- 
reinigung und Instandstellung der Transmission 
ajs Notharbeit im Sinne von Art. 14 anzusehen seien ; 
die Bewilligung zur Vornahme dieser Arbeiten an Sonntag- 
vormittagen sei jeweilen von der zuständigen kantonalen 
Behörde einzuholen. 



*) Vergl. Ziff. 1 (pag. 92) und Art. 13, litt. C. a. (pag. 89). 
**) Vergl. Art. 12, Ziff. 4 (pag. 81). 



II. Beschäftigung von Frauen in Fabriken. 

Art, 15, 

Frauenspersonen sollen unter keinen Umständen zur 
Sonntags- oder zur Nachtarbeit verwendet werden. 

Wenn dieselben ein Hauswesen zu besorgen haben, 
so sind sie eine halbe Stunde vor der Mittagspause zu 
entlassen, sofern diese nicht mindestens 1 1 / t Stunden 
beträgt. Vor und nach ihrer Niederkunft dürfen Wöchne- 
rinnen im Ganzen während acht Wochen nicht in der 
Fabrik beschäftigt werden. Ihr Wiedereintritt in dieselbe 
ist an den Ausweis geknüpft, dass seit ihrer Niederkunft 
wenigstens sechs Wochen verflossen sind. 

Der Bundesrath wird diejenigen Fabrikationszweige 
bezeichnen, in welchen schwangere Frauen überhaupt 
nicht arbeiten dürfen. 

Zur Reinigung im Gange befindlicher Motoren, Trans- 
missionen und gefahrdrohender Maschinen dürfen Frauens- 
personen nicht verwendet werden. 
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1. Protokoll der Expertenkommission des Eisenbahn- und 
Handelsdepartements, Sitzung vom 15. April 1878. 

Man ist, laut demselben, allgemein der Ansicht, es sei 
in Bezug auf die Vollziehung von Art. 15, Abs. 2, das 
Schwergewicht darauf zu legen, dass die Zeit von 
6 Wochen nach der Niederkunft streng aufrecht 
erhalten werde. Vor der Niederkunft entziehe sich gerade 
die Zeit, in welcher die Gefahren am grössten seien, am 
meisten aller Kontrole. 

2. Bundesrathsbesohluss, vom 5. Juli 1878. 

Die Direktion einer Uhrenfabrik hatte die Anfrage 
gestellt, ob eine vom Regierungsstatthalteramt 
bewilligte Ausnahme von den Bestimmungen 
des Art. 15 zu Gunsten schwangerer Frauen die Fabrik- 
verwaltung ihrer Verantwortlichkeit zu entheben geeignet 
und genügend sei. 

Der Bundesrath entschied: 

Die Vorschrift von Art. 15 sei eine durchaus un- 
bedingte, und es seien weder die Bezirks-, noch die kan- 
tonalen Behörden, noch selbst die Bundesbehörden berech- 
tigt, von derselben abzuweichen. Sobald es sich um eine 
gewerbliche Anlage handle, die als Fabrik erklärt sei und 
demgemäss unter das Gesetz falle, müsse der Art. 15 zur 
Geltung gelangen und könne es nicht in das Ermessen der 
Behörden gestellt werden, ob eine bestimmte Arbeit für 
mehr oder weniger schädlich zu erklären sei, nachdem der 
Gesetzgeber ohne jeden Vorbehalt eine allgemeine Vorschrift 
aufgestellt habe. Zur Sache selbst bestimme das Gesetz, dass 
die acht Wochen, binnen welcher eine Frau sich der Fabrik- 
arbeit zu enthalten habe, auf die Zeit vor und nach der 
Niederkunft vertheilt werden können, dass aber der grössere 
Theil davon, nämlich 6 Wochen, jedenfalls in die Zeit nach 
der Niederkunft, wo die Mutter sich dem neugebornen Kinde 
soll widmen können, fallen müsse, dass indessen auch eine 
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Frau selbst bis zu ibrer Niederkunft in der 
Fabrik bleiben könne, in welchem Falle jedoch sie 
nach der Niederkunft die vollen acht Wochen (statt des 
Minimums von sechs Wochen) sich der Fabrikarbeit zu ent- 
halten habe. 



3. Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregie- 
rungen, vom 7. April 1885 (B. B. 1885. IL 420). 

a. Ein grosser Theil der Kantone hat schon für die 
Fabriken, in welchen Frauen arbeiten, eine spezielle 
Wöchnerinnenliste, in welcher das Datum 
jedes wegen bevorstehender Niederkunft er- 
folgenden F a b r i k a u s t r i 1 1 s , und, wenn der 
Wiedereintritt stattfindet, das von der Heb- 
amme, dem Arzt oder Zivilstandsamt beschei- 
nigte Datum der Niederkunft, sowie dasjenige 
des Wiedereintritts eingetragen wird, einge- 
führt, wohl einsehend, dass ohne eine solche Aufzeichnung 
über Austritt, Niederkunft und Eintritt der Wöchnerinnen 
die Kontrole über den Wöchnerinnenausschluss (Art. 15) 
nicht möglich ist, und der humane Zweck des Gesetzes, 
welcher für das Kind ebenso sehr als für die Mutter 
sorgen wollte, nicht erreicht werden kann. Das Niederkunfts- 
datum kann ohne Mühe und Kosten festgestellt werden, wenn 
die Hebamme oder auch der Arzt der Wöchnerin ein Zeug- 
niss zu verabfolgen haben. Ohne ein solches kann die 
Eichtigkeit der innegehaltenen Fristen nicht beurtheilt 
werden. 

Der Bundesrath empfiehlt denjenigen Kantonen, in wel- 
chen es noch nicht besteht, die Einführung dieses 
Systems. 

b. Im Weitern weist er, da hierüber falsche Auffassungen 
vorkommen, darauf hin, dass weibliche, sowie junge 
Personen unter 18 Jahren nach 8 Uhr Abends 
in den Fabriken nicht beschäftigt werden 
dürfen, resp. dass auf sie die Arbeitszeit über diesen 

7 
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Zeitpunkt hinaus nicht ausgedehnt werden dürfe, indem 
dies gemäss den Artikeln 15 (Abs. 1), 16 (Abs. 3) und 11 
(Abs. 1) des Gesetzes unzulässig sei.*) 



*) S. pag. 95, 99, 70. S. auch Art. 11, Ziff. 3, Art. 13 (pag. 77 
und 84). 



HI. Beschäftigung von minderjährigen Arbeitern 
in Fabriken. 

Art. 10. 



Kinder, welche das vierzehnte Altersjahr noch nicht 
zurückgelegt haben, dürfen nicht zur Arbeit in Fabriken 
verwendet werden. 

Für Kinder zwischen dem angetretenen fünfzehnten 
bis und mit dem vollendeten sechszehnten Jahre sollen 
der Schul- und Religionsunterricht und die Arbeit in der 
Fabrik zusammen eilf Stunden per Tag nicht überstei- 
gen. Der Schul- und Religionsunterricht darf durch die 
Fabrikarbeit nicht beeinträchtigt werden. 

Sonntags- und Nachtarbeit von jungen Leuten unter 
achtzehn Jahren ist untersagt. Bei Gewerben, für welche 
die Notwendigkeit des ununterbrochenen Betriebs ge- 
mäss Art. 13 bundesräthlich erstellt ist, kann der Bundes- 
rath, sofern die Unerlässlichkeit der Mitwirkung junger 
Leute gleichzeitig dargethan ist, zumal wenn es im In- 
teresse tüchtiger Berufserlernung derselben selbst förder- 
lich erscheint, ausnahmsweise gestatten, dass auch Kna- 
ben von vierzehn bis achtzehn Jahren hiebei verwendet 
werden. Der Bundesrath wird jedoch in solchen Fällen 
für die jungen Leute die Nachtarbeit unter die Maximal- 
zeit von eilf Stunden festsetzen, Abwechslung, schichten- 
weise Verwendung und dergleichen anordnen, überhaupt 
nach Erdaurung der Sachlage jede für diese ausnahms- 
weise Bewilligung im Interesse der jungen Leute und 
ihrer Gesundheit nöthige Vorschrift und Garantie der 
Bewilligung beifügen. 

Der Bundesrath ist ermächtigt, diejenigen Fabrik- 
zweige zu bezeichnen, in welchen Kinder überhaupt nicht 
beschäftigt werden dürfen. 

Ein Fabrikbesitzer kann sich nicht mit Unkenntniss 
des Alters oder der Schulpflichtigkeit seiner minderjäh- 
rigen Arbeiter entschuldigen. 
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1. Altersausweise für Minderjährige. 

(Art. 16, Abs. 1 und 3.) 

Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregie* 
rungen, vom 7. April 1885 (B. B. 1885. II. 420). 

In demselben wird verfügt: 

Kein jugendlicher Arbeiter unter 18 Jahren, 
darf zur Arbeit in der Fabrik zugelassen werden, 
bevor er einen amtlichen Ausweis über daa 
zurückgelegte 14. Altersjahr beigebracht hat. 
Der Ausweis oder eine beglaubigte Kopie da- 
von ist auf dem Fabrikbüreau zur amtlichen 
Einsicht bereit zu halten. 

Die Erfahrung hat nämlich bewiesen, dass jede Art 
ausseramtlicher Altersausweise unzuverlässig sei. Die Arbeit- 
geber selbst, Bestrafung wegen unbewusst zu jung ange- 
nommener Arbeiter fürchtend, wünschen amtliche Ausweise, 
aber scheuen sich oft aus verschiedenen Gründen, diese For- 
derung aufzustellen. Bei Nachtarbeit, die ja nur Leuten 
über 18 Jahren gestattet ist, wissen sie auch oft nicht 
genau, wer dazu berechtigt ist. Der Bundesrath glaubte dem 
Allem durch seinen Beschluss abzuhelfen. Dagegen sollte die 
Beschaffung des Ausweises für den Arbeiter mit keinen Kosten 
verbunden sein, und der Bundesrath fügte daher den an- 
gelegentlichen Wunsch bei, dass die Kantonsregierungen 
bei Ausführung obiger Bestimmung die Gratisverab- 
folgung der in Frage kommenden Scheine ermöglichen 
möchten. 



B. Fabrikarbeit schulpflichtiger Kinder. 

(Art. 16, Abs. 2 und 5.) 
Bundesrathsbeschluss, vom 19. April 1881. 

Die Direktion einer Spinnerei war der Ansicht, dass es. 
nicht ihre, sondern Sache der Schulbehörden sei, Kinder,, 
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-welche die Schule versäumen, oder deren Eltern 
anir Ordnung anzuhalten. Die betreffende Schulkommission 
dagegen glaubte, der Fabrikant sei verpflichtet, schulpflich- 
tige Kinder von der Arbeit zurückzuweisen. 

Der Bundesrath ermächtigte sein Handels- und Land- 
wirthschaftsdepartement, die durch diesen Spezialfall veran- 
lasste Anfrage der kantonalen Behörde im Sinne folgender 
Interpretation des Art. 16 zu beantworten: 

Es sei allerdings in erster Linie Sache der zuständigen 
kantonalen Behörden, den Vorschriften des Art. 16 Nach- 
achtung zu verschaffen. Dies schliesse aber die Pflicht 
-des Fabrikanten nicht aus, die Gesetzesbestimmungen 
«ebenfalls zu befolgen und schulpflichtige Kinder 
von der Arbeit wegzuweisen. 

Ohne Erfüllung dieser gesetzlichen Pflicht Seitens der 
Fabrikanten wäre es den Behörden nicht möglich, den er- 
mähnten Artikel zur Vollziehung zu bringen. Die Fabrikanten 
•dürfen es daher nicht den Kindern frei stellen, die Schule 
zu besuchen oder nicht, sondern sie haben die Pflicht, 
sich über Alter und Schulpflichtigkeit der Kinder, welche 
in der Fabrik Verwendung finden sollen, nähere Ausweise 
geben zu lassen und diejenigen nicht zu beschäftigen, welche 
das vorgeschriebene Alter nicht erreicht haben oder schul- 
pflichtig sind. 

G. Sonntags- nnd Nachtarbeit Minderjähriger. 

(Art. 16, Abs. 3.) 
S. Art. 11, 13 und 15 (pag. 77, 84, 85, 97). 

D. Verbot der Verwendung yon Kindern unter 
16 Jahren. 

(Art. 16, Abs. 4.) 
1. Regulativ betr. Einrichtung und Betrieb von Fabriken, 
welche Zündhölzchen mit explosiven Bestandtheilen her- 
stellen, vom 25. Mai 1880 (A. S. n. F. VI. 506). 
Dasselbe bestimmt in § 17 : 

Kinder unter secbszehn Jahren dürfen da weder 
arbeiten, noch sich aufhalten, wo Zündsatz- oder Streich- 
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flächen masse, oder deren Ingredienzien, oder fertige Zünd- 
hölzchen sich vorfinden. 

2. Reglement über die Fabrikation und den Verkauf vor* 
Zündhölzchen, vom 17. Oktober 1882 (A. S. n. F. VI. 501). 

Dasselbe bestimmt in § 8 von Art. 6: 

Arbeiter unter 16 Jahren dürfen die Bäume, in 
welchen die im § 1 unter b, c und d genannten Operationen 
vorgenommen werden, nicht betreten ; 

der angezogene § 1 bestimmt seinerseits : 

folgende Arbeiten in der Fabrikation von Zündhölzchen 
mit gelbem Phosphor müssen in besondern Räumen vor- 
genommen werden : 

a 

b. das Zubereiten der Zündmasse und das Betunken der 
Hölzchen mit Schwefel und Zündmasse ; 

c. das Trocknen der betunkten Hölzchen •, 

d. das Herausnehmen und Einfüllen der Hölzchen; 
etc. etc. 

Betr. Zündhölzchenfabriken s. auch pag. 21, 40. 49 w 



IV. Vollziehung»- und Strafbestimmungen. 
Art. 17. 

Die Durchführung dieses Gesetzes, welches sowohl 
auf bereits bestehende als auf neu entstehende Fabriken 
Anwendung finden soll, und die Vollziehung der in Ge- 
mässheit des Gesetzes vom Bundesrath ausgehenden Ver- 
ordnungen und Weisungen liegt den Regierungen der Kan- 
tone ob, welche hiefür geeignete Organe bezeichnen werden. 

Die Kantonsregierungen haben dem Bundesrathe Ver- 
zeichnisse der auf ihrem Gebiete bestehenden, sowie später 
der neu entstehenden und der eingehenden Fabriken ein- 
zusenden und über deren Verhältnisse, so weit sie von 
dem gegenwärtigen Gesetze berührt werden, nach den 
vom Bundesrath hiefür aufgestellten Vorschriften die 
nöthigen statistischen Angaben zu machen. 

Die Regierungen erstatten dem Bundesrathe am 
Schlüsse jedes Jahres über ihre Thätigkeit behufs Voll- 
ziehung des Gesetzes, über die dabei zu Tage getretenen 
Erscheinungen, über die Wirkung des Gesetzes u. s. w., 
einen ausführlichen Bericht, über dessen Anordnung vom 
Bundesrath das Nähere festgestellt wird. 

Ebenso geben sie ihm, beziehungsweise dem hiefür 
bezeichneten Departement oder andern gesetzlich aufge- 
stellten Organen, in der Zwischenzeit jede wünschens- 
werthe sachbezügliche Auskunft. 
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A. Gegenseitiges Verhältniss zwischen Band and 
Kantonen. 

(Art. 17, Abs. 1; Art. 18.) 

Botschaft des Bundesrathes, vom 6. Dezember 1875 (B. B. 
1875. IV. 921). 

Sie spricht sich hierüber folgendermassen aus: 
Der Bund gibt die für alle Kantone verbindlichen 
Vorschriften, die Vollziehung derselben ist Sache der kan- 
tonalen Behörden, jedoch unter Aufsicht des Bundes, 
in weicher Aufsicht auch die Berechtigung enthalten ist, 
wenn die gleichmässige Vollziehung des Gesetzes in diesem 
oder jenem Punkte dies erheischt, solche durch Erlass be- 
sonderer Verordnungen zu sichern. Der Bundesrath hebt 
diese Aufgabe besonders hervor, weil, wie die Erfahrung 
aller Staaten, welche Fabrikgesetzgebungen erlassen haben, 
beweist, die Gleichmässigkeit der Gesetzesvoll- 
ziehung gerade auf diesem Gebiete von ganz besonderer 
Wichtigkeit ist. 

B. Eruirang der dem Gesetze za unterstellenden 
industriellen Anstalten. 

I. Kreisschreiben des Eisenbahn- und Handelsdepartements 
an die Kantonsregierungen, vom 11. Dezember 1877. 

Als Grundlage für die Thätigkeit der Kantonsregierungen 
und die Kontrole des Bundesrathes musste eine Aufnahme 
über Zahl und Bestand der Fabriken und über 
deren Verhältnisse, soweit sie das Gesetz berührt, ausgeführt 
werden. 

In Vollziehung der bezüglichen Vorschrift des Art. 17, 
Abs. 2, d. G. hat das Departement ein Fragenschema*) 
(s. Beilage V) festgestellt, welches bestimmt ist, von den Fa- 
brikanten selbst beantwortet zu werden. Es beschränkt sich 
streng auf diejenigen Fabrikverhältnisse, mit welchen das 

*) S. Ziff. 2 (pag. 105). 
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Oesetz selbst zu thun hat,, und geht nur soweit in Details 
-ein, als dies zu dem Zwecke, welchem diese Aufnahme dienen 
aollte, durchaus nothig erschien. 

Bezüglich der Frage, wem das Fragenschema zur Be- 
antwortung zugestellt werden solle, bemerkte das Departement 
Folgendes : 

Eine limitirte Enquete, weiche durch willkürlich ein- 
schränkende Interpretation dem Wortlaut und dem Sinne 
des Gesetzes zu nahe treten würde, ist unzulässig. Das 
Schema ist also jedem kleinern und grössern Fabri- 
kanten ohne Unterschied zuzustellen, welcher 
gleichzeitig und regelmässig eine Mehrzahl 
von Arbeitern ausserhalb der Wohnung in 
geschlossenen Räumen beschäftigt. Glaubt ein 
Fabrikant, dass sein Etablissement nicht unter das Gesetz 
falle, so bietet ihm die besondere, in dem Schema gestellte 
Frage : ob er das Etablissement als unter das Gesetz fal- 
lend betrachte oder nicht, und wenn Letzteres, aus welchen 
Gründen, Gelegenheit, sich selbst über die Frage zu äussern 
Tind seine Entlassung motivirt zu verlangen, wobei er im- 
merhin gehalten ist, die in dem Schema gestellten Fragen 
zu beantworten. 

2. Das Fragenschema*) wurde im Jahre 1882 erheblich 
vereinfacht (s. Beilage VI) und dient in dieser Form 
immer noch zur % Eruirung derjenigen industriellen 
Anstalten, welche dem Gesetze zu unterstellen 
sind. Es geschieht dies durch Vermittlung der Kantons- 
behörden, an welche das Departement jeweiien eine bezüg- 
liche Einladung richtet, nach folgender Formel: 

« Wir haben die Ehre, Ihnen hiemit zur Kenntniss zu 
bringen, dass die Unterstellung d . . nebenstehenden industriel- 
len Etablissemente Ihres Kantons unter das Bundesgesetz 
betreffend die Arbeit in den Fabriken in Vorschlag gebracht 
wird. 

Wir übermitteln Ihnen das übliche Fragenschema zur 
Ausfüllung durch d . . betreffenden Geschäftsinhaber, und er- 
suchen Sie , gestützt auf Artikel 1 7 des citirten Gesetzes, 

*) S. Zitf. 1 (pag. 104). 
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uns bei dessen Rücksendung Ihre Verfügung, eventuell, ge- 
mäss Artikel 1, Abs. 2, desselben, Ihren Bericht betreffend 
die Unterstellung mittheilen zu wollen. » 

3. Statistisches. 

Dem Gesetze waren unterstellt: 

Am 1. März 1882: 

2527 Etablissemente mit 129,120 Arbeitern. 

Nach den Erhebungen des Fabrikinspektorats vom Mai 1882 : 

2642 Etablissemente mit 134,856 Arbeitern. 

Am 31. Dezember 1883: 
2841 Etablissemente mit 139,690 Arbeitern. 

Am 31. Dezember 1884: 
2969 Etablissemente mit 141,737 Arbeitern. 

Am 31. Dezember 1885: 
3128 Etablissemente mit 144,312 Arbeitern. 

Am 31. Dezember 1886: 
3495 Etablissemente mit 148,161 Arbeitern. 

Am 31. Dezember 1887: 
3654 Etablissemente mit 149,888 Arbeitern. 

Eine ausführliche Statistik der unterstellten Etablisse- 
mente und Arbeiter, nach Kantonen und Industriezweigen 
gruppirt, wird seit 1884 dem jeweiligen, im Bundesblatte 
veröffentlichten Geschäftsführungsbericht des Handels- und 
Landwirthschaftsdepartements beigegeben. 



C. Berichterstattung der Kantonsregierungen. 

(Art. 17, Abs. 3.) 

Kreisschreiben des Bundesrathes an die Kantonsregierungen, 

vom 19. September 1882 (B. B. 1882. III. 717). 
Bis 1882 ist die Vorschrift von Art. 17 betreffend die 
Berichterstattung der Kantonsregierungen nicht zur Aus- 



Zu Art. 17. 10T 



führung gelangt, und mit Rücksicht auf die von den Fabrik- 
inspektoren jährlich erstatteten eingehenden Berichte glaubte 
der Bundesrath davon abstehen zu sollen, an die Gesetzes- 
bestimmung zu erinnern und jene Mittheilungen zu ver- 
langen. Nachdem nun aber mehrere Jahre verflossen waren, 
seitdem das Gesetz in Kraft getreten, hielt er dafür, der 
Moment sei gekommen, um von den Kantonsregierungen den 
vorgeschriebenen Bericht sich gehen zu lassen. Er ersuchte 
sie demnach, denselben bis Ende März 1883 und zwar über 
die ganze Zeit von Inkrafttreten des Gesetzes an bis Ende 
1882 in den im Art. 17 bezeichneten Richtungen zu erstatten. 

Was die Anordnung des Berichts betrifft, so hielt der 
Bundesrath dafür, dass es als zweckmässig erscheine, wenn 
die Regierungen in ihren Erörterungen den Titeln der ein- 
zelnen Artikel des Gesetzes folgen. 

Er empfahl, hiebei insbesondere auch über die zur Aus- 
führung des Gesetzes aufgestellten Vorschriften, über die aus- 
führenden kantonalen Organe, über Anstände und Schwierig- 
keiten bei Ausführung von eidgenössischen und kantonalen 
Vorschriften, über die von den Regierungen und den Lokal- 
behörden für Verlängerung der 11-stündigen Arbeitszeit und 
für Nachtarbeit ertheilten Bewilligungen, über Genehmigung 
von Bauplänen, Bewilligung zum Betrieb von Fabriken, 
Untersuchung der Dampfkessel, über die Zuwiderhandlungen 
gegen die bestehenden Vorschriften, über die vorgekommenen 
Unfälle und Strafurtheile nähere Angaben zu machen. 

Ein Verzeichniss der bis Ende 1887 erstatteten Berichte 
der Kantonsregierungen und eine Anordnung bezüglich ab- 
wechselnder Berichterstattung der Regierungen und der eid- 
genössischen Inspektoren sind unter Art. 18 (s. pag. 117) 
aufgeführt. 



Art, 18. 

Der Bundesrath übt die Kontrole über die Durch- 
fuhrung dieses Gesetzes aus. Er bezeichnet zu diesem 
Zwecke ständige Inspektoren und setzt die Pflichten und 
Befugnisse derselben fest. Der Bundesrath kann über- 
dies, soweit er es für nothwendig erachtet, Spezial- 
inspektionen über einzelne Industriezweige oder Fabriken 
anordnen. Er verlangt zu diesem Zwecke von der Bundes- 
versammlung die nöthigen Kredite. 
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A. Berechtigung zur Beschwerdeführung. 
Persönliche Fabrikarbeit des Arbeitgebers. 

Rekurs - Entscheid des Bundesrathes, vom 22. April 1884. 

Ein Gemeinderath rekurrirte gegen den Beschluss seiner 
Kantonsregierung, in welchem letztere ausgesprochen hatte, 
dass ein Geschäftsinhaber für Nachtarbeit, welche er per- 
sönlich, ohne Mithülfe von Arbeitern, ausführt, keiner be- 
sondern Bewilligung der Behörden bedürfe. 

Die Regierung ihrerseits bestritt u. a., dass dem Gemeinde- 
rath überhaupt die Aktivlegitimation zur Stellung der Be- 
schwerde zustehe. 

Der Bundesrath beschloss Abweisung des Rekurses, in 
Erwägung : 

a. dass es jeder Administrativbehörde frei- 
stehe, gegen Entscheide einer administrativen Oberbehörde, 
welche sich auf ein Bundesgesetz beziehen, an den Bundes- 
rath zu rekurriren, der befugt ist, solche Rekurse zu 
beurtheilen (Art. 12 des Bundesbeschlusses über die Orga- 
nisation und den Geschäftsgang des Bundesrathes, vom 
21. August 1878, A. S. n. F. III. 480)*); 

b. dass nach dem Sinn und Geist von Art. 34**) der Bundes- 
verfassung, sowie des Fabrikgesetzes, die auf die Arbeits- 
verhältnisse der Arbeiter bezüglichen Bestimmungen des 
letztern, so der 11 -stündige Normalarbeitstag, das Verbot 
der Nachtarbeit, auf den Fabrikherrn für seine 
Person unzweifelhaft nicht Anwendung fin- 
den, sondern nur auf diejenigen, welche als Arbeiter in 
seinem Dienste stehen. 

B. Fabrikinspektorat. 

I. Bundesrathsbeschluss, vom 10. Mai 1878. 

Bezüglich der Einrichtung des Fabrikinspek- 
torats wird u. a. festgesetzt: 



*) S. Art. 2, Ziff. 1 (pag. U). 
**) S. pag. 9. 
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a. Es sollen ungesäumt drei ständige Fabrik- 
inspektoren ernannt werden. 

b. Die Amtsdauer der Inspektoren ist, wie bei 
-allen eidg. Beamten, eine dreijährige. 

c. Den Inspektpren steht die Wahl ihres Wohnortes 
frei. In Betreibung von Nebenberufen unterliegen sie 
der allgemeinen Bestimmung von Art. 5 *) des Bundesgesetzes 
betreffend die Besoldung der eidg. Beamten, vom 2. August 
1873 (A. S. XL 279). 

2. Kreisschreiben des Eisenbahn- und Handelsdepartements 
an die Kantonsregierungen, vom 29. August 1878 (B. B. 
1878. III. 682). 

Es wird darin den Regierungen zur Kenntniss gebracht, 
<lass der Bundesrath am 24. August 1878 zu Fabrik- 
inspektoren gewählt habe : 

Herrn Fridolin Schuler, Arzt, in Mollis, 

» Wilhelm Klein, in Basel, 

» Edmund Nüsperli, Mechaniker, in Neuenstadt, 
und es werden jene ersucht, dafür zu sorgen, dass sowohl 
die für die Vollziehung des Gesetzes bestimmten Amtssteilen 
{Art. 17), als auch die Inhaber industrieller Anstalten des 
Kantons beförderlichst von dieser Wahl Kenntniss erhalten. 
Es wird als zweckmässig bezeichnet, gleichzeitig jene Amts- 
stellen, sowie die industriellen Anstalten darauf aufmerksam 
au machen, dass den Inspektoren der Eintritt in alle 
Lokalitäten der Fabriken **) unbedingt zu ge- 
statten und über alle Verhältnisse, auf die sich das Gesetz 
bezieht, auf Verlangen genauer Aufschluss zu ertheilen sei. 

*) Dieser Art. 5 lautet: 

« Die eidgenössischen Beamten dürfen eine andere Stelle nur 
dann annehmen und einen Nebenberuf nur insoweit betreiben, 
als dadurch die Erfüllung ihrer dienstlichen Verrichtungen nicht 
beeinträchtigt wird und der Bundesrath sie dazu ermächtigt.» 

**) In der Expertenkommission des Departements, Sitzung 
vom 15. April 1878, ist auch die Frage, ob die Inspektoren das 
Recht haben, Kosthäuser zu besuchen, die von Fabrikanten 
in Verbindung mit der Fabrik gehalten und in welchen Kinder 
verpflegt werden, allgemein bejaht worden. 



Zu Art. 18. 111 



Hinwieder seien die Inspektoren von der Bundesbehörde 
speziell verpflichtet worden, Fabrikationsgeheimnisse, 
die bei der Begehung industrieller Etablissemente zu ihrer 
Kenntniss gelangen, strengstens zu wahren. Dass die zur 
Vollziehung des Gesetzes bestimmten kantonalen Amtsstellen 
den Inspektoren bei Vollziehung ihres Mandats erforderlichen 
Falls hülfreich an die Hand gehen werden, nimmt das De- 
partement als selbstverständlich an.*) 

Die Schweiz ist in drei Kreise eingetheilt **) und 
jedem Inspektor einer derselben speziell zugetheilt worden. 
Der erste Kreis umfasst die Kantone: 
Zürich, Uri, Schwyz, Unterwaiden, Glarus, Zug, St. Gallen 
(mit Ausnahme der Bezirke Gossau, Neu- und Alttoggenburg) 
und Graubünden. (Kreisinspektor: Hr. F. Schuler, Arzt, in 
Mollis.) 

Der zweiteKreis umfasst die Kantone : 
Bern, Freiburg, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg und 
Genf. (Kreisinspektor: Hr. Edm. Nüsperli, Mechaniker, in 
Neuenstadt.) 

Der dritte Kreis umfasst die Kantone : 
Luzern, Solothurn, Basel (Stadt und Landschaft), Schaff- 
hausen, Appenzell (beide Rhoden), Aargau, Thurgau und 
von St. Gallen die Bezirke Gossau, Neu- und Alttoggenburg. 
(Kreisinspektor : Hr. W. Klein, in Basel.) 

Die Inspektoren haben sich gegenseitig zu vertreten 
und Aushülfe zu leisten. 

3. Bekanntmachung des Eisenbahn- und Handelsdeparte- 
ments, vom 20. November 1878 (B. B. 1878. IV. 290). 

In der oben angeführten Eintheilung der Inspek- 
tionskreise ist folgende Aenderung getroffen worden : 

Statt der Bezirke Gossau, Neu- und Alttoggenburg im 
Kanton St. Gallen sind die dortigen Bezirke Wyl, 
Alt- und Untertoggenburg dem III. Inspektionskreise 
zugetheilt worden. 

*) S. Ziff. 8, 9 (pag. 113, 116). 
**) Abänderungen der ursprünglichen Einteilung s. Ziff. 3, 
6, 7 (pag. 111, 112, 113). 
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4. Bundesgesetz betreffend die Besoldung der Fabrik- 
inspektoren, vom 22. März 1879 (A. S. n. F. IV. 213). 

Dasselbe bestimmt in Art. 1 : 

Die eidgenössischen Fabrikinspektoren beziehen eine- 
Jahresbesoldung von 6000 Franken. 

S. bezügliche Botschaft des Bundesrathes vom 21. Fe- 
bruar 1879 (B. B. 1879. I. 457). 

Neben dieser Besoldung beziehen die Inspektoren, wenn 
sie in Dienstsachen reisen, ausser der Vergütung der nach- 
gewiesenen Transportauslagen noch ein T a g g e 1 d 
von 7 Fr., für einen halben Tag die Hälfte. Wenn die 
Reise länger als einen Tag dauert, so beziehen dieselben 
neben dem Taggeld von 7 Fr. noch eine Zulage von 5 Fr. 
für jedes Nachtlager (s. obgenannte Botschaft vom 21. Februar 
1879). 

5. Bundesrathsbeschlüsse, vom 17. Mai, 31. Mai und 13. Juni 

1881. 

Im Personal des Fabrikin spektorats traten folgende 
Mutationen ein. 

Hr. Fabrikinspektor W. Klein suchte in Folge 
Ernennung zum Mitgliede der Regierung von Basel-Stadt 
seine Entlassung nach, welche ihm vom Bundesrath am 
17. Mai 1881 (B.B. 1881. II. 823) ertheilt wurde. 

An seine Stelle wurde zum Inspektor des IH. Kreises 
der bisherige Inspektor des II. Kreises, Hr. E. Nüsperli 
in Neuenstadt, vom Bundesrath am 31. Mai 1881 gewählt 
(B. B. 1881. II. 952). 

Zum Inspektor des II. Kreises wurde sodann am 
13. Juni 1881 Herr Hippolyte Etienne in Brenets, 
President de la Societe intercantonale des industries du 
Jura, ernannt (B. B. 1881. III. 319). 

6. Bundesrathsbeschluss, vom 30. August 1881. 

Der alte Theil des Kantons Bern wurde provi- 
sorisch vom II. Inspektionskreise losgetrennt und dem III. 
Kreise zugetheilt. 
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7. Bundesrathsbeschluss, vom 13. September 1881. 

Vom Kanton St. Gallen werden die Bezirke Wyl, 
Alt- und Untertoggenburg, bisher zum III. Inspek- 
tionskreise gehörig, provisorisch dem I. Kreise einverleibt. 
Seither fanden keine Aenderungen mehr statt, und die 
Kreiseintheilung auf 31. Dezember 1887 
ist daher folgende: 

I. Kreis (Hr. Dr. F. Schuler*) in Mollis) : 
Kantone Zürich, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwaiden, 
Glarus, Zug, St. Gallen, Graubünden. 
II. Kreis (Hr. H. Etienne in Neuchatel): 

Kantone Bern (neuer Kantonstheil), Freiburg, Tessin, 
Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf. 
III. Kreis (Hr. Edm. Nüsperli*) in Aarau) : 

Kantone Bern (alter Kantonstheil), Luzern, Solo- 
thurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Schaff- 
hausen, Appenzell a./Rh., Appenzell i./Rh., 
Aargau, Thurgau. 

8. Instruktion für die eidg. Fabrikinspektoren**), vom Bundes- 
rath genehmigt am 18. Juni 1883. 

1) Die eidg. Fabrikinspektoren stehen unter der Leitung 
des Schweiz. Handels- und Landwirthschaftsdepartements. 

2) Die Aufgabe der Fabrikinspektoren besteht, im Sinne 
von Art. 18 des Bundesgesetzes betreffend die Arbeit in 
den Fabriken, vom 23. März 1877, darin, die Durchführung 
dieses Gesetzes in den Kantonen zu kontroliren. 

3) Der Fabrikinspektor hat zu diesem Zweck über die 
dem genannten Gesetz unterstellten Fabriken seines Kreises 
ein Verzeichniss zu führen, und jede derselben wenigstens 
einmal in 2 Jahren, wo sich das Bedürfniss zeigt jedoch 

*) Dem Inspektor des I. Kreises ist seit 1886 ein Adjunkt, 
demjenigen des III. Kreises ein Kanzlist beigegeben (s. Büdget- 
botschaft, B. B. 1885. IV. 131; Nachtragskreditbotschaft, B. B. 
1886. II. 718 ; Bundesbeschluss betr. Nachtragskredite, A. S. n. F. 
IX. 60). 

**) S. Ziff. 2, 9 (pag. 110, 116). 
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öfter, zu besuchen ; vom Departemente vorgeschriebene 
Spezial-Inspektionen sind in der Regel ohne Aufschub vor- 
zunehmen. 

In Fällen, wo seine eigenen Fachkenntnisse nicht aus- 
reichen, kann der Inspektor Kollegen oder, mit Erlaubniss 
des Handels- und Landwirthschaftsdepartements, Experten 
beiziehen. 

4) Der Inspektor wird ferner diejenigen industriellen 
Etablissemente seines Kreises besuchen, welche sich zwar 
nicht auf dem Verzeichnisse der dem Gesetz unterstellten 
Fabriken befinden, für welche aber Anhaltspunkte vorhanden 
sind, dass sie auf demselben nachzutragen sein dürften. 

5) Ueber alle vorgenommenen Fabrikbesuche führt der 
Inspektor ein Verzeichniss, welches enthalten soll: 

das Datum des Besuchs, 
die Firma und die Art der Fabrik, 
Ort und Kanton. 
Von dieser Besuchsliste ist dem Departemente am Ende 
eines jeden Vierteljahrs eine Kopie einzusenden. 

6) Der Inspektor hat keine Verpflichtung, den Fabrik- 
inhabern von den beabsichtigten Besuchen zum Voraus 
Kenntniss zu geben. 

7) Der Inspektor hat die Befugniss, jede im Etablissement 
beschäftigte Person, auch den Chef oder dessen Stellvertreter, 
über die in ihren Wirkungskreis einschlagenden Angele- 
genheiten, nötigenfalls ohne Zeugen, jedoch wo möglich 
ohne Störung des Betriebs, zu vernehmen. 

Er hat, ausser in Fällen dienstlicher Verpflichtung, die 
zu seiner Kenntniss gelangenden Geschäfts- und Betriebs- 
verhältnisse geheim zu halten; namentlich hat er über die 
ihm von den Fabrikanten als geheim bezeichneten techni- 
schen Einrichtungen, Verfahren und Eigen thümlichkeiten 
des Betriebs das strengste Geheimniss zu bewahren. 

8) Der Inspektor unterbreitet dem Departement seine 
motivirten Anträge und Mittheilungen über zu treffende 
administrative und legislative Massregeln, Unterstellung von 
Etablissementen unter das Bundesgesetz, Entlassung aus 
demselben, Verifikation des Fabrikverzeichnisses, erstattet 
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ihm sein Gutachten über alle diejenigen Fragen, welche 
ihm zu diesem Zwecke zugewiesen werden, und vollzieht 
überhaupt die ihm vom Departement ertheilten Aufträge. 

9) Der Inspektor soll bemüht sein, durch eine wohl- 
wollend kontrolirende Thätigkeit nicht nur den Arbeitern 
die Wohlthaten des Gesetzes zu sichern, sondern auch die 
Arbeitgeber in der Erfüllung der Anforderungen, welche 
das Gesetz an sie stellt, taktvoll zu unterstützen, zwischen 
den beiderseitigen Interessen auf Grund seiner Kenntnisse 
und Erfahrungen in billiger Weise zu vermitteln, und so- 
wohl den Arbeitgebern als Arbeitern gegenüber eine Ver- 
trauensstellung zu gewinnen. 

Dem Inspektor steht in keiner Weise ein Verfüguugs- 
recht zu. Findet er Gesetzwidrigkeiten oder Uebelstände 
vor, so hat er deren sofortige Abstellung vom Fabrikinhaber 
zu verlangen, und im Weigerungsfalle von sich aus dem 
von der Kantonsregierung zur Vollziehung des Gesetzes 
bezeichneten Organ (Regierungsdepartement, Bezirksbehörde, 
etc.) event. mit Anträgen begleitete Mittheilung zu machen. 
Glaubt er, dass diese Organe mangelhaft das Gesetz voll- 
ziehen, so berichtet er an das eidg. Departement. 

Der Verkehr mit den Kantonsregierungen (Plenarbehörden) 
geschieht einzig durch das eidg. Departement, von weichem 
auch alle Weisungen und Anordnungen ausgehen ; der 
Inspektor kann diesbezügliche Anträge stellen. 

10) Die amtliche Korrespondenz soll aufbewahrt werden. 
Das an den Inspektor gelangende Material betreffend Un- 
fallanzeigen, Bewilligungen zur Verlängerung der Arbeitszeit, 
etc., ist im Amtsbericht statistisch zu verwerthen. 

Ueber die dem Bunde gehörenden, beim Inspektor be- 
findlichen Gegenstände ist ein Inventar zu führen, und von 
letzterm am Ende eines jeden Jahres dem Departemente 
eine Kopie zu übersenden. 

11) Von allen länger als 6 Tage dauernden Inspektions- 
reisen soll der Inspektor vor Antritt derselben dem Depar- 
tement JLenntniss geben, unter Mittheilung des Ortes, wo 
Korrespondenzen ihn treffen. 
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12) In Bezug auf den Urlaub gelten die Bestimmungen 
des Bundesrathsbeschlusses vom 21. Februar 1879 (A. S. 
n. F. IV. 27). 

13) Der Fabrikinspektor darf bei keinem industriellen 
Unternehmen in irgend einer Weise betheiligt sein. 

Es ist ihm ferner untersagt, als gerichtlicher Experte 
aufzutreten.*) 

14) Der Inspektor hat dem Departement vierteljährlich 
nach dem hiefür festgesetzten Formular Rechnung abzulegen. 

15) Bis zum 1. Februar hat der Inspektor dem Depar- 
tement nach einem von demselben aufgestellten Schema 
den Amtsbericht zu erstatten ; das Departement bestimmt, 
ob der Bericht alljährlich oder je nach 2 Jahren abzu- 
geben sei.**) 

9. Bundesrathsbeschluss, vom 5. Februar 1886. 

Die gegen einen Fabrikinspektor gerichtete Beschwerde 
einer dem Fabrikgesetze unterstellten Firma hat den Bundes- 
rath veranlasst, die Rechte und Pflichten der In- 
spektoren ***) nach verschiedenen Richtungen zu kenn- 
zeichnen. 

Die Beschwerdeführer beklagten sich: 
a. weil der Inspektor sich bemühte, einem in ihrem Etablisse- 
ment verunglückten Arbeiter, auf welchen ihm die Be- 
stimmungen des Bundesgesetzes betreffend die Haft- 
pflicht aus Fabrikbetriebf) anwendbar schienen, zu einer 
Entschädigung zu verhelfen *, 
b. weil der Nämliche bezüglich des Verhältnisses der 
Arbeiter-Krankenkasse zu ihrem Etablissemente inter- 
venirte. 
In seinem die Beschwerde abweisenden Beschlüsse hielt 
der Bundesrath hauptsächlich folgende Prinzipien bezüglich 
der Stellung des Fabrikinspektors fest: 

Es muss demselben zur Ausübung seines Amtes daa 
Recht zustehen, und ist ihm dasselbe in seiner Dienstinstruk- 



*) Der Bundesrath hat diese Vorschrift anlässlich eines Spe- 
zialfalles schon am 28. Oktober 1879 aufgestellt. 
**) S. litt. C (pag. 117). 
**») S. Ziff. 2, 8 (pag. 110, 113). 
f) S. pag. 133. 
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tion*) auch ausdrücklich gewahrt, denArbeiter über Dinge, 
-welche die Ausführung der gesetzlichen Vorschriften über 
Fabriken und Haftpflicht betreffen, zu befragen, und er 
hat nicht nur das Kecht, sondern auch die Pflicht, in sol- 
chen Fällen, wo er ihn in seinen Rechten verkürzt glaubt, 
sich seiner anzunehmen, ihn zu belehren und ihm 
zu denselben zu verhelfen, wobei es nicht darauf ankommt, 
-ob er, seinen guten Glauben vorausgesetzt, richtig oder 
unrichtig dachte, da hierüber einzig die kompetente Behörde 
zu entscheiden hat. 

Es ist namentlich gerade das Haftpflichtgesetz, das 
bis jetzt wegen der Unkenntniss der Arbeiter, des Einflusses 
der Arbeitgeber auf letztere, etc., nur eine mangelhafte 
Vollziehung gefunden hat, und es ist daher nothwendig, 
dass die Inspektoren ein aufmerksames Augenmerk darauf 
richten, dass seine Bestimmungen eine genügende Vollzie- 
hung finden. 

Der Fabrikinspektor darf und soll auch sich um das 
Kranken- und Unterstützungs-Kassenwesen in 
den industriellen Etablissementen bekümmern. Namentlich 
bringt es sein Amt, welches darin besteht, die Vollziehung 
der gesetzlichen Vorschriften zu kontroliren, mit sich, dass 
er nachforsche, ob, wie es nicht selten vorkommt, die Lasten 
der Haftpflicht in ungesetzlicher Weise auf die Arbeiter 
übertragen werden, und, wo er dies zu finden glaubt, auf 
Abhülfe dringe. Es ist ihm auch unbenommen, ausser beim 
Arbeitgeber auch bei Arbeitern Erkundigungen über solche 
Dinge einzuziehen, und er muss sogar im Zweifelsfall beide 
Parteien hören, da er nicht an der Seite der einen oder 
andern, sondern über denselben stehen soll. 

C. Berichte aber die Vollziehung des Gesetzes. 

Bis Ende 1887 sind von den Fabrikinspektoren**) und 
Kantonsregierungen***) folgende allgemeine Berichte über die 
Vollziehung des Gesetzes erstattet und veröffentlicht worden : 

*) S. Ziff. 8, § 7 (pag. 114). 
**) S. Ziff. 8, § 15 (pag. 116). 
***) S. Art. 17, litt. C (pag. 106). 
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1 . Bericht der eidg. Fabrikinspektoren über ihre ge- 
meinsamen Inspektionsreisen, vom Mai 1879 
(B. B. 1879. in. 289). 

2. Bericht über die Fabrikinspektion im Jahre 1879. 

3. Bericht über die Fabrikinspektion im Jahre 1880. 

4. Bericht über die Fabrikinspektion im Jahre 1881. 

5. Zusammenstellung der Berichte der Kantons- 
regierungen über die Ausführung des Gesetzes in 
den Jahren 1878—1882. 

6. Bericht über die Fabrikinspektion in den Jahren 
1882 und 1883. 

7. Berichte der Kantonsregierungen über die 
Ausführung des Gesetzes in den Jahren 1883 und 1884. 

8. Bericht über die Fabrikinspektion in den Jahren 
1884 und 1885. 

9. Berichte der Kantonsregierungen über die Aus- 
führung des Gesetzes in den Jahren 1885 und 1886. 

10. Bericht über die Fabrikinspektion in den Jahren 
1886* und 1887. 

Seit 1882 ist die Anordnung getroffen, dass die Berichte 
der Fabrikinspektoren und der Kantonsregierungen (s. Art. 
17, pag. 106) alternirend, resp. das eine Jahr von den 
erstem, das andere von den letztern, je eine zweijährige 
Periode umfassend, erstattet werden. 



Art, 19. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes oder gegen die schriftlich zu ertheilenden 
Anweisungen der zuständigen Aufsichtsbehörden sind, 
abgesehen von den civilrechtlichen Folgen, mit Bussen 
von 5 bis 500 Franken durch die Gerichte zu belegen. 

Im Wiederholungsfall darf das Gericht ausser ange- 
messener Geldbusse auch Gefängniss bis auf 3 Monate 
verhängen. 



V, Schlussbestimmnngen. 

Art. 20. 

Die Bestimmungen kantonaler Gesetze und Verord- 
nungen, welche dem gegenwärtigen Gesetze widerspre- 
chen, sind aufgehoben. 
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Einzelne Kantone haben von sich aus Vollziehungs- 
verordnungen zum Gesetze erlassen. Die Anfrage einer 
kantonalen Behörde, ob solche kantonale Verordnungen 
der Genehmigung des Bundesrathes unterliegen, 
wurde vom Eisenbahn- und Handelsdepartement 
am 18. November 1878 dahin beantwortet, dass jene nichts 
enthalten dürfen, was dem Gesetze widersprechen würde, 
und dass es von diesem Gesichtspunkte aus zweckmässig 
erscheine, wenn sie dem Bundesrathe, welcher die Kontrole 
über die Durchführung des Gesetzes auszuüben habe, zur 
Einsicht vorgelegt werden. 

Letzteres geschah denn auch in dem betr. Falle, ohne 
dass indessen eine förmliche Genehmigung die Folge war. 



Art, gl. 

Der Bundesrath wird beauftragt, auf Grundlage der 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Brachmonat 
1874, betreffend die Volksabstimmung über Bundesgesetze 
und Bundesbeschlüsse (A. S., neue Folge I, S. 116), die 
Bekanntmachung dieses Gesetzes zu veranstalten und den 
Beginn der Wirksamkeit der einzelnen Bestimmungen 
desselben festzusetzen. 



Also beschlossen vom Ständerathe, 
Bern, den 19. März 1877. 

Der Präsident: Nagel. 

Der Protokollführer: J. L. Lutscher« 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 
Bern, den 23. März 1877. 

Der Präsident: Aepli. 

Der Protokollführer: Schiess. 



S c h I U 8 8. 

In Vollziehung des Artikels 21 wurde das Gesetz am 
25. April 1877 (B. B. 1877. IL 483) veröffentlicht. 54,844 
Stimmberechtigte begehrten gemäss Art. 89 der Bundesver- 
fassung die Volksabstimmung über dasselbe, und der 
Bundesrath ordnete daher mit Schlussnahme und Kreisschreiben 
vom 24. August 1877 (B. B. 1877. III. 593 und 596) 
eine solche (gleichzeitig noch zwei andere Bundesgesetze 
umfassend) auf den 21. Oktober 1877 an. Das Resultat 
der Abstimmung war Annahme des Gesetzes betreffend die 
Arbeit in den Fabriken mit 181,204 gegen 170,857 Stimmen 
(siehe Botschaft des Bundesrathes vom 5. Dezember 1877, 
B. B. 1877. IV. 645, und Bundesbeschluss vom 14. Dezember 
1877, A. S. n.F. III. 282). 

Der Bundesrathsbeschluss vom 3. Dezember 

1877 (A. S. n. F. III. 252), den Kantonsregierungen vom 
Eisenbahn- und Handelsdepartement mit Kreisschreiben 
vom 11. Dezember 1877 mitgetheilt, erklärte hierauf 
das Gesetz in Kraft und mit dem 1. Januar 

1878 vollziehbar, jedoch mit der Einschränkung, dass 
Art. 16, Abs. 1, mit Bezug auf solche Kinder, welche 
vor dem 1. Januar 1878 bereits in einer Fabrik beschäftigt 
gewesen, erst auf den 1. April 1878 in Kraft trete. 



Anhang : 

Eidg. Haftpflichtgesetzgebung. 




I. Bimdesgesetz 

betreffend 

die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampfschifffahrt- 
Unternehmungen bei Tödtungen und Verletzungen. 

(Vom 1. Juli 1875). 



A. S. n. F. I. 787. 



Die Bundesversammlung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom 
26. Mai 1874, 

beschliesst: 

Art. 1. Wenn beim Bau einer Eisenbahn durch irgend 
welche Verschuldung der konzessionirten Unternehmung 
ein Mensch getödtet oder körperlich verletzt wird, so haftet 
dieselbe für den dadurch entstandenen Schaden. 

Art. 2. Wenn beim Betriebe einer Eisenbahn- oder 
Dampfschifffahrt-Unternehmung ein Mensch getödtet oder 
körperlich verletzt wird, so haftet die Transportanstalt für 
den dadurch entstandenen Schaden, sofern sie nicht beweist, 
dass der Unfall durch höhere Gewalt, oder durch Versehen 
und Vergehen der Reisenden oder dritter bei der Transport- 
anstalt nicht angestellter Personen (Art. 3) ohne eigenes 
Mitverschulden der Anstalt, oder durch die Schuld des Ge- 
tödteten oder Verletzten selbst verursacht worden ist. 
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Art. 3. Die Eisenbahn- und Dampfschifffahrt-Unter- 
nehmungen haften sowohl für ihre Angestellten, als für 
andere Personen, deren sie sich zum Betriebe des Trans- 
portgeschäftes, beziehungsweise zum Bau der Bahn bedienen. 
Es bleibt ihnen jedoch in Fällen von Verschuldung die- 
sen Personen gegenüber das Rückgriffsrecht vorbehalten» 

Art. 4. Wenn nachgewiesen werden kann, dass der 
Getödtete oder Verletzte sich durch eine verbrecherische 
oder unredliche Handlung oder mit wissentlicher Ueber- 
tretung polizeilicher Vorschriften mit der Transportanstalt 
in Berührung gebracht hat, so kann kein Schadenersatz im 
Sinne der Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes gefordert 
werden, selbst wenn der Unfall auch ohne sein Ver- 
schulden eingetreten sein sollte. 

Art. 5. Im Falle der Tödtung ist Ersatz der Kosten 
einer versuchten Heilung und der Beerdigung, sowie des 
Vermögensnachtheiles zu leisten, welchen der Getödtete 
während der Krankheit durch Erwerbsunfähigkeit oder 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit erlitten hat. 

War der Getödtete zur Zeit seines Todes verpflichtet, 
einem Andern Unterhalt zu gewähren, so kann dieser 
insoweit Ersatz fordern, als ihm in Folge des Todesfalles 
der Unterhalt entzogen worden ist. 

Im Falle einer Körperverletzung ist Ersatz der 
Heilungskosten und des Vermögensnachtheils zu leisten, 
welchen der Verletzte durch eine in Folge der Verletzung 
eingetretene zeitweise oder dauernde Erwerbsunfähigkeit 
oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erleidet. 

Art. 6. Als Ersatz für den zukünftigen Unterhalt oder 
Erwerb ist, je nach dem Ermessen des Gerichtes, entweder 
eine Kapitalsumme oder eine jährliche Rente zuzusprechen. 

Wenn im Momente der Urtheilsfällung die Folgen 
einer Körperverletzung noch nicht genügend klar vor- 
liegen, so kann der Richter ausnahmsweise für den Fall 
des nachfolgenden Todes oder einer Verschlimmerung 
des Gesundheitszustandes des Verletzten eine spätere 
Rektificirung des Urtheils vorbehalten. 
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Art. 7. Bei nachgewiesener Arglist oder grober 
Fahrlässigkeit der Transportanstalt kann, dem Verletzten 
oder den Angehörigen des Getödteten, auch ganz abge- 
sehen vom Ersätze erweislicher Vermögensnachtheile, 
eine angemessene Geldsumme zugesprochen werden. 

Art. 8. Sind bei Gelegenheit der Tödtung oder 
Körperverletzung eines Menschen, für welche die Trans- 
portanstalt nach den obigen Bestimmungen verantwortlich 
ist, und im Zusammenhange mit dem betreffenden 
Unfälle Sachen, welche der Getödtete oder Verletzte 
unter seiner eigenen Obhut mit sich führte, ganz oder 
theilweise beschädigt worden oder abhanden gekommen, 
so ist auch dafür Schadenersatz zu leisten. 

Ausserdem ist für Abhandenkommen, Zerstörung 
oder Beschädigung von Sachen, welche der Transport- 
anstalt weder als Frachtgut noch als Reisegepäck anvertraut 
worden sind, nur Schadenersatz zu leisten, wenn ein 
Verschulden der Transportanstalt nachgewiesen wird. 

Art. 9. In den Fällen des Art. 8 ist der Schaden- 
berechnung der wirkliche Werth der abhanden gekom- 
menen, zerstörten oder beschädigten Sache zu Grunde zu 
legen, ein weiteres Interesse dagegen nur bei nachge- 
wiesener Arglist oder grober Fahrlässigkeit der Trans- 
portanstalt zu ersetzen. 

Art. 10. Die in diesem Gesetze gewährten Schaden- 
ersatzansprüche verjähren in zwei Jahren von dem Tage 
an, an welchem die Tödtung, Verletzung, Zerstörung 
oder Beschädigung, beziehungsweise das Abhandenkommen 
(Art. 8) stattgefunden hat. 

Diese Verjährung wird nicht allein durch Anstellung 
der Klage, sondern auch durch die schriftliche Anbringung 
der Reklamation bei der Direktion der betreffenden 
Anstalt unterbrochen, in der Meinung, dass, so lange die 
Reklamation unerledigt bleibt, überhaupt kein Ablauf 
der Verjährung stattfinden kann. 

Ergeht hierauf ein abschlägiger Bescheid,, so beginnt 
vom Empfange desselben eine neue zweijährige Verjährung 
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der Klage, welche durch eine neue Reklamation gegen 
jenen Bescheid nicht unterbrochen wird. 

Art. 11. Bei Streitigkeiten über die aus diesem Ge- 
setze entspringenden Schadenersatzansprüche hat das 
Gericht über die Höhe des Schadenersatzes und die Wahrheit 
der thatsächlichen Behauptungen nach freier Würdigung 
des gesammten Inhaltes der Verhandlungen zu entscheiden, 
ohne an die Beweisgrundsätze der einschlagenden Pro- 
zessgesetze gebunden zu sein. 

Art. 12. Reglemente, Publikationen oder spezielle Ver- 
einbarungen, durch welche die Schadenersatzverbindlich- 
keit nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zum voraus 
wegbedungen oder beschränkt wird, haben keine rechtliche 
Wirkung. 

Art. 13. Alle bundesgesetzlichen, kantonalgesetzlichen 
und reglementarischen Bestimmungen, sowie Publikationen 
und Vereinbarungen, welche mit den Bestimmungen 
dieses Gesetzes in Widerspruch stehen, sind aufgehoben. 

Art. 14. Der Bundesrath wird beauftragt, auf Grund- 
lage der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Brach- 
monat 1874, betreffend die Volksabstimmungen über 
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die Publikation 
dieses Gesetzes zu veranstalten und den Beginn der 
Wirksamkeit desselben festzusetzen. 

Also beschlossen vom Ständerathe, 
Bern, den 29. Brachmonat 1875. 

Der Präsident : ßingier. 

Der Protokollführer: J. L. Lutscher. 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 

Bern, den 1. Heumonat 1875. 

Der Präsident: Stampf! i. 
Der Protokollführer: Schiess. 
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Der schweizerische Bundesrath beschliesst: 

Das vorstehende, unterm 7. Augstmonat 1875 öf- 
fentlich bekannt gemachte Bundesgesetz*) wird hiemit 
gemäss Art. 89 der Bundesverfassung in Kraft und mit 
dem 10. Wintermonat 1875 als vollziehbar erklärt. 

Bern, den 8. Wintermonat 1875. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 
Der Bundespräsident: 
Scherer. 
Der Kanzler der Eidgenossenschaft : 
Schiess. 



- ■ •> H-<^ - 



*) S. B. B. 1875. III. 1021. 



IL Bnndesgesetz 

betreffend 

die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb. 

(Vom 25. Juni 1881.) 



A. S. n. F. V. 562. 



Die Bundesversammlung 
der schweizer i sehen Eidgenossenschaft, 

mit Hinsicht auf Art. 34*) der Bundesverfassung und 
in Ausführung von Abs. 1 des Art. 5**) des Bundesgesetzes 
über die Arbeit in den Fabriken, vom 23. März 1877 ; 

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom 
26. Wintermonat 1880, 

beschliesst : 

Art. 1. Wer eine Fabrik im Sinne des Gesetzes vom 
23. März 1877 betreibt, haftet, wenn in den Räumlich- 
keiten seiner Fabrik und durch den Betrieb derselben 
ein Angestellter oder ein Arbeiter getödtet oder körperlich 
verletzt wird, innerhalb den Bestimmungen dieses Gesetzes 
für den entstandenen Schaden, sofern er selbst oder ein 
Mandatar^ Repräsentant, Leiter oder Aufseher der Fabrik 
durch ein Verschulden in Ausübung der Dienstverrich- 
tungen die Verletzung oder den Tod herbeigeführt hat. 

Art. 2. Der Betriebsunternehmer haftet gleichfalls, 
wenn auch ohne ein solches Verschulden in den Räumlich- 
keiten seiner Fabrik und durch den Betrieb derselben 
eine Körperverletzung oder der Tod eines Angestellten 

*) S. pag. 9. 
**) S. pag. 47. 
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oder eines Arbeiters herbeigeführt wird, insofern er nicht 
beweist, dass der Unfall durch höhere Gewalt oder durch 
Verbrechen oder Vergehen dritter Personen, welche nicht 
in Art. 1 aufgezählt sind, oder durch eigenes Verschulden 
des Verletzten oder Getödteten erfolgt ist. 

Art. 3. In denjenigen Industrien, welche der Bundes- 
rath in Ausführung von Art. 5, Litt, d des Fabrikgesetzes *} 
als solche bezeichnet, die gefährliche Krankheiten er- 
zeugen, haftet der Betriebsunternehmer auch für den durch 
Krankheit eines Angestellten oder eines Arbeiters ent- 
standenen Schaden, wenn die Erkrankung erwiesener- 
massen und ausschliesslich durch den Betrieb der Fabrik 
erfolgt ist. 

Art. 4. Der Betriebsunternehmer hat das Rückgriffs- 
recht auf diejenigen Personen, für deren Verschulden er 
haftbar ist. 

Art. 5. Die Ersatzpflicht des Betriebsunternehmers, 
wird in billiger Weise reduzirt : 

a. wenn die Tödtung oder die Verletzung (die in Art. 3- 
erwähnten Fälle nicht inbegriffen) aus Zufall ein- 
getreten ist; 

b. wenn dem Geschädigten ein Theil der Schuld an dem 
Unfall (oder an der Krankheit im Sinne von Art. 3) 
zufällt, insbesondere wenn er gegen die Vorschriften 
des Fabrikreglements gehandelt oder als Angestellter 
oder Arbeiter einen Mangel an den Einrichtungen, 
durch welchen der Unfall (oder die Krankheit) 
herbeigeführt worden ist, entdeckt hat, ohne davon 
einem seiner Vorgesetzten oder dem Betriebsunter- 
nehmer selbst Kenntniss gegeben zu haben ; es wäre 
denn, der Klagberechtigte könne beweisen, dasa 
der Fabrikant oder die zuständige Aufsichtsperson 
von diesem mangelhaften oder gefahrdrohenden 
Zustande schon unterrichtet war; 

c. wenn des Geschädigten früher erlittene Verletzungen: 
auf die letzte und deren Folgen Einfluss haben, 
oder wenn die Gesundheit des Erkrankten durch 
seine frühere Gewerbsausübung bereits geschwächt 
war. 

*) S. pag. 47—50. 
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Art. 6. Der zu leistende Sehadenersatz umfasst : 

a. Im Todesfalle : 

die Kosten einer versuchten Heilung; den 
Schaden, welchen der Getödtete oder Verstorbene 
während der Krankheit durch gänzliche oder theil- 
weise Erwerbsunfähigkeit erlitten hat; die Beerdi- 
gungskosten ; den Schaden, welchen die Hinter- 
lassenen eines Getödteten oder Verstorbenen erleiden, 
wenn derselbe zu ihrem Unterhalt verpflichtet war. 

Zu den entschädnissberechtigten Hinterlassenen 
gehören : Ehegatten ; Kinder, bezw. Grosskinder ; 
Eltern, bezw. Grosseltern; Geschwister. 

b. Im Falle von Verletzung oder Erkrankung : 

alle Heilungs- und Verpflegungskosten, sowie 
den Schaden, welchen der Verletzte oder Erkrankte 
infolge gänzlicher oder theil weiser, dauernder oder 
vorübergehender Erwerbsunfähigkeit erlitten hat. 
Der Richter wird mit Berücksichtigung aller Umstände 
eine Entschädigungssumme festsetzen, welche jedoch in 
den schwersten Fällen (Art. 1 und 3) weder den sechs- 
fachen Jahresverdienst des Betreffenden, noch die Summe 
von Fr. 6000 übersteigen soll. 

Dieses Maximum findet keine Anwendung auf die 
Fälle, wo die Verletzung oder Tödtung durch eine straf- 
rechtlich verfolgbare Handlung von Seite des Betriebs- 
unternehmers herbeigeführt worden ist. 

Immerhin sind die Kosten für ärztliche Behandlung, 
Verpflegung und diejenigen für die Beerdigung in diesem 
Maximum nicht inbegriffen. 

Mit Zustimmung aller Betheiligten kann der Richter 
auch an die Stelle einer Aversalsumme eine Rente von 
entsprechender Höhe treten lassen. 

Mit dem Tage, an welchem der definitive Urteils- 
spruch in Kraft tritt, erlischt für den Fabrikanten jede 
Verpflichtung für Befriedigung weiter gehender Ansprüche 
an denselben. 

Art. 7. Die Forderungen Entschädigungsberechtigter 
gegen den Entschädigungsverpflichteten können rechts- 
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gültig weder verpfändet, noch auf Dritte übertragen 
werden. 

Auch sind Entschädnissforderungen und Entschädi- 
gungsgelder von der Pfändung, Arrest- und Verbotnahme 
und von der Konkursmasse des Berechtigten ausgenommen. 

Art. 8. Wenn bei der Urtheilsfällung die Folgen 
einer Körperverletzung oder Erkrankung noch nicht ge- 
nügend klar vorliegen, so kann der Richter ausnahms- 
weise für den Fall des erfolgenden Todes oder einer 
wesentlichen Verschlimmerung des Gesundheitszustandes 
des Verletzten oder Erkrankten die Festsetzung einer 
grösseren Entschädigung vorbehalten. Immerhin darf die 
Gesammtsumme der zuerkannten Entschädigungen die 
in Art. 6 festgesetzten Grenzen nicht überschreiten. 

Den gleichen Vorbehalt kann das Gericht auch zu 
Gunsten des Fabrikanten machen für den Fall, dass 
sich die Folgen der Verletzung wesentlich günstiger ge- 
stalten sollten, als angenommen wurde. 

Art. 9. Wenn der Getödtete, Verletzte oder Erkrankte 
bei einer Unfallversicherung, Unterstützungskasse, Kran- 
kenkasse oder einer ähnlichen Anstalt versichert war, und 
wenn der Betriebsunternehmer durch Prämien oder andere 
Beiträge bei dieser Versicherung mitgewirkt hat, so sind 
die von jenen Anstalten dem Verletzten, Erkrankten oder 
den Rechtsnachfolgern des Getödteten bezahlten Beträge 
von der Entschädigung ganz in Abzug zu bringen, so- 
fern der Betriebsunternehmer nicht weniger als die 
Hälfte an die bezahlten Prämien und andere Beiträge 
geleistet hat. 

Beträgt die Mitleistung des Betriebsunternehmers 
dagegen weniger als die Hälfte, so wird von der Ent- 
schädigung nur jene Summe abgezogen, welche im Ver- 
hältniss zu den von ihm geleisteten Beiträgen steht. 

Der Betriebsunternehmer hat nur dann Anspruch auf 
diese Abzüge, wenn die Versicherung, an welche er 
beiträgt, alle Unfälle und Erkrankungen umfasst. 

Art. 10. Die Betriebsunternehmer sind nicht befugt, 
die in diesem Gesetze enthaltenen Bestimmungen über 
die Haftpflicht mittelst Reglementen, Publikationen oder 
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durch besondere Uebereinkunft mit ihren Angestellten, 
Arbeitern oder mit Dritten (ausgenommen der in Art. 9 
vorgesehene Fall) im voraus zu beschränken oder aus- 
zuschliessen. Vertragsbestimmungen, welche dieser Vor- 
schrift entgegen stehen, haben keine rechtliche Wirkung. 

Art. 11. Bei Streitigkeiten über die aus diesem Ge- 
setz abgeleiteten Ansprüche auf Schadenersatz entscheidet 
der kantonale Richter, mit Weiterziehung an das Bundes- 
gericht, gemäss dem Gesetze über die Organisation der 
Bundesrechtspflege. 

Art. 12. Die in diesem Gesetze erwähnten Schaden- 
ersatzansprüche verjähren nach einem Jahre von dem 
Tage an gerechnet, an welchem die Tödtung oder Ver- 
letzung erfolgt ist, oder an welchem die Krankheit als 
eine spezifische Berufskrankheit (Art. 5, Litt, d des Fabrik- 
gesetzes) erkannt und amtlich ausgewiesen wurde. 

Immerhin steht den Betheiligten das Recht zu, bei 
einem Unfälle oder einer Erkrankung, auch bevor eine 
Schadenersatzklage anhängig gemacht wird, die auf den 
Unfall oder die Krankheit bezüglichen thatsächlichen 
Verhältnisse gerichtlich konstatiren zu lassen. 

Art. 13. Die Verjährungsfrist von einem Jahre findet 
auch auf die in Art. 8 vorgesehenen Fälle für Rektifi- 
zirung der Urtheilssprüche Anwendung; sie läuft von 
dem Tage des ausgefällten Urtheils hinweg. 

Art. 14. Wenn Zweifel waltet, ob eine industrielle 
Anstalt, die nicht auf dem Fabrikverzeichnisse sich be- 
findet, in dasselbe hätte eingetragen werden sollen, und 
ob somit auf einen in derselben vorgekommenen Unfall 
oder eine Krankheit das gegenwärtige Gesetz Anwendung 
finde, so entscheidet der Bundesrath, nach Einholung 
des Berichtes der resp. Kantonsregierung, endgültig. 
(Art. 1, Abs. 2*) des Bundesgesetzes über die Arbeit in 
den Fabriken vom 23. März 1877.) 

Art. 15. Der Artikel 5 des Bundesgesetzes betreffend 
die Arbeit in den Fabriken vom 23. März 1877, mit 
Ausnahme der Litt, d desselben, ist aufgehoben und 
ebenso alle Bestimmungen kantonaler Gesetze und 

*) S. pag. 9. 
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Verordnungen, welche dem gegenwärtigen Gesetze wider- 
sprechen. 

Art. 16. Der Bundesrath wird beauftragt, auf Grund- 
lage der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Brach- 
monat 1874, betreffend die Volksabstimmung über Bundes- 
gesetze und Bundesbeschliisse, die Veröffentlichung dieses 
Gesetzes zu veranstalten und den Beginn der Wirksam- 
keit desselben festzusetzen. 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 
Bern, den 24. Brachmonat 1 881. 

Der Präsident: A. Vessaz. 

Der Protokollführer: Schiess. 

Also beschlossen vom Ständerathe, 
Bern, den 25. Brachmonat 1881. 

Der Präsident: C. Kappeier. 

Der Protokollführer: Schatzmann» 



Der schweizerische Bundesrath beschliesst: 

Das vorstehende, unterm 9. Heumonat 1881 offen tüch 
bekannt gemachte Bundesgesetz*) wird hiemit gemäss 
Art. 89 der Bundesverfassung in Kraft und vom heutigen 
Tage an als vollziehbar erklärt. 

Bern, den 11. Weinmonat 1881. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 
Der Bundespräsident: 
Droz. 
Der Kanzler der Eidgenossenschaft, 
Schiess. 



-ss?^- 



*) S. B. B. 1881. III. 549. 



III. Bundesgesetz 

betreffend 

die Ausdehnung der Haftpflicht und die Ergänzung 
des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1881. 

(Vom 26. April 1887.) 



A. S. n. F. X. 165. 
& — 

Die Bundesversammlung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom 
7. Juni 1886, 

beschliesst : 

Art. 1. Die im Bundesgesetz vom 25. Juni 1881*) 
für den Betrieb der Fabriken (Art. 1 und 2) und der 
in Art. 3 desselben bezeichneten Industrien festgesetzte 
Haftpflicht findet nach Massgabe der übrigen Bestim- 
mungen jenes Gesetzes ihre Anwendung auch auf: 

1) alle Gewerbe, in welchen explodirbare Stoffe 
gewerbsmässig erzeugt oder verwendet werden; 

*) S. pag. 133. 
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2) die nachstehend verzeichneten Gewerbe, Unter- 
nehmungen und Arbeiten , soweit sie nicht schon 
unter vorstehende Ziffer 1 fallen, wenn die be- 
treffenden Arbeitgeber während der Betriebszeit 
durchschnittlich mehr als 5 Arbeiter beschäftigen : 

a. das Baugewerbe ; inbegriffen sind hiebei alle mit 
dem Baugewerbe in Zusammenhang stehenden 
Arbeiten und Verrichtungen, gleichviel ob die- 
selben in Werkstätten , auf Werkplätzen , am 
Bauwerke selbst, oder beim bezüglichen Trans- 
port vorgenommen werden ; 

b. die Fuhrhalterei , den Schiffsverkehr und die 
Flösserei ; auf die Dampfschifffahrt findet gegen- 
wärtiges Gesetz mit Vorbehalt von Artikel 4, 
6 und 7 desselben keine Anwendung ; 

<5. die Aufstellung und Reparatur von Telephon- 
und Telegraphenleitungen , die Aufstellung und 
den Abbruch von Maschinen und die Ausführung 
von Installationen technischer Natur; 

d. den Eisenbahn- , Tunnel- , Strassen- , Brücken-, 
Wasser- und Brunnenbau, die Erstellung von 
Leitungen, sowie die Ausbeutung von Berg- 
werken, Steinbrüchen und Gruben. 

Art. 2. Haftbar ist, in den Fällen von Artikel 1, 
Ziffer 1 und 2, der Inhaber des betreffenden Gewerbes, 
beziehungsweise bei Ziffer 2 , litt, c und d, der Unter- 
nehmer der betreffenden Arbeiten, auch dann, wenn er 
die Arbeiten einem Dritten zur Ausführung übertragen 
hat. 

Werden einzelne der in Artikel 1 bezeichneten 
Arbeiten in Regie ausgeführt, so wird die Haftpflicht von 
«der betreffenden Staats-, Bezirks-, Gemeinde- oder Kor- 
porationsverwaltung getragen, immerhin unter der Vor- 
aussetzung, dass für diese Arbeiten gleichzeitig mehr als 
-5 Arbeiter verwendet werden. 
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Für die beim Eisenbahnbau vorkommenden Haft- 
pflichtfälle bleibt, bezüglich der Haftbarkeit der konzessio- 
nirten Unternehmung und des Umfangs des zu leistenden 
Schadenersatzes, Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juli 1875*)» 
vorbehalten. 

Art. 3. Dem Bundesgesetz vom 25. Juni 1881 
werden auch die mittelbar mit dem Fabrikbetriebe in 
Zusammenhang stehenden Dienstverrichtungen unterstellt, 
auch wenn dieselben nicht in den geschlossenen Räumen 
der Fabrik vorgenommen werden. 

Art. 4. Dem vorerwähnten Bundesgesetze werden 
im Weitern unterstellt die in Artikel 2 des Bundes- 
gesetzes vom 1. Juli 1875 und in Artikel 2 desjenigen 
vom 25. Juni 1881 unter dem Ausdruck « Betrieb » 
nicht inbegriffenen, aber mit letzterem in einem Zu- 
sammenhang stehenden Hülfsarbeiten. 

Art. 5. Die Artikel 2, letzter Satz, 4 und 19, des 
Bundesgesetzes vom 23. März 1877**) sind auf die in 
Artikel 2 des gegenwärtigen Gesetzes erwähnten Inhaber 
von Gewerben, beziehungsweise Unternehmer von Arbeiten 
gleichfalls anwendbar. 

Art. 6. Die Kantone haben auf dem Gesetzgebungs- 
oder Verordnungswege dafür zu sorgen, dass : 

1) den bedürftigen Personen, welche nach Massgabe 
des gegenwärtigen Gesetzes oder derjenigen vom 
1. Juli 1875 und 25. Juni 1881 Klage erheben, 
auf ihr Verlangen, wenn die Klage nach vorläufiger 
Prüfung des Falles sich nicht zum Voraus als un- 
begründet herausstellt, die Wohlthat des unentgelt- 
lichen Rechtsbeistandes gewährt und Kautionen, 
Expertenkosten , Gerichtsgebühren und Stempel- 
taxen erlassen werden ; 

2) Streitigkeiten dieser Art durch einen möglichst 
raschen Prozessweg erledigt werden können. 

Art. 7. In Haftpflichtfällen, welche zum Entscheid 
des Bundesgerichtes gelangen, ist der Kläger, wenn er 
dem Gerichte als bedürftig erscheint und die Klage nach 
vorläufiger Prüfung des Falles sich nicht zum Voraus 

*) S. pag. 127. 
**) S. pag. 33, 41, 119. 
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als unbegründet herausstellt, von Erlegung der Gerichts- 
gebühren und jeder in Artikel 26 *) des Bundesgesetzes 
vom 13. Juli 1855 vorgesehenen Sicherheitsleistung zu 
entbinden. In solchen Fällen sind zugleich die gemäss 
Artikel 23 **) desselben Gesetzes dem Kläger obliegenden 
Kostenvorschüsse, sowie allfällige Zeugen- und Kanzlei- 
gebühren jeder Art aus der Gerichtskasse zu bestreiten. 
Art. 8. Die Inhaber von Gewerben, beziehungs- 
weise die Unternehmer von Arbeiten, auf welche sich 
das gegenwärtige und das Gesetz vom 25. Juni 1881 
bezieht, haben ein Verzeichniss der bei ihrem Geschäfts- 
betrieb vorgekommenen erheblichen Unfälle nach einem 
vom Bundesrathe aufzustellenden Formulare***) zu führen, 
aus welchem ausser dem Tage und dem Ausgange des 
Unfalles zu entnehmen ist : 

1) wann die vorgeschriebene Anzeige bei der zustän- 
digen Behörde gemacht. 

2) welche Entschädigungen nach Massgabe von Ar- 
tikel 6 des Gesetzes vom 25. Juni 1881 ausge- 
richtet worden, und 

3) aus welcher Quelle diese geflossen sind. 

*) Dieser Art. 26 lautet: «Wenn der Kläger in der Eid- 
genossenschaft keinen festen Wohnsitz hat oder erweislich zahlungs- 
unfähig ist, so kann er in jedem Abschnitte des Verfahrens auf- 
gefordert werden, für den Betrag der Gerichtsgebühren und, auf 
Verlangen des Beklagten, auch für die Kosten des Prozesses 
durch Hinterlegung des Baarbetrages , Pfänder oder Bürgen 
Sicherheit zu leisten, über deren Zulänglichkeit diejenige Stelle, 
welche die Aufforderung erlassen hat, sei es der Gerichtspräsident, 
sei es der Instruktionsrichter entscheidet. 

Das Verfahren steht so lange still, bis der Kläger der Auf- 
forderung nachgekommen ist. » 

**) Dieser Art. 23 lautet : « Jede Partei hat die durch ihre 
Handlungen entstehenden Kosten vorzuschiessen ; beide Parteien 
zusammen aber diejenigen, welche durch gemeinschaftliche An- 
träge oder durch das Gericht von Amts wegen veranlasst werden. 

Der diesfälligen Aufforderung ist die Drohung beizufügen, 
dass die Handlung, deren Kosten zu decken sind, zum Nach- 
theile der Partei, welche den Vorschuss nicht leistet, unterbleiben 

W6fQ6. * 

S.' A. S. IL 77 und A. S. V. 124. 
***) S. Ziff. IV, litt. 2 c (pag. 148). 
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Diese Angaben sind spätestens drei Monate vor 
Ablauf der Verjährungsfrist (Art. 12 und 13 des Bun- 
desgesetzes vom 25. Juni 1881) der kantonalen Behörde 
einzusenden und von dieser auch dem Fabrikinspektor 
des betreffenden Kreises mitzutheilen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses 
Artikels sind mit einer Busse von 5 — 100 Fr. und im 
Wiederholungsfalle bis 200 Fr. zu belegen, welche nach 
Massgabe der kantonalen Gesetze ausgesprochen wird 
und dem betreffenden Kanton zufällt. 

Der Betriebsunternehmer ist im Falle der Unter- 
lassung der Mittheilung zur nachträglichen Anzeige 
anzuhalten. Bei der verspäteten Anzeige läuft die 
Verjährungsfrist erst drei Monate nach Eingang der 
Anzeige ab. 

Art. 9. Wenn die eidgenössischen oder kantonalen 
Aufsichtsorgane in Erfahrung bringen, dass der von 
einem Unfall oder einer Krankheit, wofttr Haftpflicht 
besteht, betroffene Arbeiter oder Angestellte oder dessen 
Eechtsnachfolger eine im Sinne des gegenwärtigen oder 
des Gesetzes vom 25. Juni 1881 ihm zustehende billige 
Entschädigung auf aussergerichtlichem Wege nicht er- 
halten hat, so haben sie sofort der Kantonsregierung 
Bericht zu erstatten. Diese wird eine Untersuchung 
anordnen und vom Resultat den Interessenten Mittheilung 
machen. 

Verträge, denen zufolge einem Geschädigten oder 
dessen Rechtsnachfolger eine offenbar unzulängliche 
Entschädigung zukommt oder zugekommen ist, sind 
anfechtbar. 

Art. 10. Die Bestimmungen des Artikels 14 des 
Gesetzes vom 25. Juni 1881 sind analog auf diejenigen 
Fälle anwendbar, in welchen Zweifel entstehen, ob eine 
Unternehmung unter die Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes falle. 

Art. 11. Die Kantonsregierungen sind beauftragt, 
für die Vollziehung der gegenwärtigen Vorschriften 
besorgt zu sein. 
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Der Bundesrath übt die Kontrole über diese Voll- 
ziehung aus. 

Art. 12. Der Bundesrath ist beauftragt, auf Grund- 
lage der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 
1874, betreffend die Volksabstimmung über Bundes- 
gesetze und Bundesbeschlüsse, das gegenwärtige Gesetz 
bekannt zu machen und den Zeitpunkt seines Inkraft- 
tretens zu bestimmen. 

Also beschlossen vom Ständerathe, 
Bern, den 14. April 1887. 

Der Präsident: Scherb. 

Der Protokollführer : Schatzmann«. 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 
Bern, den 26. April 1887. 

Der Präsident : Morel. 

Der Protokollführer : Bingier» 



Der schweizerische Bundesrath beschliesst: 

Das vorstehende, unterm 4. Juni 1887 öffentlich 
bekannt gemachte Bundesgesetz*) wird hiemit gemäss 
Art. 89 der Bundesverfassung in Kraft und mit dem 
1. November 1887 vollziehbar erklärt. 

Bern, den 20. September 1887. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes r 

Der Bundespräsident: 

Droz. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 
Bingier. 



*) S. B. B. 1887. III. 1. 



IV- Kreisschreiben des Bundesrates an sämmtliche 
eidg. Stände betreffend die Vollziehung des Bundes- 
gesetzes über Haftpflicht vom 26. April 1887. 

(Vom 25. Oktober 1887.) 
B. B. 1887. IV. 200. 



Tit. 

Wie Ihnen bekannt, wird gemäss unserm Beschhiss 
vom 20. September abhin das Bundesgesetz*) be- 
treffend die Ausdehnung der Haftpflicht 
und die Ergänzung des Bundesgesetzes vom 
25. Juni 1881 am 1. November nächsthin vollziehbar 
werden. 

Wir sehen uns veranlasst, betreffend den Vollzug 
dieses Gesetzes folgende Punkte Ihrer geneigten Auf- 
merksamkeit zu empfehlen. 

1. Vor Allem wichtig erscheint uns, dass die be- 
theiligten Kreise von den Gesetzen betreffend Haftpflicht 
genaue Kenntniss erhalten. Wenn man in Betracht zieht, 
dass lange Jahre vergingen , bis das Haftpflichtgesetz 
vom 25. Juni 1881 auch nur einigermassen Denjenigen, 
für welche es bestimmt war, bekannt wurde, und sich 
erinnert, wie unbefriedigend und ungerecht die dadurch 
verursachten Zustände waren, so drängt sich der Schluss 

*) S. pag. 139. 

10 
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auf, dass in der Verbreitung der Kenntniss des neuen 
Rechts nicht genug gethan werden könne. Wir möchten 
Ihnen daher dringend an's Herz legen , für möglichst 
ausgiebige und wiederholte Bekanntmachung der 
Gesetze vom 1. Juli 1875,*) vom 25. Juni 1881**) und 
vom 26. April 1887 sorgen zu wollen, damit Jeder genau 
wisse, woran er ist. 

2. Nach Art. 11 des letztgenannten Gesetzes sind 
die Kantonsregierungen beauftragt, für dessen Vollziehung 
besorgt zu sein. Indem wir diese Bestimmung speziell 
hervorheben, möchten wir angelegentlich betonen, dass 
eine energische Durchführung der Vorschriften des 
Gesetzes gleich von Anfang an durchaus nothwendig ist. 
Wir empfehlen Ihnen sehr, den letztern in diesem Sinn 
Ihre volle Aufmerksamkeit zuwenden und besonders auch 
die Ihnen untergebenen Organe zu strikter Dienst- 
erfüllung anhalten zu wollen. 

Wenn wir die Vorschriften des Gesetzes, welche 
von den Regierungen entweder sofort in Vollzug zu 
setzen, oder aber sonst besonders im Auge zu behalten 
sind, resümiren, so treten folgende in den Vordergrund : 

a. Es ist dafür zu sorgen, dass nach Vorschrift von 
Art. 5 folgende Bestimmungen des Bundesgesetzes be- 
treffend die Arbeit in den Fabriken ihre Anwendung 
finden : 

(Art. 2, letzter Satz:***) 

« Zürn Schutze der Gesundheit und zur Sicher- 
heit gegen Verletzungen sollen überhaupt alle er- 
fahrungsgemäss und durch den jeweiligen Stand 
der Technik, sowie durch die gegebenen Ver- 
hältnisse ermöglichten Schutzmittel angewendet 
werden. » 

*) S. pag. 127. 
**) S. pag. 133. 
***) S. pag. 33. 
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(Art. 4:*) 

«Der Fabrikbesitzer ist verpflichtet, von jeder 
in seiner Fabrik vorgekommenen erheblichen Kör- 
perverletzung oder Tödtung sofort der kompetenten 
Lokalbehörde Anzeige zu machen. Diese hat über 
die Ursachen und Folgen des Unfalles eine amt- 
liche Untersuchung einzuleiten und der Kantons- 
regierung davon Kenntniss zu geben. » 

Was erstere Vorschrift betrifft, so weisen wir nur 
darauf hin, dass ein Hauptziel der Haftpflichtgesetz- 
gebung darin besteht, eine Verminderung der Unfälle 
herbeizuführen, resp. den Betriebsunternehmer zu ver- 
anlassen, durch entsprechende Sicherheitsvorrich- 
tungen das Seinige hiezu beizutragen und sich gleich- 
zeitig durch diese Abwehr Entschädigung bedingender 
Unfälle vor finanziellem Schaden zu bewahren. 

In Bezug auf letztere Vorschrift ersuchen wir Sie, 
speziell darauf dringen zu wollen, dass die Unfall- 
anzeigen mit grösstmöglicher Regelmässigkeit und 
Pünktlichkeit erfolgen ; Nachlässigkeit ist unnachsichtlich 
zu ahnden. Bedauerlicher Weise lässt sogar gegenwärtig 
noch, nachdem das Bundesgesetz betreffend die Arbeit 
in den Fabriken schon vor zehn Jahren in Kraft ge- 
treten ist, die Befolgung jenes Art. 4 zu wünschen übrig. 

6. Art. 6 des Gesetzes lautet : 

« Die Kantone haben auf dem Gesetzgebungs- 
oder Verordnungswege dafür zu sorgen, dass : 

1) den bedürftigen Personen, welche nach Massgabe 
des gegenwärtigen Gesetzes oder derjenigen vom 
1. Juli 1875 und 25. Juni 1881 Klage erheben, 
auf ihr Verlangen, wenn die Klage nach vor- 
läufiger Prüfung des Falles sich nicht zum Voraus 
als unbegründet herausstellt, die Wohlthat des 
unentgeltlichen Rechtsbeistandes gewährt und 

*) S. pag. 41. 
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Kautionen , Expertenkosten , Gerichtsgebühren, 
und Stempeltaxen erlassen werden; 

2) Streitigkeiten dieser Art durch einen möglichst 
raschen Prozessweg erledigt werden können. » 

Wir ersuchen Sie, für beförderlichste Vollziehung 
dieses Artikels, soweit es nicht schon geschehen ist, be- 
sorgt sein und uns seiner Zeit über die getroffenen Mass- 
regeln Bericht erstatten zu wollen. 

c. Im Weitern ist vom 1. November an das ii* 
Art. 8 vorgesehene Verzeichniss der erheblichen. 
Unfälle einzuführen. Wir erinnern daran, dass unser 
Kreisschreiben vom 6. Januar 1882*) folgende Definition 
für «erhebliche» Unfälle aufstellt , welche auch 
fernerhin aufrecht erhalten bleibt : 

«Als erhebliche Körperverletzungen gelten solche,, 
welche eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als sechs> 
Tagen nach sich ziehen. » 

Das Gesetz sieht ein vom Bundesrath für jenes 
Verzeichniss aufzustellendes einheitliches Formular vor» 
Wir übermitteln Ihnen beiliegend einige Exemplare des- 
selben, wie es von uns in Vollziehung dieser Vorschrift 
beschlossen wurde **). Für Ihren Bedarf wollen Sie selbst 
besorgt sein; auf Verlangen wird Ihnen indess die am 
Fuss des Formulars bezeichnete Buchdruckerei auf Ihre 
Kosten eine beliebige Anzahl der Formulare liefern. 

Wollen Sie nicht übersehen, dass laut dem oben 
erwähnten Art. 8 des Gesetzes vom 26. April 1887 das 
Verzeichniss der erheblichen Unfälle nach aufgestelltem 
Formular vom 1. November nächsthin an auch von den 
Inhabern sämmtlicher derjenigen Betriebe 
zu fuhren ist, welche unter dem Gesetze vom 25. Juni 
1881, somit auch unter demjenigen betreffend die Arbeit 
in den Fabriken stehen. 



*) S. pag. 43. 
**) S. Beilage III. 
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Wir ersuchen Sie, für prompten Vollzug dieser Vor- 
schriften betreffend das Unfallverzeichniss , welche die 
Ausübung einer Kontrole über die Befolgung der Haft- 
pflicht wesentlich erleichtern und zur Vermehrung dieser 
Befolgung bedeutend beitragen werden, Ihr Möglichstes 
thun zu wollen. 

■d. Ausser der Erstattung der ersten Anzeige (Art. 4 
des Bundesgesetzes betreffend die Arbeit in den Fabriken, 
vergl. oben litt, a) und der Führung des Verzeichnisses 
der Unfälle (Art. 8, Abs. 1, des Bundesgesetzes vom 
26. April 1887, vergl. oben litt, c.) liegt dem Betriebs- 
unternehmer, auch dem unter dem Gesetze vom 
25. Juni 1881 stehenden, nach Art. 8, Abs. 2, des 
Gesetzes vom 26. April 1887 ob, der zuständigen Be- 
iiörde folgende Angaben zu machen : 

1) wann die vorgeschriebene Anzeige bei der zu- 
ständigen Behörde gemacht, 

2) welche Entschädigungen nach Massgabe von Art. 6 
des Gesetzes vom 25. Juni 1881 ausgerichtet wor- 
den, und 

3) aus welcher Quelle diese geflossen sind. 

Diese Mittheilung soll jeweilen gleichzeitig mit der 
bereits bestehenden über den Ausgang des Unfalls 
erfolgen ; es ist dies einerseits naturgemäss, andererseits 
wird so die Zahl der abzustattenden Meldungen um eine 
verringert. 

Was die vorgeschriebene Mittheilung an den 
eidgenössischen Fabrikinspektor des betreffen- 
den Kreises betrifft, so wird das hiefür in den Kreis- 
schreiben des schweizerischen Eisenbahn- und Handels- 
■departements vom 28. November und 17. Dezember 
1878*) vorgesehene System**) beibehalten. Das damals 
eingeführte Formular muss jedoch einige durch das 
Gesetz vom 26. April 1887 bedingte Erweiterungen er- 
fahren. Einige Exemplare desselben in der Form, wie 

*) S. pag. 42. 
**) Abgeändert durch Kreisschreiben des Handels- und 
Landwirthschaftsdepartements vom 8. November 1887 (s. pag. 44). 
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es von nun an verwendet werden soll*), liegen bei; 
bezüglich dessen Beschaffung gilt das Nämliche, was oben, 
betreffend das Formular für das Unfallverzeichniss be- 
merkt wurde. 

Wir verweisen endlich noch auf den letzten Ab- 
satz des Art. 8 und empfehlen dessen strengen Vollzug. 

e. Ein Mittel von grosser Wirksamkeit, durch welche» 
verhütet werden soll, dass Arbeitnehmer die ihnen au& 
Haftpflicht zukommenden Entschädigungen nicht erhalten , 
ist das in Art. 9, Abs. 1, des Gesetzes vom 26. April 
1887 gegebene. Wir können nicht umhin, auch hier 
wieder hervorzuheben, wie wichtig eine aufmerksame 
Vollziehung dieser Vorschrift sein wird ; diese darf un- 
bedingt nicht todter Buchstabe bleiben, soll nicht da» 
vom Gesetz aufgestellte Kontroisystem betreffend die 
Leistung der Haftpflichtentschädigungen ganz oder theil- 
weise wirkungslos bleiben. 

3. Man könnte sich fragen, ob nicht, wie es beim 
Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken der 
Fall war, eine Aufnahme sämmtlicher Betriebe,, 
welche unter das Gesetz vom 26. April 1887 fallen,, 
stattfinden sollte. Bei näherer Untersuchung wird man 
jedoch sofort über die Unmöglichkeit der Ausführung 
dieses Planes klar. Das Gesetz umfasst ja eine Reihe 
von Betrieben, welche nur ganz vorübergehend sind,, 
bald dahin, bald dorthin dislozirt werden oder gar am- 
bulanter Natur sind; andererseits werden ihm gewisse 
« Dienstverrichtungen » und « Hülfsarbeiten » unterstellt, 
welche nicht immer als etwas Konkretes existiren,. 
sondern nur möglicherweise eintreten. Bei diesen 
Verhältnissen ist die Aufnahme eines Verzeichnisses, wie 
es für das Fabrikgesetz besteht, offenbar nicht möglich % 
Art. 10 sieht vor, dass der Bundesrath in jedem ein- 
zelnen gegebenen Zweifelsfalle zu entscheiden habe. 

4. Was die in Art. 11 vorgesehene Kontrole des 
Bundesrathes betrifft, so werden wir dieselbe vor- 
läufig in analoger Weise , wie bisher , durch unsere 

*) S. pag. 44 und Beilagen IIa und IIb. 
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Organe, namentlich durch die Herren Fabrikinspektoren, 
ausüben lassen. Die Erfahrung wird zeigen, ob es beim 
Bisherigen sein Bewenden haben könne. Die kleine Zahl 
und die anderweitige bedeutende Inanspruchnahme der 
Inspektoren erheischt vorläufig eine um so intensivere 
Thätigkeit der zuständigen kantonalen Organe. 

Wir erwarten zuversichtlich, dass Sie das Ihrige in 
der Lösung der neuen Aufgabe beitragen werden, und 
benutzen etc.. 

Bern, den 25. Oktober 1887. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 

Der Bandespräsident: 

Droz. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 

Ringier. 



■»^■•■^l » w^ — 



V. Kreisschreiben des Bundesrathes an sämmtliche 
eidg. Stände, sowie an sämmtliche Eisenbahn- und 
Dampfschiffverwaltungen. 

(Vom 8. Dezember 1887.) 



B. B. 1887. IV. 846. 



Tit. 

Das Bundesgesetz über die Ausdehnung der Haft- 
pflicht etc., vom 26. April 1887*), enthält bezüglich der 
Eisenbahn- und Dampf Schiffunternehmungen 
folgende Vorschriften : 

1) Dass die im Bundesgesetze vom 25. Juni 1881**) 
festgesetzte Haftpflicht im Fabrikbetrieb auch An- 
wendung finde auf den Eisenbahnbau (Art. 1, 
litt, d), mit Vorbehalt indessen (Art. 2, Abs. 3) der 
Haftbarkeit der konzessionirten Unternehmung und 
des Umfanges des zu leistenden Schadenersatzes 
gemäss Art. 1 des Bundesgesetzes über die Haft- 
pflicht der Eisenbahn- und Dampfschiffunter- 
nehmungen, vom 1. Juli 1875***). 

2) Dass dem Bundesgesetz vom 25. Juni 1881 die 
mittelbar mit dem Fabrikbetrieb im Zusammenhang 
stehenden Dienstverrichtungen und zwar auch dann 
unterstellt seien, wenn sie nicht in den geschlossenen 
Räumen der Fabrik vorgenommen werden (Art. 3). 

*) S. pag. 139. 

**) S. pag. 133. 

***) S. pag. 127. 
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3) Dass demselben Bundesgesetze vom 25. Juni 1881 
ferner unterstellt seien die im Art. 2 des Bundes- 
gesetzes vom 1. Juli 1875 und im Art. 2 des Bundes- 
gesetzes vom 25. Juni 1881 unter dem Ausdruck 
«Betrieb» nicht inbegriffenen, aber mit letzterem in 
Zusammenhang stehenden Hülfsarbeiten. 

Damit sind alle Fälle von Tödtungen und körper- 
lichen Verletzungen, welche beim Bau und im ganzen 
Bereich des Geschäftsbetriebes der Eisenbahnen und 
Dampfschiffe vorkommen , der Haftpflichtgesetzgebung 
unterstellt, und ein Unterschied besteht nur noch be- 
züglich der Folgen von Unfällen, hinsichtlich welcher, 
wenn sie beim Betrieb im engeren Sinne eintreten, die 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1875, in 
allen andern Fällen aber die Vorschriften des Bundes- 
gesetzes vom 25. Juni 1881 massgebend sind, mit Vor- 
behalt immerhin des Art. 1 des Gesetzes vom 1. Juli 
1875 für die beim Bahnbau vorkommenden Haftpflicht- 
fälle bezüglich der Haftbarkeit der konzessionirten Unter- 
nehmung und des Umfangs des Schadenersatzes. 

Mit Rücksicht auf die in diesen Bestimmungen lie- 
genden Neuerungen sehen wir uns, in Ergänzung unseres 
Kreisschreibens vom 25. Oktober*) und desjenigen des 
eidg. Handels- und Landwirthschaftsdepartements vom 
8. November 1887 **), zu folgenden weitern Eröffnungen 
veranlasst : 

1) Wir bringen in Erinnerung, dass als Fabrikbetrieb 
im Sinne der Haftpflichtgesetzgebung der Betrieb 
von Bau- und Reparaturwerkstätten und dgl., d. h. 
von allen solchen Nebengeschäften gilt, welche an 
sich dem haftpflichtgesetzlichen Begriff einer Fabrik 
unterstehen. 

Als Hülfsarbeiten kommen gemäss der be- 
stehenden gerichtlichen Praxis die Arbeiten in Be- 
tracht, für welche die mit dem Eisenbahn- und 



*) S. pag. 145. 
**) S. pag. 44. 
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Dampfschiffbetrieb infolge der für diesen verwen- 
deten Kräfte und Mittel und der dadurch bedingten 
Eigentümlichkeiten der Betriebsart verbundenen 
besonderen Gefahren (bundesgerichtliche Entschei- 
dungen VIII, 795) nicht vorhanden sind, so z. B. 
bei Reparaturen am Oberbau, beim Reinigen von 
Wagen und kalt gestellten Lokomotiven, beim Auf- 
und Ablad und der Einlagerung von Frachtgütern 
u. s. w. 

2) Die Eisenbahngesellschaften werden fortfahren, dem 
Eisenbahndepartement , seinen Kontroiingenieuren 
und den kantonalen Behörden von allen beim Be- 
trieb im engeren Sinne (Bundesgesetz vom 1. Juli 
1875) erfolgten Unfällen — und Betriebsgefähr- 
dungen — im Sinne der bundesräthlichen Kreis- 
schreiben vom 5. November 1886 (B. B. 1886. III. 
581/583) Bericht zu erstatten, und die kantonalen 
Behörden, die darüber erhobenen Untersuchungs- 
akten dem Departement einzusenden. 

Was die übrigen Unfälle betrifft, mit Inbegriff 
derjenigen beim Bau und in den Werkstätten, so 
genügt die von den resp. Eisen bahnverwaltungen 
zu bewerkstelligende Mittheilung einer Abschrift 
der an die lokale Behörde (Bundesgesetz vom 
23. März 1877, Art. 4*) ergangenen Anzeige an's 
Eisenbahndepartement. 

3) Zur Erstattung der in Ziffer 2 erwähnten Berichte 
und Anzeigen sind auch die Dampfschiffverwal- 
tungen verpflichtet. 

4) Die Eisenbahn- und Dampfschiffverwaltungen 
werden ferner dem Eisenbahndepartement je auf 
Ende des Jahres mittheilen: 

a. welche Entschädigungen infolge der zur An- 
zeige gebrachten Unfälle ausgerichtet worden, 
sin d ; 

b. aus welcher Quelle diese geflossen sind. 

*) S. pag. 41. 
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Wir laden Sie ein, den vorstehenden Anweisungen 
►die erforderliehe Vollziehung zu geben, und benutzen 
«etc.. ! 

Bern, den 8. Dezember 1887. i 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 

Der Bundespräsident: 

Droz. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft : 

Eingier. 
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Handwerks- und Kleinbetrieb 11 
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Holzstofffabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit . . 85 
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Irrespirable Gase . ^ 50 
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Jacquardweber^eien 23, 35, 37, 49 

-Jugendliche Arbeiter, s. Kinderbeschäftigung. 



K 

Kantonsregierungen, mit der Vollziehung des Gesetzes 

betraut 103 

Kantonsregierungen, Berichterstattung derselben über 

den Vollzug des Gesetzes 103, 106 

Kinderbeschäftigung in Fabriken 11, 77, 84, 97, 99—102 

Kinder, schulpflichtige 99, 100 

Kindermehlfabrikation, Sonntagsarbeit 94 

Kleinbetrieb 11 

Kompetenz des Bundesrathes in der Vollziehung des 

Gesetzes, s. Bundesrath. 

Kompetenz der Kantonsregierungen, beanstandete . 72 
Kontrole des Bundesrathes, s. Bundesrath. 

Körperverletzung, erhebliche 43 

Kost und Wohnung der Arbeiter beim Arbeitgeber 13, 24 

Xosten für amtliche Untersuchung von Unfällen . . 42 
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Lebensmittelfabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit . 87 
Leimfabrikation, » » » 89, 92 

Leuchtgasfabriken, s. Gasfabriken. 

Lithographien 14, 19, 26 

Lohnabzüge 53, 63 

» zur Deckung von Vorschüssen .... 65 

» zu Spezialzwecken 63, 64, 65 

Lohnzahlung 63 — 69 
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Maizena- und Stärk efabrikation, Nacht- und Sonntags- 
arbeit 89 

Maschinenfabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit . . 87 

Maschinen Werkstätten 13 

Maschinenstickerei, s. Stickerei. 
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Motoren, Anwendung von 10, 13 
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Nachtarbeit 83—90 

» von Frauenspersonen untersagt 77, 84, 95, 97 
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Nitroglycerin 50 
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Ofenfabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit ... 86 
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Papierfabriken, Nacht- und Sonntagsarbeit ... 85 
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von Unfällen 58 

Röhrenfabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit ... 86 

Rothfärbereien 11 
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Rotzgift 50 
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Sägerei, Nachtarbeit 89 

Salinen, Nacht- und Sonntagsarbeit 87 

Schablonenfabrikation, Nachtarbeit 90 

Schifilistickereien 26 

Schlussbestimmungen des Gesetzes 120 

Schnupftabakfabrikation, Nacht- und Sonntagsarbeit 87 
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Beilage V, 

Fragenschema, ursprüngliche Form. 

(S. pag. 104.) 



$va$mftfyzma 



jur ©ofljie^ung betr in 2ttt. 17 be3 $Bttnbe3gefe4;e3 

betreffenb 

fcü Irbfit in bnt lafrrik*« 

«nitraltenen $#ßitmmm0, lauten*» : 

„3)ie ÄantonSregierungen Ijaben bem SBunbeSratlje $er$eiclmiffe ber auf iljrem ©e* 
biete befteljenben, fotoie JP'dttt ber neu entftebenben unb ber eingefjenben Gabrilen etnau* 
fenbett unb über beren ©erbältniffe, fotoeit fte bon bem aegentoärtigcn ©efefee berührt 
toerben, nod) ben Dom ©unbeSratlj Ijiefür aufgehellten SBorfdpnften bie nötigen ftatiftifd)en 
Angaben $u machen." 



ftfttttott: 



Im.. 



ift etngelaben, über bie bon tfjm betriebene „inbnflrtette Slnftolt" bie 
nad)fotgenben gragen nebenan 311 beantworten wnb gtüar audj in bem ftctiit, 
wenn er, foweit an üjm, bie grage 29 bernetnenb beantworten foHte : 



1. 3n welker gemeinte befmbet ftrfj baö 

(Stabliffement? 

2. Hielte likiikiüii wirb in bemfelben 

betrieben ? 

3. 2ßer ift ber mrnhurtlit* feittr beS* 

fetben? 

4. Selbes iß bie «ffammt|al|l Irr in tan 

«tablif erneute trff^aftiöten arbeitet? 

5. Siebiele bon biefer ÖJefammtga^ ftnb 

ertt)arf)fene Arbeiter über 18 ftafjren? 

6. SStebiele bon bicfcn ftnb männlidje 2lr= 

better ? 



gUttwwt* 



2 

7. Sieöiete finb roeibticfje Arbeiter? 

8. Siebiele öon ber (SJefammtaafjl (3iff. 4) 
finb unerroacfjfene Arbeiter unter 18 
Qafjren ? 

9. Siebiete öon biefen finb 18-16jäf)rig? 
unb §roar männliche? 

roeibficfye ? 

10. Sieöiete 16— 14jäljrtg? 
unb jroar männliche? 

tt>eibUrf>e ? 

11. Sieöiete unter 14 3at)re alt? 
unb jroar männliche? 

roeibtidje ? 

12. §at ba3 (Stabtiffement einen mundet* 
ktii|riti IWrielr (£ag unb 9?ad)t)? 

Senn ja, baS gange Jjafjr binburd) ? 
ober nur tnafyrenb getoiffer, aber reget* 
mäßig töieberfefjrenber Venoben ? 

13. Ober fjat baffetbe nur £age§betrieb ? 
Senn{a, auSfcfytießtid) nur£age§betrieb? 
ober mit au§naf)m§ro eifern Nachtbetrieb ? 

14. arbeitet ba§ (Stabtiffement mit tnedja* 
nifdjen Motoren irgenb meiner 2(rt? 

15. 3ft bie Jtouer her tügU^eu Jrbeit in bem 

(Itabtiffement biefetbe für bie erma^fenen 
unb bie unerroadjfenen Arbeiter? 

16. Senn Ja, roetd)e§ ift bermaten bie re* 
getmäßige 2)auer ber £age3arbeit? 

17. Senn nein, roetd)e3 ift bermaten bie reget* 
mäßige 2)auer ber £age§arbeit ber @r* 
road)fenen ? 

-q Serben befonbere 2tu§nat)men gemadjt 
*ür bie öerfjeiratljeten grauen? 

33eia^enben gattS roetdje? 



3tntnt0trt* 



19. SeldjeS ift bermalen bie regelmäßige 
2)auer her £ageSarbeit ber iungett Stütz 
bon 16—18 ftaljren? 

20. SeldjeS ift bennalen bie regelmäßige 
Stauer ber £ageSarbeit ber jungen Seute 
bon 14—16 §aljren? 

21. ©enteßen bte tinber gleidföeitig reget* 
mäßigen SJptabrritn 

Senn Ja, nriebiele @tunben tagüc^ 
im @ommer? 

im Sinter? 

in ber öffentlichen @d)ule? 

in einer befonbern gabriffdmle ? 

22. 3ft an ben ghrcalmtoii m Sunt* nnk 
Jtjttafttil bie SlrbeitSbauer biefelbe, ttrie 
an anbern Sagen, ober ift fie rebugirt ? 

Senn ja, um nriebiel $tlt? 

23. 3fi baS ©tabliffemeut im gatte, ,,ww« 
tK^marotift" gferühtgenuig ber Strbeitjg* 

geit eintreten gu laffen? 

Senn ja, feljrt tiefe „au$nal)m3tt)eife" 
Verlängerung jebeS 3afyr $u genriffen 
3eiten roieber? • 

Sie oft tritt fie ein unb ttrie lange 
bauert biefelbe in ber föegel an? 

24. (Sjciftirt bereits eine fog. fftlrrihortiuiiig 
in bem (Stabttffement,? 

25. Sar nadj ber ftantonSgefefcgebung eine 
Genehmigung berfetben burdj bte ftaatüd^e 
SBeljörbe erforberlirf) ? 

Senn Ja, Ijat bie gabriforbnung bie 
(Genehmigung ber fompetenten 93efjörben 
ermatten unb bon wann batirt biefe 
(Genehmigung? 

26. 3ft biefelbe gebrueft? 

27. 3ft fte in ber gabri! felbfl angeflogen ? 



gUttwtftrt* 



28. ganb bie Jluftialjlttng \tx Irbfitrr bis 

jefct mti) gteidtybleibenben, regelmäßigen 
3ettabftf>nitten ftatt? 

9?adj meldjen 3eitabfd)nitten ? 

Selber £l)eü beS Arbeitslohnes blieb 
ietDeilen am 3 a *)fta9e ausfielen? 



29. (grastet ber öerantroortftd)e fetter beS 
(StabüffementS , ba§ baffetbe unter baS 
gabrifgefefc falle, ober baß eS nidjt 
barunter falle? 

30. Senn SefctereS, aus toeldfyen ©rünben? 



Ort imb Saturn: 



gUttwtfvt* 



S3ef Reinigung ber föidjtigfeit obiger Angaben burdj ben 
&5ef beS (StaMiffementS. 



i. 

diejenigen gabrifanten, meldte bte SBeftimmung Art. 13, Abfafc 3, 
lautenb : 

,Jei lohikotioitöjroeigeu, He t(prer Pater na4 einen nnnntetlmulienen 
getrieb etfarhern, bann regelntafji&e ilo^tarbeit ßattfmlen." 
für ftcf> in Antyrud) nehmen, fjaben fitf) gemäg Abfafc 4 beffelben ArtifelS 
„bei bem SöunbeSratlje über bte Stfotljroenbigfeit ununterbrochenen Betriebes 
auSgumeifen unb mit ilpr Eingabe gteid^eitig ein Reglement öorgulegen, 
aus roeldjem bie ArbeitSorbnung unb bte auf bie Arbeiter entfaßenbe 
Arbeitszeit, tt»etct)c unter feinen Umftänben für ben Gnnjemen 11 @tunben 
roafjrenb 24 ©tunben üb erf rfjreiten barf, erfidjtlidj ift. 

2)te SBeroittigung !ann bei üeranberten S5err)ältntffcn ber gabrifation 
jurücfgegogen ober abgeänbert roerben." 

3ur (Sinreidfyung biefer Eingabe an baS ©ifenbaljn* unb $anbetS* 
bepartement ju $anben beS 23unbeSratljeS ift grift gefegt bis 31. Januar 1878. 

II. 

Wlatfyt ein (Stabtiffement mit ununterbrochenem betrieb audj Antyrucfy 
auf SBermenbung öon iungen beuten Don 14 bis 18 Qaljren jur ittadjt* 
arbeit, fo ift audfy t)iefür befonbere SBennttigung beS SBunbeSratljeS erforberlid) 
(Art. 16, Abfafc 3). 2)er gabrifant, melier ftcf) in biefem gaffe beftnbet, 
fyat in ber bezüglichen Eingabe, tt>etd)e ebenfalls bis 31. Januar 1878 gu 
»"ndjen ift, näljer anzugeben, in tneldjer SBeife bie S5ermenbung ber iungen 

ftattfinben fotf. 



Beilage VI. 

Fragenschema, vereinfachte Form. 

(S. pag. 105). 



Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken. 

Vom 23. März 1877. 



Fragenschema. 

Kanton : 

Adresse: 



magert tft, nätjer anzugeben, in toeldjer Söeife bte SSermenbung bev jungen 
£eute ftattfinben fott. 
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